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Dasvietnamesische Volk muß siegen 


jeit 30 Jahren führt das viet- 
namesische Volk einen fast 
seine nationale Unabhängigkeit und 
eine sozialistische Zukunft, 
Zwischen 1940 und 1954 
kämpften die Vietnamesen gegen 
den französischen Kolonialismus, 
‚der im 19. Jahrhundert die Länder 
Indochinas (Vietnam, Laos ‚und 
Kambodscha) unterworfen hatte. 
Dieser Kampf endete mit der ka- 
tastrophalen Niederlage der fran- 
zösischen Kolonial-Truppen in ih- 
tem Stützpunkt Dien-Bien-Phu. Im 
Juli 1954 kam in Genf ein Abkom- 
men zustande: die drei Länder 
Indochinas © wurden selbständig. 
Vietnam wurde provisorisch ent- 
lang des 17. Breitengrades geteilt. 
Innerhalb von zwei Jahren sollten 


der Vietminh (d.h. der Kommuni- 
sten) bringen würden, verhinderten 
sie diese Wahlen, 

So war das Volk Vietnams er- 
neut gezwungen, für die Freiheit 
und Einheit seines Landes zu kämp- 
fen. Gegen das Volk „engagierten“ 
sich die US-Imperialisten auf Sei 
ten der südvietnamesischen Dikta- 
toren, indem sie zuerst modernste 
Waffen und später auch eigene 
‚Truppen schickten, 

Nach den. totalen Niederlagen 
im Bodenkrieg, nach dem Schei- 
tern der „Vielnamisierung“ muß- 
te die US-Regierung der Aufnahme 
von Verhandlungen In Paris zu- 
stimmen, die im. Herbst 1968. be- 
gannen. Nach weiteren Niederla- 
‚gen des US-Imperialismus, u.a dem 
erfolglosen Versuch einer Vermi- 


Nordvietnamesische Soldaten auf einem abgeschossenen B 52 Bomber 


dann in beiden Teilen Vietnams 
freie Wahlen stattfinden, um eine 
einheitliche Regiering des Landes 
zu bilden, 

Die US-Imperialisten, die schon 
den französischen  Kolonialkrieg 
massiv unterstützt hatten, nisteten 
sich nun anstelle der abziehenden 
Franzosen in Südvietnam ein. Da 
die US-Regierung damit rechnete, 
daß freie Wahlen einen großen Sieg 


nung der nordvietnamesischen Kü- 
sten, schien es im Herbst 720, als 
könnte ein Friedensabkommen 
demnächst unterzeichnet werden. 
Dann hegann Mitte Dezember das 
mörderische- Bombardement der 
Wohnviertel vun Hanoi und 
Haiphong. Das militärische Schei- 
tern dieser Luftangriffe und die 
massiven Pröteste in aller Welt ha- 
ben die US-Regierung inzwischen 


erneut an den Verhandlungstisch 
in Paris gezwungen. 


Das Nean-Punkte-Abkommen 

Kurz vor den Präsidenten-Wah- 
len in den USA wurde bekannt, 
daß sich die Verhandelnden in Pa- 
is Mitte Oktober auf em Abkom- 
men geeinigt hatten, das in neun 
Punkten die weitere Zukunft 
Vietnams festlegte: 

Das Abkommen sicht das so- 
fortige Eintreten eines Waffenstill- 
standes und den Abzug der US- 
Truppen aus Vietnam vor. Der 
südvietnamesischen Bevölkerung 
soll die Möglichkeit gegeben wer- 
‚den, auf dem Weg von freien und 
demokratischen Wahlen unter in- 
ternationaler Überwachung über die 
politische Zukunft Südvietnams zu 
entscheiden. Die Wiedervereinigung, 
Vietnams soll Schritt für, Schritt 
‚durch friedliche Mittel verwirklicht 
werden. 

Die Unterzeichnung und Inkraft- 
setzung dieses Abkommens, dem 
sie schon grundsätzlich zugestimmt 
hatte, wurde von der US-Regierung 
immer wieder hinausgezögert. Da 
bei führte sie_Schwierigkeiten ins 
Feld, auf die sie,angeblich beim 
südvietnamesischen Militär-Regime 
gestoßen war. Mit dieser Begrün- 
dung forderte die US-Regierung die 
Aufnähme neuer Verhandlungen, 
um das schon vereinbarte Abkom- 
men wieder umzustoßen. 

Dabei stellt das Neun-Punkte- 
Abkommen aus der Sicht des viet- 
namesischen Volkes bereits einen 
Kompromiß dar. Entsprechend dem 
mehrfach geäußerten Wunsch der 
amerikanischen Seite soll die Frie- 
densregelung in z w ei Etappen 
erfolgen: zuerst die Beendigung des 
Krieges und im Verlauf der zwei- 
ten Etappe die Regelung der inne- 
ren Verhältnisse Südvietnams. Das 
Neun-Punkte-Abkommen enthält 
also ein ähnliches Dilemma wie 
das Genfer Abkommen von 1954, 
das von den US-Imperialisten ge- 
brochen wurde. Die Regierung 
Nordvietnams hat das Neun-Punkte- 
‚Abkommen als Ausfruck. ihrer 
„ernsthaften Haltung und des guten 
Willen beı der Suche nach einer 
friedlichen Regelung des Vietnam- 
problems" gekennzeichnet. 

Die US-Imperialisten und ihre 
Saigoner Vasallen wollen aber nach- 
träglich u.a. noch die Anerkennung 
der nationalen Einheit Vietnams 
aus dem Neun-Punkte-Abkommen 
streichen, um eine Wiedervereini- 
‚gung des Landes zu verhindern. 


Ohne Ankündigung hob Nixon 
Mitte Dezember den am 22, Okto- 


ber mit Rücksicht auf die „Schluß- Stadt lichten. Getroffen wurden 
phase“ der Pariser Verhandlungen Schulen und Krankenhäuser, Fa- 
erlassenen Tei-Bomben-Stop (für briken, Brücken, Straßen, Kraft- 
Gebiete nördlich des 20. Breiten- werke und Versorgungssentren — 
grades) wieder auf und bereitete gerade die Anlagen, die das viet- 
damit optimistischen Friedensstim- namesische Volk für den bevor- 
müngen, die sich nach Veröffent- stehenden Wiedersufbau und die 
lichung 'des Neun-Punkte-Abkom- Heüung der Kriegsschäden bend- 
mens ausgebreitet hatten, einjähes tigen wird. Die US-Imperialisten 
Ende schienen entschlossen, das durch- 

Mit einer Vielzahl von Einsitzen zuführen, was ein amerikanischer 
schwerer Bomber wurden gegen General als „Lösung“ des Vıeimam- 
Nordvietnam die schwersten Luft- krisges emplohlen hatte: Vietnam 
angriffe des ‚gesamten Krieges ge „zurück in die Steinzeit“ zu bom- 


ben über Nordvietnam abgeworfen, 
das entspricht eiwa der Sprengeraft 
von zwei Hiroshima-Atombomben. 

Die Angriffe richteten. sich in 


gespräche eine nene Stufe erreicht 
ie ‚haben. Eindeutig dokumentiert sich 

tausend Menschen getötet, die mei- r 

sten Bewohner mußten aus der Forts. Seite 2 
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Quang Tri nach der’Befreiung'durch den US-Imperialismus 


darin die Schwächeposition der 
US-Imperialisten und dagegen der 
militärische und politische Sieg des 
vietnamesischen Volkes 

Das Scheitern des US-Imperia- 
lismus in Vietnam ist eindeutig; 
doch selbst unter diesem, Kräfte- 
verhältnis versucht der Imperialis- 
mus noch, den Folgen dieser Nie- 
derlage auszuweichen. 

Vielmehr zeigen die brutalen 
Bombeneinsätze, die fast ausschließ- 
lich gegen die Zivilbevölkerung ge- 
richtet sind, eine qualitativ ‚neue 
Stufe der bisherigen Kriegsführung. 
Sie zeigen, zu welcher Brutalität 
der Imperialismus bereit. ist, wenn 
es darum geht, seinen Niedergang 
aufzuhalten. 

Nur zu deutlich entlarvt sich 
hier das Wesen des Imperialismus, 
für den der Sieg des Sozialismus, 
für.den jeder nationale Befreiungs- 
‚kampf-Einschränkung seiner Hesr. 
schaft bedeutet, mit der er sich nie 
freiwillig abfinden wird, auf die er 
mit brutaler Gewalt antwortet. An 
Vietnam wollen die US-Imperiali- 
sten das „Exempel statuieren‘“, mit 
welchen "Opfern. alle Völker zu 
rechnen haben, die sich gleichfalls 
gegen den Imperialismus erheben. 

Ein Sieg des vietnamesischen 
Volkes gegen den US-Imperialis- 
mus wäre eine großartige" Ermu- 
tigung für die übrigen Völker der 
Erde im Kampf gegen Ausbeutung 
und Unterdrückung; die US-Imperi- 
alisten scheuen deshalb kein Mittel, 
um ein Voranschreiten des Sozialis- 
mus in Indochina zu verhindern. 


Wachsamkeit und Kampf bis 
zum Sieg 


Die US-Regierung hat Ende De- 
zember die vorläufige Einstellung 
der Bombenangriffe gegen die Ge- 
biete nördlich des 20, Breitengre- 
des — vor allem die großen Städte 
Hanoi und Haıphong — angeordnet. 

Den US-Imperislisten. ist damit 
ein weiterer Versuch mißlungen, 
das vietnamesische Volk durch Ter- 
ror zu unannehmbaren Zugeständ- 
nissen zu zwingen. Die 
Luftabwehr in der Gesc 
Menschheit‘“ (Kommentar von US- 
Militärs) Uber Hanoi und Haiphong 
hat der US-Luftwafte die bisher 
schwersten Verluste zugefügt. Al- 
lein vom Typ des Langstrecken- 
bombers B 52, der bisher wegen 
seiner Flughöhe als unangreifbar 
galt, würden mehr als dreißig Stück 
abgeschossen. US-Militärs sprachen 
davon, daß bei jedem Angriff 
2:3% der teilnehmenden Flugzeuge 
verloren gegangen seien. 

Zur vorläufigen Einstellung der 
Bombardierung von Hanoi und 
Haiphong trug auch die breite Pro- 
testwelle in aller Welt bei, die 
auch die Regierungen zahlreicher 
kapitalistischer Länder zur Distan- 
zierung zwang. 

Aber noch ist der US-Imperio- 
lismus in Indochina nicht geschla- 
gen: Immer noch werden Gebiete 


in Südvietnam und in Nordviet- 
nam südlich des 20, Breitengrades 
‚bombardiert. Die Bevölkerung 
‚Nordvietnams hält ihre Wachsam- 
keit aufrecht. Noch ist. nicht aus- 
geschlossen, daß die US-Imperiali- 
sten die Pariser Verhandlungen er- 
neut blockieren, um zu noch be- 
stialischeren Formen des Krieges 
ihre Zuflucht zu nehmen. 


Internationale Solidarität 


Gegen die US-Kriegsverbrechen 
fanden im Dezember und Januar 
wieder große Demonstrationen in 
vielen Ländern statt, Diese Aktio- 
nen wurden auch nach der „Ein- 
schränkung“ der Lüftangriffe auf 
Gebiete südlich des 20. Breiten- 
gradesunvermindert fortgesetzt. Be- 
sonders bemerkenswert ist die De- 
monstration von 5070 000 Men- 
schen in Utrecht (Niederlande) am 
6. Januar, 

Auch in der BRDherrscht in der 
evölkerung allgemeine Empörung 
über die Kriegführung der USA. 
Diese Empörung schlägt sich aber 
nicht in breiten. Demonstrationen 
nieder, Im Gegenteil ist sogar ein 
Rückgang gegenüber früheren Zei- 
ten festzustellen. Das ist zum einen 
das traurige „Verdienst“ der Poli 
tik von SPD und. DGB, wirft aber 
zugleich ein bezeichnendes Licht 
auf die Schwäche der Kommuni- 
sten, die es nicht geschafft haben, 
eine breite Protestbewegung gegen 
den Vietnamkrieg der USA zu orga- 
nisieren. 

Hoch entwickelt ist dagegen die 
Anti-Kriegs-Bewegung in den skan- 
inavischen Ländern. In Schweden 
werden simtliche pölitisch und ge- 
werkschaftlich organisierten Arbei- 
ter bis zum 31. Januar von Haus zu 
Haus, von Betrieb zuBetrieb ziehen, 


um Protest-Unterschriften zu sam- 
meln. In dänischen Häfen boykot- 
tieren die Arbeiter US-Schiffe; die 
dänische Gewerkschaft plant die 
Organisierung eines Boykotts ame- 
rikanischer Waren. Boykott: gegen 
amerikanische Schiffe gibt es u.a. 
auch in Häfen Italiens und Austra- 
ins. 

Der massenhaft Protest hat so- 


Zusammenarbeit zwischen dem Volk und den nordvietnamesischen Befreiungskräften gegen den US-Imperialismus. 


gar die Regierungen zahlreicher ka- 
Pitalistischer Länder zu offiziellen 
Erklärungen gezwungen. Der deut- 
lichste Fall war der schwedische 
Ministerpräsident Palme, der die 
Luftangriffe der US-Imperialisten 
mit den Kriegsverbrechen der deut- 
schen Faschisten verglich. 

Die internationale Solidarität mit 
dem kämpfenden Vietnam ist von 
großer Bedeutung. Sie zeigt den 
Vietnamesen immer wieder, daß 
sie in ihrem Kampf nicht allein- 
stehen, sondern daß sie breite Un- 
terstützung, haben, weil sie eine ge- 
rechte Sache vertreten, die mit den 
Interessen des überwiegenden Teils 
der Weltbevölkerung übereinstimmt. 
Zugleich geht von der internationa- 
len Solidarität Druck auf die US- 
Imperialisten aus, die im Interesse 
ihrer Wirtschaft» und Außenpol- 
ik diesen Protest nicht völlig über. 
geben können. 


SPD/FDP-Regierung schweigt 


Die Regierung der SPD/FDP — 
mit „Friedenskanzler“ Brandt an 
der Spitze — hat es nicht einmal zur 
Geste einer minimalen Distanzierung. 
vom Bombenterror der USA ge 
bracht. 

Dadurch gerieten auch jene lin- 
ken Sozialdemokraten in Schwie- 
rigkeiten, deren Funktion es ist, 
die SPD als immer noch halbwegs 
akzeptable „Arbeiterpartei“ zu ver- 
kaufen, So wandten sich die Jusos 
mit.einer öffentlichen Erklärung 
an dieSPD-Führung und kritisierten 
deren Schweigen als Unterstützung 
der US-Aggression. Aber was haben 
dienJuso Genossen denn von einer 
Partelterwartet, die selbst 1918/ 
19. mit Außerster Brutalität die Ar- 
beiteraufstände in Deutschland nie- 
geschlagen ließ, die den Mord an 
den Äfbeiterführern Rosa Luxem- 
burg ‚ind Karl Liebknecht voll 
ziehen ließ, die am 1. Mai 1929 auf 
die demonstrierenden Berliser Ar- 
beiter schießen ließ? 

Brandt licß erklären, Taten seien 
wichtiger als Worte. Aber die Taten 
seiner Regierung stimmen mit ihren 
Worten. völlig überein: Unterstät- 
zung des US-Kriegs durch die soge- 
nannten „Devisen-Ausgleichs Zah 
lungen“ an die USA und Einreise 
verbot für Vertreter Nordviermams. 
Vollends zynisch ist die Erklärung 
eines Reperungsprecher, man 
habe nicht öffentlich protestiert, 
weil inan darüber unterrichtet ge- 
wesen sei, daß die Bombenangriffe 
zeitlich Deschränkt sein würden. 
Wenn also „nur drei Wochen lung 
40 000 t Bomben abgeworfen wer- 
den, wenn „nur“ mehrere tausend 
Menschen getötet werden — dam 
ist für den „Friedenskanzier” alles 
halb. so schlimm, und ein öffent 
cher Protest ist überflässig. Damit. 
hat die SPD-Führung das ganze pol 
tische „Glaubensbekeantnis“ des 
Sozialdemokratismus zuf eine kurze 
und eingrägsame Formel gebracht 
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m Sonnabend, dem 6. Januar 

73, führte der Kommunisti- 

he Bund in Hamburg mit 

seinen befreundeten Organisationen 

(SSB und ISE), das „Initiativ-Ko- 

mitee Arbeiterhilfe“ und der Ring 

Bündischer Jugend eine Solidari- 

tätsdemonstration für Kampf und 

Forderurigen des vietnamesischen 

Volkes durch, an der sich etwa 

1 800 Menschen beteiligten. Die 

Hauptparolen der Demonstration 
waren: 


Sofortiger Stop der Bmbardie- 
rung Nordvietnams 


Sofortige Unterzeichnung des. 
Neun-Punkte-Abkommens 


Amis raus aus Indochina 


Dieser Demonstration schlossen 
sich auch die „Sozialistische Stu- 
dentengruppe“ (Hamburger Ableger 
des Zirkelblocks  Bremen-Heidel- 
berg) und die Gruppe „KPD“ in 
eigenen Blöcken und mit eigenen 
Parolen und Transparenten an. 

Die Initiative für diese Demon- 
stration ging von unserer Organi- 
sation aus, Der Kommunistische 
Bund hatte diese Demonstration 
zunächst für den Sonntag unmittel- 
bar vor Weihnachten geplant, Wir 
schätzten dann aber mit Rücksicht 
auf die Ferien der Schüler und 
Studenten ein, daß die Demonstra- 
tion im neuen Jahr größere Mög- 
lichkeiten der Mobilisierung bieten 
würde, 

Entgegen früheren Praktiken ver- 
zichteten wir diesmal darauf, die in 
Hamburg zahlreich angesiedelten 
super „linken“ Sekten sowie die 
revisionistische DKP zuvor noch zu 
‚Gesprächen einzuladen, um den Ver- 
such einer „gemeinsamen Demon- 
stration“ mit ihnen zu unternch: 
‚men, Darüber haben sich nachträg- 
lich einige super „linke“ Gruppen 
beschwert,und scheinheilig,auf die, 
„Prinzipien der Aktionseinheit“ 
hingewiesen, die sie durch unser 
Vorgehen verletzt sehen. 

Indes übersehen die Sektierer ge- 
issentlich, daß gerade sie es waren, 
die ein mögliches gemeinsames Vor- 
‚gehen mit dem Kommunistischen 
Bund immer mehr erschwert und 
derzeit nahezu unmöglich gemacht 
haben, 


Vietnam- Demonstration i in nm 
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Base seen 


‚Abgesehen 
SSG, die einen gewissen Einfluß 
unter den antiimperialistischen Stu- 


Vielleicht von der 


denten hat, sind die meisten Ham- 
burger Polit-Sekten derart mickerig, 
daß sie mit ihren 100-200 Mann 
sich kaum zu eigenen Demonstra- 
tionen auf die Straße trauen. Das 
‚Anhängen an Aktionen des Kommu- 
nistischen Bundes erscheint ihnen 
deshalb als fabelhafte Gelegenheit 
der Selbstdarstellung. 

In den bisherigen „Bündnisge- 
sprächen“ haben die Sektierer die 
Politik vertreten, daß der Kommu- 
nistische Bund zwar seine Mitglieder 
und Sympathisanten mobilisieren 
darf, aber ansonsten keinerlei Rech- 
te-hat, Einen Höhepunkt erreichte, 
diese windige „Politik“ bei den 
‚Vorgesprächen zur Hamburger De- 
monstration gegen die Ausländer- 
Verfolgung am 27. September letz- 
ten Jahres. Damals beschlossen die 
Sektierer mit. der zahlenmäßigen 
Mehrheit ihrer Gruppen, daß der 
Komimunistische Bund während der 
Demonstration keine eigene Rede 
halten dürfte, Bei diesen „Bünd- 
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misgesprächen“ war es z.B, such 
nicht möglich, über die Hauptpa- 
rolen der Demonstration politisch. 
zu diskutieren. So gelang es dem 
trotzkistischen Grüppchen „Prole- 
tarische Front“ (ca. ein Dutzend 
Mitglieder) die Parole „Gegen den 
Abbau demokratischer Rechte“ 
(eine Parole der „KPD“) zu Fall 
zu bringen. indem sie „drohten“, 
andernfalls nicht an der Demon- 
stration teilzunehmen. Dieses „Ar- 
‚gument“ versetzte den übrigen Sek- 
ten einen solchen Schrecken, daß 
sie ohne Diskussion geschlossen ge- 
gen diese Parole stimmten. 

Der Kommunistische Bund 
schloß-sich damals, nach einer eige- 
nen Anfangs-Kundgebung auf einem 
in der Nähe gelegenen Platz, der 
Demonstration an. (Im Block des 
KB demonsttierten über 1000 Men- 
schen, in den Blöcken der übeı 
zwanzig super „linken“ Sekten da- 
gegen nur etwa 500, z,T. zus ganz 
Norddeutschland _zusammenge- 
karrt.) 

Wir zogen damals die Schluß- 
folgerung, in Zukunft nicht mehr 
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an derartigen „Bündnisgesprächen“ 
teilzunehmen: * die Sekten-Häupt- 
linge hatten hinlänglich „offenbart, 
daß es ihnen nicht um die Sache zu 
tun ist, sondern um die Stärkung 
ihrer jeweiligen Sekte auf Kosten 
des Kommunistischen Bundes. 
Kommunistische Politik in solchen 
„Bündnisgesprächen“ durchzusetzen 
oder auch nur zu diskutieren ist un- 
möglich, da sie von den Sektierern 
durch die Vielzahl ihrer Grüppchen 
(die jeweils mit eigenem stimmbe- 
Techtigten „Delegierten“ vertreten 
waren) einfach niedergestimmt wird. 


DKP-Führer — Spalter 
immer 


Die DKP und der von ihr beein- 
Außte Block revisionistischer Grup- 
pen und Orginisationen hat uns 
schon mehrfach bei früheren An- 
lässen mitgeteit, daß man „grund- 
sätzlich zu gemeinsımen Demon- 
strationen nicht bereit“ sei, Nicht 
einmal, wenn man sich auf gemein- 
same Inhalte, Parolen und Reden 
einigen sollte — wie ein Hamburger 


wie 


DKB-Führer einmal unverhohlen zu- 
zb. 


Im Zusammenhang mit unserer 
Vietnam-Demonstration hat sich die 
DKP ein neues Bravour-Stückchen 
geleistet: 

Einen Tag, nachdem erstmals 
unser Aufruf-Flugblatt verteilt wor- 
den war, kreuzte der von der DKP 
dirigierte „Arbeitskreis, Vietnam“ 
mit einem offenbar astig zusam- 
mengedonnerten Aufruf zu einer 
„eigenen“ Demonstration auf. Of- 
fenbar wollte die DKP wieder ein- 
mal „verhindern, daß allzuviele zum 
KB laufen“, wie uns bei einem ähn- 
lichen Anlaß seitens der DKP ein- 
mal mitgeteilt wurde, 


Dennoch freut es uns natürlich, 
wenn unsere Initiative nebenbei die 
DKP-Führer genötigt hat, auch ihrer- 
seits „Solidarität mit dem kämpfen- 
den Vietnam“ zu bekunden. Wir 
sprechen auch nicht unbedingt ge- 
‚gen mehrere Demonstrationen ver- 
‚Schiedener Organisationen aus dem 
gleichen Anlaß. Hamburg ist groß! 
Aber diesmal hatte sich die DKP 
etwas „Besonderes“ ausgedacht. Sie 
meldete ihre Demonstration für den 
@eichen Tag, nur eine halbe Stunde 
früher und kaum fünf Minuten von 
unserer entfernt an. Der in der Mit- 
te liegende Hauptbahnhof, über den 
die meisten Demonstranten kamen, 
war von den Flugblattverteilern und 
Lautsprechern der DKP umlagert, 
die versuchten, möglichst viele Men- 
schen noch zur DKP-Demonstration 
vor dem Gewerkschaftshaus zu 
locken. 


Das stärkste.Stück leistete sich 
‚dabei der schon früher durch aller- 
hand Provokationen aufgefallene 
Werner Stürmann, derzeit steler- 
ireiender Vorsitzender der Ham- 
burger SDAJ, früher Führer einer 
„links“ sektiererischen Studenten- 
Gruppe namens „Arbeiterbund/ ML". 
Dieser Provokateur gab über Laut- 
sprecher bekannt, die Demonstra- 
tion des KB sei „kurzfristig vors 
Gewerkschaftshaus verlegt“ 

Und de Demonstranten ste 
gleich dorthin gehen, also zur DKP. 
(An dieser Demonstration, die auch 
von den Jusos unterstützt wurde, 
nahmen etwa 1200 Menschen = 


EEE 
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streikt (ohne den Segen der haupt- 
amtlichen Funktionäre einzuholen), 
am Mittwoch streikten 15 000 Me- 
taller in Nordbaden/Nordwürttem- 
berg, dem Zentrum des Streiks von 
1971. 25 000 Kollegen aus dem 
Raum Mannheim und Schwäbisch 
Gmünd demonstrierten in mehr- 
stündigen Warnstreiks ihre Kampf- 
bereitschaft und sagten mit einer 
Demonstration am 11. Januar zum 
Stuttgarter Verhandlungsort dem 
Abbau Ihrer Löhne den Kampf an. 


Das Geschäft mit der Angst 


Für die Kapitalisten, war. die 
Marschroute für die Tarifrunde kl 
Ein Lohnabschluß, der den im letz- 
ten Jahr eingeleiteten Lohnabbau 
fortsetzt, 

In einer breit angelegten Kam- 
pagne über Presse, Rundfunk und 
Fernsehen wurden die auf 6,5% ge- 
stiegenen Preise benutzt, mit dem 
Gespenst der Inflation und der da- 
hinter lauernden Arbeitslosigkeit Un- 
sicherheit und Angst in der Bevölke- 
mung zu entfachen, Immer wieder 
wurde die Verbindung zwischen 
Stabilität und der Tarifrunde gezo- 
gen. Einzige Konsequenz dieser Sta- 
büitätskampagne war: Stabilität 
jetzt durch einen niedrigen Abschluß 
— oder nie, 

Auf den Nenner gebracht: in der 
Bevölkerung sollte die Meinung ge- 
festigt werden, daß vor allem die 


„Maßlosigkeit” der Arbeiter in ihren 
Forderungen Ursache der Preisent- 
wicklung sind. Daß diesem demago- 
gischen Gerede weniger die Arbeiter, 
wohl aber kleinbürgerliche Schich- 
ten aufsitzen, ist eine Erfahrung der 
letzten Jahre, 


Ungestörter Profit,,aufschwung” 


Nachdem die Jahre 1971 und 
1972 den Kapitalisı ı nicht die ge- 
wünschten  _Gewinnsteigerungen 
brachten, sind für 1973 wieder gro- 
86 Gewinne zu erwarten. 

Seit Oktober 1972 füllen sich die 
Auftragsbücher, rapide, besonders in 
der Metall- und Stahlindustfie. Seit 
Ende letzten Jahres ist auch wieder 
verstärkt der Bedarf an Arbeitern 
spürbar: die Arbeitslosenziffern wa- 
Ten zum erstenmal im Jahr 72 am 
Sinken. Insgesamt sind die Kapitali- 
sten für 1973 auf einen Konjunktur- 
Aufschwung vorbereitet. So hat z.B. 
das Volkswagenwerk für 1973 die 
Neueinstellung von mindestens 4000. 
Arbeitern angekündigt, nachdem 
noch im letzten Jahr 1 000 Arbei- 
ter und Angestelte entlassen wur- 
den bzw, nach Eigenkündigung 
nicht ersetzt wurden. 

Der erwartete Aufschwung in 
diesem Jahr soll möglichst unge- 
stört über die Bühne gehen. Dazu 
wollen die Kapitalisten geringe Ko- 
stensteigerungen (wozu auch die 
Löhne gehören) durchsetzten. 


- 


Steigende Aufträge schon. am 
Jahresanfang hieß in dieser Tarif- 
runde auch, daß ein Streik der Ar- 
beiter nicht ins Konzept paßt. Im 
Gegensatz zum Streik der Metallar- 
eiter 1971, auf den die Kapitali- 
sten im damaligen Konjunkturab- 
schwung mit vollen Lägern und 
Streik als Ersatz für Kurzarbeit (wo- 
bei das Kurzarbeitergeld wegfällt!) 
vorbereitet waren, stehen sie jetzt 
mit dünnen Beständen, aber vollen 
Auftragsbüchern day nichts kommt 
da natürlich ungelegener als ein 
Streik, 

Eine weitere Sorge der Kapite- 
listen in dieser Lohnrunde gilt aber 
auch schon den zu erwaftenden Re- 
aktionen der Arbeiter, die, wenn der 
Aufschwung deutlich sichtbar wird, 
auf’ die Idee kommen könnten, 
sich den ihnen vorenthaltenen An- 
teil selbst zu holen. Dazu schreibt 
das Kapitalistenblatt „Wirtschafts- 
woche": „Öffentlichkeit (gemeint 
sind die Unternehmer!) und Regie- 
ung erwarten niedrige Lohnforde- 
Tungen. Auf der anderen Seite müs- 
sen wir verhindern, daß ein Nach- 
holbedarf (der Arbeiter) wie 1969 
entsicht. Den Gewerkschaftsoberen 
Würde es sicher nichts ausmachen, 
bei einer niedrigen Lohnrate abzu- 
schließen, wenn die Mitglieder nicht 
Fevoltierten". 

Die Kapitalisten haben aus den 
Streiks vom September 1969 ze- 
lernt 

Dar als waren es vor allem die 
die 


Metallverarbeitung, durch 


Kampfaktionen und Streiks außer- 
halb der üblichen Tarifverhand- 
ungen angesichts immer weiter ste 
gender Profite und miserabler Lohn- 
abschlüsse erhebliche Lohnsteige- 
nungen erkämpften und den Kapi- 


talisten damit empfindliche Schl- 


ge versetzten. Solche massiven Ak- 
tionen der Arbeiterklasse wollen 
sie in diesem Jahr, wo eine ähn- 
liche Situation bevorsteht, auf je- 
den Fall verhindern. 


Forts. nächste Seite 


Zweite Urabstimmung der Eisen- und Stahlarbeiter in NRW, 65% stummen 
Arbeiter der Stahlindustrie und der mit NEIN — hier Kollegen der August Thyssen-Hütte in Duisburg-Hamboen 


bei der Stimmabgabe. 


- 


Seite 4 


Arbeiterkampf Nr. 25/Jan. 73 


SPD-Regierung — im Dienste 
des Kapitals 


Setzen die Kapitalisten. zur 
Durchsetzung ihrer ökonomischen 
Ziele zur Zeit auch noch vorwie- 
gend auf die „vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit‘“” mit den Gewerk- 
schaften, so unterließen sie es in 
ihrer Stabilitätskampagne dennoch 
nicht, immer wieder offene Drohun- 
gen an die Adresse der Arbeiterklas- 
se zu richten: für den Fall, daß 
nicht ‚genehme Forderungen aufge- 
stellt würden, drohten sie mit der 
Aufhebung der Tarifautonomie und 
der Bildung eines Stabilitätspaktes 
aller „Beteiligten“ unter dem „Pa- 
tronat” der ihnen treu ergebenen 
Regierung mit Willy Brandt an der 
Spitze. 

Daß die Zusammenarbeit noch 
funktioniert, bewies Helmut. 
Schmidt. der Ohr und Tatkraft 
den „Forderungen der deutschen 
Virischstt” lieh und mıt dieser 
Regierung sofort nach den Wahlen 
das „Ringen um die Stabilität“ in 
den Mittelpunkt der Politik rückte, 
In. vertraulichen Gesprächen ver- 
sprach Schmidt den Kapitalisten 
Hilfe, 


Weniger mit. großen Worten, da- 
für aber mit geschickter Taktik 
führte er die Aufträge der Kapita- 
listen aus: „Ich halte wenig von 
öffentlich herausposaunten Orien- 
tierungsdaten, und ich werde das 
alles im. Einzelgespräch mit den 
Gewerkschaften klären‘, versprach 
er—und tats, 

Mit der IGM fand dieses Ein- 
zelgespräch statt, was in der vom 
Gewerkschaftsvorstand bei den Mit- 
gliedern durchgeboxten 11%-For- 
derung zum Ausdruck kommt. 
IGM-Vorstandsmitglied Hans Mayr 
hinterher: „Die 11%-Forderung ist 
ünser Beitrag zur Stabilität”, 


Doch noch auf andere Weise 
leistet die Regierung den Kapita- 
listen Hilfe, 

Weil den Kapitalisten einzu offen- 
sichtlicher Lohnraubabschluß zu ge- 
fährlich. ist, verlangen sie, einen 
Teil der Frhähune uch &ı 
wieder abzuschöpfen. So kündigte 
die Kegerungparte, die auch mit 
der Ankündigung einer Steuerre- 
form Stimmen sammelte, unver- 
hohlen nach den Wahlen an 
(Schmidt): „Ein denkbarer, mögli- 
cher vielleicht. sogar nötiger Kon- 
junkturzuschlag ist dann zu ent- 
scheiden, wenn zu erkennen ist, 
wie sich die Lohnerhöhung auf den 
weiteren Verlauf der Preiskurve im 
Jahre 1973 auswirkt.” Noch deut- 
licher wurde der neue Wirtschafts- 
minister Friedrichs: „Ich halte es 
nicht für sinnvoll, mit einer solchen 


Maßnahme zu drohen (1), che die 
Tarifabschlüsse bekannt sind." 

Mit der Erhebung des ]0-pro- 
zentigen Konjunkturzuschlages, der 
nicht zurückgezahlt. wird; spekulie 
ren Kapitalisten und Regierung da- 
rauf, daß viele Arbeiter Steuer und 
Lohnabschluß nicht miteinander in. 
Verbindung bringen, 


IGM-Führer — „Wir 
keinen Streik ”" 


wollen 


Deutlicher als jemals zuvor be- 
wies die IG-Metall-Führung in die- 
ser Tarifrunde, wie ernst sie die 
Sorgen der Kapitalisten nimmt, wie 
sie bemüht ist, deren Wünsche zu 
erfüllen, In unverschämter Of- 
tenheıt drückte IGM-Vorsitzender 
Loderer in einem Interview mit 
dem „Handelsblatt“ aus, welche 
Sorgen diese Tarifrunde ihm be- 
reitet, Daran wird auch deutlich, 
wie sehr die Gewerkschaftsführer 
immer wieder zwischen den Auf- 
trägen der Kapitalisten und dem 
Hinhalten der  gewerkschaftlichen 
Basis taktieren müssen. 

Loderer: „Ein Tarifabschluß von. 
8% wäre wenig genug. Es war nicht 
so leicht, die 11% bei den eigenen 


Leuten durchzubringen (1). 
von uns wollten mehr fordern.” 
Weiterhin führte er aus, daß-in die- 
sen 11% ein Risiko stecke, was bei 
dem sich abzeichnenden Konjunk- 
turaufschwung zu größeren Unruhen 
in den Betrieben führen muß, ähn- 
lich wie es in den September- 
streiks 1969 der Fall war, „Das 
kann weder im Interesse der Ge- 
werkschaften noch der Regierung 
und der Arbeitgeber sein“ und 
„Wir wollen keinen Streik“ 
Entsprechend den Forderungen 
der Kapitalisten sollten in dieser 
Tarifrunde möglichst alle Unsicher- 
heitsfaktoren, wie es besonders ein 
Streik ist, ausgeschaltet werden. So 
war denn die‘ gesamte Metalltarif- 
runde 1973 generalstabsmäßig ge- 
plant. Anfang Oktober 1972 legte 
der IGM-Vorstand in einer Klau- 
surtagung fest, wie in den einzelnen. 
Bezirken die „maßvollen, stabil 
tsgerechten‘“ Forderungen durch- 
gesetzt werden können. Wichtig- 
ster Beschluß war: rasche Auf- 
nahme der Verhandlungen, schnet- 
ler Abschluß. In Geheimverhand- 
lungen mit Helmut Schmidt (noch 
vor den Bundestagswahlen) und 
dem Kapitalistenverband Gesamt- 
metall am 21. 11. 72 wurden die 
taktischen Maßnahmen abgestimmt. 
Zuvor war Anfang November die 
Forderung für die Stahlindustrie 
vom Vorstand mit 11% mehr Ge- 
halt und 60 Pfg. mehr Lohn fest- 
gelegt worden. Die einstimmige 


Forderung der Tarifkommission bei 
Klöckner/Bremen von 16,5% bzw, 
75 Pfg. wurde auf die seibe Höhe 
zurechtgestutzt. Dazu schrieb das 
Betriebsorgan der IGM, die „Me- 
tal“ in der Nr. 23 am 7,11. lapidar: 
„Abweichend von der Empfeh- 
lung (?) der zuständigen Tarifkom- 
mission hat der Vorstand für den 
Tarifbereich der Klöckner-Hütte 
Bremen folgende Forderungen auf- 
gestellt: . ” und zählt dann die 
11%-Forderung auf, 

Innerhalb einer Woche waren 
Ende November die 11%-Forde- 
rungen in den einzelnen Bezirken 
der Metallindustrie durchgezogen 
und wurden am 4.12. vom Vor- 
stand „genchmigt”. In der Stahl 
industrie folgten ab 14.11. dre 
Verhandlungen, die nach einem 5,6% 
‚Angebot der Unternehmer für ge- 
scheitert erklärt wurden (am 14.12.) 
aber erst für eine Woche später am 
20./21. 12., kurz vor Weihnachten, 
wurde die Urabstimmung angesetzt, 
die mit 97% der abgegebenen Stim- 
men ein überwältigendes Ergebnis 
für Streik brachtes 

Inzwischen nutzte-die IGM-Füh- 
rung die Zeit zwischen Weihnachten 
und Neujahr, die in vielen Stahl- 
betrieben durch Betriebsurlaub eine 


Unterbrechung der fortlaufenden 
Diskussion unter den Kollegen ge- 
bracht hatte, um weitere Maßnah- 
men festzulegen. Schon die Ver- 
kündung des Streiktermins für den 
11.1. (also erst drei Wochen nach 
der Urabstimmung) mit dem zu- 
ätzlichen Hinweis der weiteren Ver- 
handkungsbereitschaft beieinem An- 
gehot deutlich über 5.6%. reizte 
die Richtung. Die bürgerliche 
Presse veröffentlichte Kommen - 
tare mit dem Inhalt: Annähe- 
rung knapp über 8% möglich und 
keine der beiden Seiten will Streik. 

Prompt kam im neuen Jahr die 
Bereitschaft der Unternehmer zum 
Verhandeln. Die IGM erklärte den 
Arbeitern zwar, daß sie am 4.1. 
nicht verhandelt, sondern nur In- 
formationsgespräche führen wolle. 
Verhandlungen erst, wenn ein deut- 
lich höheres Angebot vorliegt, was 
noch nicht der Fall war. Zur selben 
Zeit werden aber in aller Stille die 
Vorbereitungen für den Abschluß 
getroffen. Vorher (!) wird die Ta- 
rifkommission vorsorglich für den 
5.1. vormittags zusammengerufen, 
für den Nachmittag hat der Vor- 
stand eine Sitzung angesetzt. 

Und so werden aus den Informa- 
tionsgesprächen noch am 4.1. abends. 
offizielle Verhandlungen, und nach 
14 Stunden endet die „Lange Nacht 
der harten Zahlen“ schließlich mit 
dem 8,5% Abschluß über 13 Mo- 
nate. Wie die Faust aufs Auge paßte 
sich dann die „zufällige“ Sitzung 


der Tarifkommission in dieses Bild 
ein und durfte dann gleich abstim- 
‚men. Mit der „Genehmigung“ durch 
den Vorstand ging der Plan auf, 

Mehr als im letzten Jahr wurden 
in diesem Jahr aus den Betrieben 
Forderungen aufgestellt. Die Aus- 
einandersetzungen fanden vor allem 
in den Vertrauenskörpern statt und 
wurden von da in gewerkschaftliche 
‚Gremien getragen: in Funktionärs- 
und Vertreterversammlungen, 2.1. 
auch in die Tarifkommissionen. 
Schwerpunkt der Auseinanderset- 
zungen war die Frage,oh linare nder 
‚prozentuale Forderungen gestellt 
wenden len, Der größte Beil set 
Forderungen waren lineare Beträge 
‚gwischen 100, und 150, DM. Die 
Diskussionen schlossen in der Regel 
‚mit der Verabschiedung von Resolu- 
tionen an den IGM-Vorstand und 
die Tarifkommission ab, Vielfach 
gelang es in diesem Jahr den Ver- 
trauensleuten, die betrieblichen Ta- 
sifkommissionsmitglieder mit ge- 
bundenem Auftrag in die Tarif- 
'kommissionssitzungen zu schicken, 
was sich in verstärktem Widerstand 
gegen die vom Vorstand diktierte 
Forderung ausdrückte: bei Klöckner 
100 % Widerstand, in Nordrhein- 
Westfalen nur eine knappe Mehrheit 


von Streiksusn. zeingt es der Ge 
Werkschaftsfährung immer wieder, 
Sie Initiativen ins Leere verpuffen 
zu iassen, 

So war auch vielfach die Orien- 
Yierung in diesen Diskussionen kurz- 
Schtig Dieentscheidende Frage war 
Sicher nicht, ob lineare oder pro- 
zentuale Forderungen in die Reso- 
Iutionen aufgenommen werden, 
Vielmehr kommt es darauf an, die 
Diskussion in den Betrieben selbst 
zu entfachen (Ein gewisser Ansatz 
hierzu wurde z.B. von Vertrauens. 
Teufen hei Biohm & Vo in Ham- 
burg gemacht.) und die Forde - 
nung nach Beteiligung und bc. 
summung dei lunipabuk durch 
die Arbeiter breit zu verankern. 
Die Gewerkschaftsflhrung erweist. 
sich jedoch immer wieder als der 
falsche Adresat für unsere Forde- 
ungen — kalt licheind setzt sie 
Sch dartber hinweg. 


Die Streiks der Stahl und Berg- 
arbeiter im September 1969, die ge- 
gen den Widerstand der Gewerk- 
schaftsführer durchgesetzt wurden, 
waren nur deshalb erfolgreich, weil 
die Arbeiter den gewerkschaftlichen 
Kampf selber führten, weil sie ihre 


ER, 


für 11% und in Hamburg lehnte ein 
Drittel ab. Schließlich lehnte in 
‚Nordrhein-Westfalen sogar mehr als 
ein Drittel den 8,5 % Abschluß ab. 
Die Forderungen richteten sich 
alle an die Gewerkschaftsführung, 
die sich ein gut funktionierendes Im. 
strumentarium zur Ausschaltung der 
Demokratie geschaften hat. Der Wil- 
le der Kollegen, ihre Resolutionent 
wandern in den Papierkorb. Allen- 
falls dienen soiche Bewegungen in 
den Betrieben den Gewerkschafts- 
führern zur Beobachtung und Ein- 
schätzung der „Stimmung an der 
Basis“ und zudem äls Ärgernis. 
Diese Tarifrunde hat wieder offen- 
kundig gemacht, daß die Gewerk- 
schaftsführung sich in ihren Ent- 
scheidungen nicht davon beeinflus- 
sen läßt. Im Gegenteil, während in 
Vielen Bejriehen noch über Forde- 
nungen diskutiert wurde und Reso- 
lutionen verfaßt würden. gine der 
Vorstand daran. die 11€ inden Ta 
Hifkommissionen durckzusezen. 
Dadurch, daß Entscheidungen 
nicht durch Abstimmungen der Ar- 
beiter in den Betrieben gefällt wer- 
den — sondern in Kommisionen, 
die zudem noch nicht gewählt wer- 
den, sondern in denen die Experten 
der Gewerkschaftsführung das gro- 
Be Wort haben — daß dieletzte. ale; 
mige und bindende Entscheidung 
beim Gewerkschaftsvorstand liegt — 
bei der Festsetzung der Forderun- 
gen, bei der Durchführung von Ur- 
absimmungen, bei der Festlegung 


Forderungen durch Kampfbereit- 
‚schaft untermauerten, sich nicht 
auf Geheimdiplomstie und Stellver- 
tveter verließen, sondern das Ver- 
handlungsergebais erkämpften. 


Die IGM-Fährung, die sich nach 
Bekanntwerden des Urabstimmungs- 
ergebnisses in der Eisen- und Stahl 
industrie „bestürzt“ gibt, und von 
einer „erheblichen Fehleinschät- 
zung“ schwätzt, hat „Konsequen- 
zen” angekündigt. 


IGM-Vorsitzender Loderer lich 
wissen, daß er „über die Vertrauens- 
leute und Bevollmächtigten der Ver- 
waltungsstellen in gezielten Einsät- 
zen das ich zur — 
tensmieren” wolle. Speziell werde 
ich die IGM-Spitze zeit der Arbei- 
terlinken („unseren eigenen exiro- 
men Eiferern“, Loderer) befassen, 
um deren Einfluß zuräckreirängen. 
In der Tat, Komeqsenzen mäs- 
sen gezogen wenden. Im den kom- 
menden Wochen umd Monaten gt 
©s, zuf der Grundlage eingehender 
Untersuchungen die Erfahrungen 
aus den zurückliegenden Tarifzus- 
einandersetzungen zusammenzufas- 
sen. um zur Herausarbeitung einer 
wirkungsvollen Strategie und Tak- 
tik im Lohnkampf zu gelangen (die 
freilich mehr ın Richtlinien enthal- 
ten muß als die Aufforderung. i- 
aeare Forderungen aufrusteien), 
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Lehrlingstarifrunde 72/73 in Hamburg 


Die Lehrlinge der metallverar- 
beitenden Industrie sind empört 
über die diesjährigen Tarifabschlüsse. 
Der Grund hierfür ist nicht nur da- 
rin zu schen, daß die Erhöhung der 
sogenannten Ausbildungsvergütung 
mit 30,. bzw. 40,- DM unverschämt 
niedrig ist; die Lehrlinge bekamen 
zu spüren, wie ihre Interessen wieder 
einmal durch die kapitalistische Ta- 
ifpolitik der IGM-Führung unterge- 
buttert wurden. 


Die Erfahrungen... 


In der Lehrlingstarifrunde im 
Frühjahr 1972 wurde eine Forde- 
rung von 100,- DM für jedes Lehr- 
jahr aufgestellt, eine Entscheidung, 
an der die Kollegen in den Betrie- 
ben praktisch nicht beteiligt wi- 
ren. 

Auch im weiteren Verlauf der 
Tarifrunde gelang es nicht, den not- 
wendigen Druck zu organisieren, 
der die Kapitalisten zu einer 
nehmbaren Erhöhung der „Ausbil- 
dungwergütung“ _ hätte. zwingt 
können, 

Die Gewerkschaftsführung ließ 
sämtliche Initiativen, die von der 
Basis kamen, versanden. So wurde 
auf Jugendvertreterversammlungen 
scharf die Informationspolitik der 
IGM kritisiert, Es kamen nur weni- 
ge Flugblätter heraus, die lediglich 
ineinigen Sätzen den Stand der Ver- 
handlungen darstellten, jedoch nicht 
dazu beitrugen, das Bewußtsein von 
‚der Notwendigkeit des gemeinsa- 
men Handelns zu fördern. Ebenso 
erhielten die Arbeiter und Ange- 
stellten keine Informationen über 
diese Tarifrunde, so daß von ihnen 
nur. sehr, Wenige über die Probleme 
der Lehrlinge Bescheid wußten und. 
eine Solidarisierung bei möglichen 
Kampfmaßnahmen kaum erwartet 
werden konnte. 

Trotzdem war die Bereitschaft 
‚der Lehrlinge, sich aktiv für ihr 
Ziel einzusetzen, groß genug, daß 
von Seiten der IGM eine Demon- 
stration hätte organisiert werden 
können, Die Hamburger Ortsver- 
waltung der IGM stoppte jedoch 
auch diese Initiative konsequenter 
Jugendvertreter mit der „Begrün- 
dung“, daß eine Demonstration die 
Tarifkommission (1), nicht etwa die 
Kapitalisten unter "Druck setzen 
würde und dem „Ansehen der IGM 
in der Öffentlichkeit schaden“ wür- 
de. 

Wie zu erwarten und zu befürch- 
ten war, wurde dann nach einigen 
— natürlich „zähen“ — Verhandlun- 
sen eine Erhöhung von S0,- DM ab- 
geschlossen. Die Kapitalisten vieler 
Betriebe (denen selbst dieser Ab- 
schluß, noch zu hoch lag!) strichen 
„ihren“ _ Lehrlingen unmittelbar 
lach dem Tapifabschluß eine Reihe 
außertariflicher Zulagen, mit denen 
die bisher die Lehrlinge unter Druck 
gesetzt hatten. 


«. Und die Konsequenzen 

In der diesjährigen Metalltarif- 
runde zeigte ich, daß viele Lehrlinge, 
aus den Frfahrungen des letzten 
Frühjshrsgelernt hatten, Schon rela- 
{iv trüh begannen ın einer ganzen, 
Reihe Hamburger Metallbetriebe 
Diskussionen über die zu stellenden 
Forderungen. 

Im letzten Jahr sind Jugendver- 
treterwahlen gewesen, was ebenfalls. 
frischeren Wind in einigen Betrieben. 
wehen läßt. Die fortschrittlichen Ju- 
gendvertreier regten nicht selten die- 
se wichtigen Diskussionen an, obwohl 
sie vielfach noch nicht eng genug mit 
den Kullegen. Zusanienarbeiten 
und die Jugendvertretungen noch 
nicht genügend zu Instrumenten 


kollektiver Interessenvertretung ent- trieblichen Diskussionen orientiert 


wickelt wurden, 


In gewerkschaftlichen Reirichs- 
gruppen wurden die Ergebnisse der 
Dissen wine Nungatai 
‚der kommenden Tarifrunde zusam- 
mengefaßt und Maßnahmen be 
schlossen, mit deren Hilfe so viele 
Kollegen wie möglich in den Kampf 
‚einbezogen werden konnten. Hier 
waren Flugblätter ebenso ein Mi 
tel, wie das Verschicken von Rund- 
schreiben an andere Betriebe, in de- 
nen die erarbeiteten Vorstellungen. 
erläutert und «ler Stand der Diskus- 
sion vermittelt wurden, 


Dies sınd Ansätze einer notwen- 
digen Entwicklung, in deren Verlauf 


die Lehrlinge an der Seite der ande- 
für Kollegen Ihe Interesen zebgi 


die 


fand nehmen, 

daß Lehrlinge einiger 
Betriebe einheitliche 
Forderungen aufstellten. So kam 
aus mehreren Betrieben aie Forde- 
Tung nach einem prozentualen An- 


40% im 1, Lehrjahr 
45 % im 2. Lehrjahr 
50.% im 3, Lehrjahr usw, 


Der „Prozenttarif‘“ wurde von 
Kollegen” bei Conz-Demag, Jung- 
heinrich, Gutmann, HDW, Rhein- 
stahl und Telefon & Normalbau 
(TEN) gefordert, . 

Diese prozentuale Bindung der 
Lehrlingstarife an den Facharbeiter- 
Ecklohn bewirkt, daß die Lehrlinge 
injedem Fall an einer Tariferhöhung 
der älteren Kollegen beteiligt sind. 

„Das ist ein Faktor, der die Ein- 
"heiter Lehrlinge, Arbeiter und An- 


Umständen schwerer, Lehrlinge als 
Streikbrecher einzusetzen. Das 
stärkt die Kampfkraft der Arbeiter- 
Klasse insgesamt. 

Die Arbeiterund Angestellten ha- 
ben ein Interesse daran, daß die 
Lehrlinge eine möglichst hohe „Aus- 
bildungsvergütung“ _ durchsetzen, 
weiles für den Haushalt einer Arbek 
terfamilie eine erhebliche finanziel- 
Ie Belastung ist, wenn Töchter und 
‚Söhne eine mehrjährige Ausbildung 
durchlaufen. 

Das Ziel muß daher sein, die Ka- 
pitalisten gemeinsam zu zwingen, 
die Kosten der Ausbildung voll und 
ganz zu tragen, Schließlich beschäf- 
tigen die Unternehmer nicht aus 
reiner Menschenliebe Lehrlinge in 
ihren Betrieben (wie sie immer in 
werbewirksamen Anzeigen und Bro- 
schüren weismachen wollen), son- 
dern um sich auch für die Zukunft 
genügend Fachkräfte heranzuziehen, 
die in der Lage sind, ihnen höchst. 
möglichen Profit zu verschaffen, 
Nicht zu vergessen, daß die Lehrlin- 
ge aufgrund der Tatsache, daß sie in 
einem kapitalistischen Betrieb be- 
schäftigt sind, für die Unternehmer 
Dilige Arbeitskräfte darstellen. 

Die Unternehmer profitieren von 
der Ausbildung, und die Forderung 
nach einer „Ausbildungsvergütung”, 
die die Lebenshaltungskosten deckt 
und ganz von den Kapitalisten ge- 
{ragen wird, muß durchgesetzt wer- 

. Es war den Lehrlingen klar, daß 


“dieses Ziel noch nicht zu erreichen 


war, der Prozenttarif wäre aber ein 
Schritt in diese Richtung. 

Wo noch nicht die Forderung 
nach dem Prozenttarif gestellt wur- 
de, bewegten sich die Forderungen 
zwischen 100,- und 150,- DM mehr 
für jedes Lehrjahr, Sie wurden alle 
der Tarifkommiwcin zeit, 
‚Auch der Ortsjugendausschuß (OJA) 
er I6M steilie, zwar sehn spat, cin 
Forderung von 120, DM auf, die 
wenigstens in der Höhe an den be- 


n 


Wenige Täge später jedoch redu- 
zierte eine knappe Mehrheitsent- 
scheidung in der Tarifkommission 
die Forderung auf 60,- DM, womit 
die IGM-Führer ihr schon lange vor- 
her gestecktes Ziel erreicht halten, 

Nach dem Abschluß in der Stahk 
industrie Nordrhein-Westfalens geht 
es jetzt Schlag auf Schlag: Für die 
Lehrlinge kam die hundsmiserable 
Lohn,erhöhung“ von 30,- bzw. 
40; DM heraus, die noch nicht ein- 
mal die Preissteigerungen deckt. 

Es wurden. zwar in dieser Tari 
runde eine Reihe neuer Mittel an- 
gewandt, um die Diskussionen und 

organisierte Bewegung in den 
trieben voranzutreiben, dennoch 
waren es zu wenige, die zur Vorbe- 
reitung der Tarifrinde gewonnen 
werden konnten, Und selbst in den 
Betrieben, wo, eine breitere Mobili- 
sierung gelang, hatten die Lehrlinge 
häufig noch die Illusion, daß die 
IGM-Führer nicht ohne weiteres an 
den Forderungen der Mitglieder vor- 
beigehen könnten, 

So kam es, daß schon die Auf- 
stellung der 60,- DM-Forderung auf 
viele wie eine kalte Dusche wirkte, 
‚Äußerungen wie 
Gewerkschaftsbücher 
ßen“ wurden laut, Bei einer ganzen 
Reihe von Kollegen machte sich Re- 
signation bemerkbar, wenn sie mein- 
ten, daß es sowieso keinen Sinn hat, 
sich selber einzusetzen. 


für die eigene Sache 
jedoch viele Kollegen noch nicht in 
der Lage waren, klar 

‚die Kapitalisten und auch die Ge- 


Nachdem. die "Ausbildungsvergü- 
tung“ lange Jahre hindurch nicht 
wesentlich erhöht wurde, konnten 
die Lehrlinge ihre materielle Situ- 
ation in den letzten Jahren spürbar 
verbessern. Den „Lehrherren“ konn- 
ten Zugeständnisse abgerungen wer- 
den, da sich besonders unter den 
Lehrlingen Ansätze entwickelten, im 
Kampf zusammen mit den älteren 
Kollegen die unmittelbaren Interes- 
sen durchzusetzen. 

Das Ziel der Kapitalisten für die- 

»se Tarifrunde lautete: Lohnstop; da 
der „Nachholbedarf“ jetzt erstmal 
gedeckt ist, müssen die Lehrlinge 
wieder an „maßvolle“ Erhöhungen 
gewöhnt werden. Die Gewerk- 
schaftsführer übernahmen es, diesen 
Kurs durchzusetzen. Wie z.B. Gerd 
Lilienfeld, Vorsitzender des Bezirks- 
‚jugendausschusses der IGM, der auf 
einer Jugendversammlung bei HDW 
erst die „großartigen“ Erhöhungen 
der letzten Jahre bejubelte, dann 
aber erklärte, daf 
Jahr etwas kürzer treten“ müßten. 

‚Auch Hugo Schreiber, 1. Bevoll- 
mächtigter der IGM-Hamburg, be- 

* mühte sich, auf die niedrigen Forde- 
rungen einzuschwören, Dieser De- 
magoge meinte, daß die IGM in der 
letzten Tarifrunde ein „schlechtes 
Bild“ gemacht hätte (wo ja was dran 
ist), als sie von den geforderten 
100,- DM nur die Hälfte nach Hause 
brachte, Eine niedrige Forderung, 
„die dann auch voll durchgesetzt 
Werden kann“, sei diesmal ange- 
brachter. Die inzwischen erfolgten 
Abschlüsse entlarven dieses Ge- 
schwärz! 

Zu einer scharfen Auseinander- 
setzung mit diesem Kurs der Ge- 
werkschaftsführer kam es auf der 
Mitgliederversammlung der IGM-Ju- 
gend am 13.12.72. Hier wurden die 
Höhe der Forderungen für die Lehr- 


Hingstarife und die Art und Weise. 
wie sie zustande kam, heftig kriti- 
siert, Fast jeder Beitrag enthielt den 
Ruf nach mehr innergewerkschaft- 
licher Demokratie, Es wurde gefor- 
dert, daß Beschlüsse der Tarifkom- 
mission sich nach den Forderungen 
zu richten haben, die in den Betrie- 
ben aufgestellt werden. 

‚Auf dieser Versammlung gewan- 
nen viele Kollegen einen efsten, un- 
mittelbaren Eindruck von der Art 
des „Regierens“, wie sie heute noch 
in unserer Gewerkschaft vorherr- 
schend ist. Vielen wurde am arro- 
ganten und autoritären Auftreten 
der örtlichen IGM-Führer und ihrer 
lümmeligen Nachbeter aus den Rei- 
hen der Jugendfunktionäre deutlich, 
daß es nicht ausreicht, unsere For- 


Wir müssen darangehen, aus den 
Betrieben heraus den Einfluß der 
Arbeiter Schritt für Schritt in unse- 
rer Gewerkschaft zu erkämpfen. 


Den gewerkschaftlichen Kampf 
mit dem Kampf um die Ge 
werkschaften verbinden 


Den Protest gegen die vorherr- 
schende Politik ihrer Organisation 
haben die Hamburger Metall-Lehrlin- 
ge bisher nicht Organisiert vortragen 
‚können. 

‚Ansätze einer konsequenten Klas- 
senpolitik blieben bisher betrieblich, 
begrenzt und damit in ihrer Zer- 
splitterung wirkungslos, 


Der Ortsjugendauschuß (OJA) 
der IGM wird nach wie vor von Re- 
formisten beherrscht (wobei eine 
Clique von Schülern. die irgendwann 
mal 'ne Lehre gemacht haben, eine 
ganz schädliche Rolle spielt) Seine 
eigentliche Aufgabe, die betriebli- 
chen Kämpfe zusmmenzufssen 
und durch geeignete Maßnahmen 
voranzubringen, vermag dieser OJA 
inseiner heutigen Zusammensetzung 
nicht zu leitsten. 

Den Kampf um die Durchset- 
ung einer konsequenten Politik im 
Interesse der Arbeiterjugend im be- 
sonderen und der Arbeiterklasse im 
allgemeinen im OJA können die 
torischrtlichen Kollegen nicht in 


Gewerkschafts- Kommission 
Metall / KB_- Gruppe Hamburg 
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ZENTRALORGAN DER KOMMUNISTISCHEN PARTEI DEUTSCHLANDS (KPE) 
mun® 


PROAITARER ALLER LAMBER U UNTERDRUCKTE VELKER VERERBET EUCH 


Regierung der VR-Albenien 


KEINE, TEILNAHME | 
Un-Sicherheitsk 


[mit KBB/NRF (Teil 2) 


m ARBEITERKAMPF 24 be- 
richteten wir von der Absicht 
einiger Gruppen - KB Bre- 

men, KB Göttingen, NRF Heidel- 
berg u.a. — eine einheitliche Organi- 
sation zu bilden. 

Auf einer Konferenz am 16.117. 
September 72 bildeten diese Gruppen 
eine lüntkoptige „Frogramukam- 
mission“, die den Auftrag erhielt, 
„in etwa drei Monaten einen aus- 
formulierten Programmentwurf vor- 
zulegen. Schon vorher sollen vorbe- 
eitende Untersuchungen der Kom- 
mission veröffentlicht werden.“ 

Die Programmkommission konn: 
te offensichtlich ihren Auftrag in- 
nerhalb der vorgesehenen Zeit von 
drei Monaten nicht durchführen, 
die Veröffentlichung von „vorberei 
tenden Untersuchungen“ _unter- 
blieb; stattdessen legte die Kommis- 
sion Anfang Dezemher hioß einen 
Arbeitsplan vor, der den Aufbau 
des Programms skuzzient. 

Diesen Arbeitsplan überschrie- 
ben NRF/KBB tollkühn mit dem 
Titel „Das Programm der west- 
deutschen Kommunisten“, Damit 
soll gesagt sein, daß NRF/KBB den 
westdeutschen Kommunisten wor- 
chtneen. sich zuf dem Anden dieses 
‚Programms (zu dem freilich. bisher 
nur der Arbeitsplan vorliegt) zur 
Neugründung der KPD zusammen- 
zuschließen. 

Dieser Aubetsplan beseitigt im- 
merhin einige maßlos übertriebene 
Vorstellungen, die nicht nur wir, 
sondern auch einige Sympathisan- 
ten von NRF/KBB sich über das zu 
erwartende Programm gemacht hat 
ten. So hatten wir z.B, noch vor 
kurzem geschrieben: 

„..wir zweifeln nicht, daß die 
Genossen nunmehr ein Programm 
zustande bringen werden, das aus- 
führlicher und exakter ist als die 
bisher vorliegenden Programme und 
Plattformen..." 
(ARBEITERKAMFF 24) 

Und die mit NRF/KBB sympa- 
thisierende KG Köln hatte von dem 
Programm u.a. „sorgfältige und kon- 
krete Untersuchungen über Lage 
und Struktur der Arbeiterklasse“, 
„Aufarbeitung und Anwendung der 
Frfahnıngen der kommunistischen 
Weltbewegung“ und „Anwendung 
der marrinch-eninsischen Me- 
thode auf die Entwicklungstenden- 
zen des westdeutschen Imperialis- 
mus“ erwartet. (..tup” der KG Köln, 
September 72) 

Aus dem nunmehr vorgelegten 
‚Arbeitsplan geht jedoch hervor, daß. 
das Programm von NRF/KBB zwar 
länger, aber keineswegs inhaltsrei- 
cher ausfallen dürfte als das halbe 
Dutzend von Programmen und Pro- 
frammatischen Erklärungen, die 
schon von anderen Organisationen 
vorliegen. 


Mit seiner Parole gegen die „Ver- 
wechslung von programmatischen 
und taktischen Fragen“ hatte das 
NRF schon vor einiger Zeit das rech- 
te Stichwort gegeben. Der Arbeits- 
plan zeigt, daß unter dieser Parole 


jnscheinend di Beschränkung. des 
Ten 


_ Wiesich das Zi 


rend konkrete Untersuchungsarbei- 
ten und die Frage der Masseninie 
aus dem „Programm“ hinaus in das 
Resort der „Taktik“ verwiesen 
wurden. Dabei wurden auch einige 
Punkte der „Taktik“ zupechlae 
die bis vor kurzem von NRF/KBB 
Sb Ken am Voramsctung do 
Programms Bestimmt worden we- 
son. 

So hatte z.B. die Bremer „Wahr- 
heit“ den „KPD“s und „KPD/ML“s 
vorgeworfen, sie seien Micht in der 
Lage, in ihren programmatischen Er- 
klärungen die Entwicklungsperspek- 
tiven des westdeutschen Imperialis- 
mus darzulegen“(„Wahrheit“, Juni/ 
Juli 72). Das war damals überhaupt 
die entscheidende Kritik des KB 
an den „Parteien“, womit begrün- 
det werden solte, warm das zu- 
künftige Programm von NRF/KBB 
Haaaaanz anders ausschen müßte als 
&ic programmatischen Erklärungen 
der „Parteien". Im Arbeitsplan da- 
egen heißt es nunmehr: 

" „unteres Winens gibt es kei 
‚nen Artikel, der sich mit Programm- 
fragen beschäftigt und dabei nicht 
die Entwicklung des weitdeutichen 
Imperialismus als die zentrale Auf- 
‚gabe theoretischer Arbeit aufstell- 
ie. Nun wollen wir die Bedeutung 
dieser Aufgabe Keinerwess aburer 
ten, aber von Bedeu: ‚ist sie gera- 
de in Hinblick auf : 
‚einer korrekten Taktik /f}, nicht 
Hinblick auf des Programm.” [Ar 
Beitplen, 5. 10) 

A einmal ao ol die ehemals 
als Prüfstein und Fundament ange- 
scene Untersuchung über die Ent- 
wicklung des BRD-Imperialismus 
für Programm gar nicht mehr so 
wichtig und bIOß Gegenstand der 
„Taktik“ sein. — Der Arbeitsplan 
beschränkt sich daher hinsichtlich 
der Entwicklung des BRD-imperie 
mus auf algemeinste Aussagen, 
ie ıchon in der Programmatishen 
Erklärung des NRF von 1971 ent 
halten waren (verstärkter Kapital 
export, Konzentrationsprazeß eich. 

Ein zweites Beipich Im „Ge- 
meinsamen Kommuniqu£“ der be 
eiigten Groppen vom 28. Mai 72 
sind” mehrere Punkte angegeben 
worden. und e« heißt dazu:..Die 
Klärung (!) dieser Frage ist die ent 
scheidende (!) Voraussetzung (!) 
Hr de Erarbeitung des Programms“. 
Einer der dort angegebenen Punkte 
war die Faschismur-Frage, Wie aber. 
Wird die Faschismos Frage nunmehr 
im Programm behandelt? Da heißt 
ex, das Programm sollte auch einen 
„Hinweis“ uf Rückschläge der Ar- 
beiterbewegung enthalten. Unter 
diesem Punkt sollen außer der „Re- 
stauration des Kapitalismus in der 
Sowjetunion“ auch der historische 
Faschismus in Deutschland und Its 
lien „angeführt“ wergen, weil er 
„eine stark demoraliierende Wi- 
kung“ hatte (S.26). 

Ist der Faschiamus äber zur ein 
historisches Problem, 'suf das ein 
„Hinweis“ am Rande ausreichend 
Bt...? - Der Arbeitsplan erkennt 
zwar die Möglichkeit einer „aktu- 


fahr“ such Mir die Zukunft an 
jedoch sei das „eine andere Frage, 
inc much Berlumdich des Pro 
gamms (1), sondern Gegenstand 
taktischer Erörterungen und Reso- 
Iutionen ist“ (S.30). 

Erst wurde also die Klärung der 
FaschismusFrage als „entscheiden- 
de Vorausetzung“ für die Erarbei 


tung des Programms definiert. Nun 
aber heißt es, diese Frage sei gar 
nicht Gegenstand des Programms, 
sondern der „Taktik“. In der Tat 
widmet der Arbeitspian der Fa- 
schiemus-Frage alles in allem noch 
nicht einmal 10 Zeilen! 

Gegen die „KPD" haben NRF/ 
KBB den Vorwurf der „program- 
matischen. Beliebigkeit" "(Arbeits- 
plan. $. A) erhoben, Aber was 
könnte „beliebiger“ sein als der 
Arbeitsplan von NRE/KBB, worın 
ehemals für unentbehrlich erklärte 
Bestandteile des Programms ein- 
fach fallen eelawen sind, worin 
über zentrale Fragen der Arbeiter- 
bewegung (Faschismus, Opportu- 
nismus) oberflächlich. hinwegge- 
huscht wird, während Nebenfragen 
(&.B. Rolle der ‚neuen Mittelklas- 
se") genüßlich ausgewalzt werden? 

Zumindest die Führer des KBB 
wissen genau, was sie da veran- 
staltet haben. Denn in der „Wahr. 
heit” schrieben sie schon vor fast 
einem Jahr völlig richtig 
„Wir gehen also davon zus, daß 


aus, daß diese Basis such nicht in 
wenigen Monsten (1) meschuflen 
werden tamm. zum] I der wert 
deutschen _ konfimam 

serer 

worden WC" T-Wahrheit", Feb 32) 


Der Arbeitsplan ist der zwangs- 
Häufige Ausdruck des Versuchs, 
wider besseres Wissen nun do ch 
„in wenigen Monaten“ und ohne 
umfawende wissenschaftliche Un- 
tersuchungen so eiwas wie cur Pro- 


Gruppen-Logik der NRF/KBB-Füh- 
ser: sie haben nun etwas zum Vor- 
Zeigen, mit dem se ın der Bewegung 


Immer und immer wieder ha- 
den NRF/KBB in ihren Publiks- 
tionen die brennende Notwendig 
keit des Programms eindringlich 
beschworen: das Programm schaffe 
überhaupt erst den einheitlichen 
Willen ın der kommunistuchen Be- 
wegung und „damit die Basis für 


Mortale" der NREIKBB-Führer 
endet prompt auf dem Arch! In 
ihrem Programm; Arbertspian innen 
sie den Leser teänchmen am Ihrer 
Suche nach „Vorbädern” für ür 
Programm, und das Ergebais ährer 
Suche fassen sie so zusammen- 
„Seit dem Erfurter Programm 
von 1891 [1) ist vom der verale- 
fionären Arbeiserbewegung 
Deutschlands kein [!} zystemasr- 
scher Programm mehr augeerbei- 
tet worden, auf des wär uns szen 
könnien.” ($. 14/15) 
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rkelwesen am 


s dem Sumpf zieht 


Die verschiedenen Programme 
der KPD seien — so führt der Ar- 
beitsplan weiter aus — alles gar 
keine richtigen Programme gewe- 
sen, sondern bloß „Erklärungen mit 


‚Ausrufcharakter“ 'oder „taktische ' 


Feststellungen, die auf "eine be- 
stimmte Klassenkampfsituation be- 
zogen waren”, Diese Programme 
der KPD seien zwar nicht völlig 
bedeutungslos, aber als „Vorbild“ 
fürs Programm von NRF/KBB 
sie untauglich. Ihr „Vorbild“ schen 
die Genossen statidessen in den 
programmatischen _ Diskussionen. 
zum SPD-Programm von 1891 und 
‚zum Programm der russischen Par- 
tei von 1903 (zuzüglich dessen Er- 
weiterungen 1918). 

Die Genossen scheinen sich noch 
nicht einmal über die unglaubliche 
‚Arroganz im Klaren zu sein, sie 
würden seit 1891, seit 80 Jahren (!) 
endlich wieder ein „systematisches 
Programm“ für die Arbeiterbewe- 
‚gung schreiben, wozu die KPD an- 
scheinend nicht in der Lage war. 

Wenn überhaupt erst das Pro- 
gramm die Basis für den partei- 
mäßigen Zusammenschluß schafft — 
was war dann die KPD, die ja an- 
geblich niemals ein „richtiges” Pro- 
gramm gehabt hat?’ War die KPD 
seit ihrer, Gründung 1918 nur ein 
gigantisch aufgeblähter Zirkel, 
der: sich „unrechtmäßig‘“ als Partei 
bezeichnete? Man muß dies frer 
lich glauben, da ja NRF/KBB das 
Fehlen eines Programms als we- 
sentliches Merkmal des Zirkelwe- 
sens bezeichnen. 

Zuerst. haben ‚die‘ NRF/KBB- 
Führer die unheimliche Bedeutung 
und unbedingte Notwendigkeit des 
Programms betont, Nun ja, jede 
Henne gackert beim Eierlegen. — 
Aber dann. tischen. sie plötzlich 
die Behauptung auf, die KPD hätte 
während ihrer ganzen Existenz nie- 
mals ein Programm gehabt und sie 
müßten ihr Vorbild im Jahr 1891 
suchen. Totale Konfusion! 

Woran liegt es, daß die Genossen 
bis aufs sozialdemokratische Er- 
fürter Progtamm von 1891 und 
aufs Programm der russischen So- 

Idemokratie von 1903 zurück- 
greifen müssen, während sie in der 
nachfolgenden Zeit bis heute nichts 
„Gescheites“ im Sinne ihrer „pro- 
grammatischen“ Pläne gefunden ha- 
ben? Den Genossen scheint nicht 
einmal aufgefallen zu sein, daß 
hier eine Frage liegt, 


Wie müßte der Faschis- 
mus im Programm be- 
ücksichtigt werden? 


Wie wir sahen, geht der Arbeits- 
plan von NRE/KBB zum Programm 
mit kaum 10 Zeilen auf die 
ein, die sich aus der Erfahrung des 
Faschismus für. die Arbeiterklasse 
ergeben. 

Das entspricht zwar nicht den 
früheren Ankündigungen von NRF/ 
KBB, daß die „Klärung der Fa- 
schismusfrage“ eine „entscheidende 
!) für die Erarbei- 
tung des Programms sei. Jedoch 
liegt es ganz auf der Linie ihrer 
sonstigen Politik, die Faschismus- 
frage durch Schweigen zu „löse 

Daß sich im Programm über- 
haupt ein „Hinweis“ auf den Fa- 
schismus (der Vergangenheit) fin- 
den soll, begründet der Arbeits 


plan ausschließlich mit der, „stark 
demoralisierenden Wirkung“, die 
der, deutsche und italienische Fa- 
schismus auf die Arbeiter gehabt 
habe, 

m em Boranhune efien 
bart den falschen Ansatz bei NR] 
KBB, dievoneiner Wirkung der 
Erfahrung des Faschismus ausgehen, 
statt von der Erfahrung selbst: der 
Faschismus hat den grauenvollsten 
Krieg der Menschengeschichte her- 
beigeführt, mit Millionen Arbeitern 
vieler Nationen als Opfer. Der Fa- 
schismus hat tausende klassenbe- 
wußte Arbeiter abgeschlachtet oder 
zerbrochen, er hat die Ergebnisse 
von Arbeitskämpfen vieler Jahre 
zunichte gemacht, Deshalb — 
und nicht in erster Linie der „de- 
moralisierenden Wirkung“ wegen, 
die sich als Folge im Bewußtsein 
der Arbeiter zeigt — muß im Pro- 
‚gramm vom Faschismus geredet wer- 
den. Wenn wir über Niederlagen 
reden, dann deshalb, um aus ihnen 
zu lernen — und nicht deshalb, 
weil Niederlagen nebenbei auch eine 
demoralisierende Wirkung haben. 
Der Aspekt, aus der Niederlage des 
Faschismus zu lernen, scheint 
aber in den programmatischen Vor- 
stellungen von NRF/KBB zu fch- 
Ien. 

Der Arbeitsplan stellt den Fa- 
schismus lediglich ald. Gegenstand 
„taktischer Erörterungen“ — nicht 
über als Gegenstand des Pro- 
gramms — dar: Es sei ja möglich, 
daß „unter bestimmten Umstän- 
den‘ die Kapitalisten nochmals zu 
faschistischen _Lösungsversuchen 
greifen könnten; aber was die Kom- 
mupisten (und die Arbeiter) dann 
zu tun hätten, das sei, halt bloß 
Gegenstand „taktischer  Erörte- 
rungen und Resolutionen“ (Arbeits- 
plan, $. 30). Weiter unten führen 
sie dänn noch eine Resolution an, 
die einzige, die sich auf den K 
schismus zu beziehen scheint: di 
se Resolution soll eine Auffassung 
zurückweisen, der demokratische 
Kampf müsse heute wesentlich als 
antifaschistischer Kampf geführt 
werden, Die einzige „taktische Re- 
solution“, die ihnen’ zum Faschis- 
mus einfällt: eine negative Abgren- 
zung. von. bestimmten Kampffor- 
men, statt einer positiven. Bestim- 
mung der Aufgaben der Kommu- 
nisten, (Arbeitsplan, 5. 39) 

INRF/KBB haben offenbar noch 
nicht einmal begriffen, daß der 
Faschismus und andere Formen der 
totalen Kofterrevolution typisch 
sind für die E tap pe desunter- 
gehenden Kapitalismus und der pro- 
Ietarischen Revolution. Demnach 
geht es hier nicht um die takti- 
sc. he Antwort, die auf eine be- 
summte eventuelle Wendung des 
Klassenkampfes zu geben ist, son- 
dern es geht um eine strategi- 
sche Antwort auf die grund- 


sätzliche und fürs Proletariat we- 
sentliche Frage nach dem Weg der 
Revolution in dieser Etappe. Mit 
einem unnachahmlichen Sinn. für 
Banalitäten haben NRE/KBB sogar 


Immerhin ist sogar die revisioni- 
stische DKP in diesem Punkt richti- 
ger verfahren als NRF/KBB im Ar- 
beitsplan. Im ursprünglichen Pro- 
gramm der DKP (= Grundsatzer- 
klärung) hieß es nämlich: 

‚Die DKP erstrebt den für das 
arbeitende Volk der Bundesrepu- 
Dlik günstigsten Weg zum Sozialis- 
mus, einen Weg ohne Bürgerkrieg. 
Es waren immer die herrschenden 
reaktionären Klassen, die zur Ret- 
tungihrer Macht und ihrer Vorrech- 
te blutige Gewalt gegen das Volk an- 
wandten...” 

In den späteren „Thesen” der 
DKP (1971) findet sich kein ent- 
sprechender Hinweis mehr. Bei 
einer revisionistischen Partei wie 
der DKP ist das nicht weiter ver- 
Wunderlich. 

Aber auch NRF/KBB haben in 
ihrem Arbeitsplan zum Programm 
die Frage des Bürgerkriegs und des 
bewaffneten Kampfes schlichtweg 

‚vergessen”, Und eine solche „Ver- 

lichkeit” ist einigermaßen. er- 
staunlich bei Leuten, die sonst sogar 
der „KPD/ML” schon Konkurrenz 
an Wortradikalismus zu machen be- 
‚einnen. 

Die Geschichte der Klassenkämp- 
fe zeigte daß die Revolution in den 
imperialistischen Ländern ihren Weg 
wahrscheinlich über den Bürger- 
krieg nehmen wird, der vom unbe- 
dingten Festhalten der herrschen- 
‚den Klasse am den bestehenden Be- 
sitz- und Machtverhältnissen hervor- 
gerufen. wird. Die Vorbereitung 
der Arbeiterklasse gerade auf diesen 
Weg der Entwicklung ist demnach e+- 
ne zentrale Aufgabe der Kommuni- 
sten — unabhängig von taktischen 
Wendungen. die der Klassenkampf 
erfordert und auf die das Programm 
nicht im Einzelnen eingehen kann. 

Das Programm der Kommunisten 
wird diese Schlußfolgerung aus der 
Geschichte der Klassenkämpfe fest- 
zuhalten haben. In diesem Zukam- 
menhang ist der Faschismus als eine 
besonders brutale Form der Kon- 
terrevolution nach innen und außen 
anzusprechen. (Wir werden auf die 
inhaltlichen Vorstellungen von 
NRF/KBB zur Faschismusfrage 
demnächst nochmals ausführlicher 
eingehen - vg}. hierzu auch ARBEI- 
TERKAMPF 16,17 und 18). 


Wie müsste der Opportunismus 
im Programm berücksichtigt 
werden 


In der Frage des ‘Kampfes go- 
gen den Opportunismus tritt die 
chaotische Fehl-Proportionierung 
des Programms, das Verwechseln 
von Wesentlichem und Unwesent- 
lichem durch NRF/KBB besonders. 
krass zutage: da widmet der Ar- 
beitsplan zum Programm mehr als 
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Probjem der Programmatik dar- 
stellt (kein anderer Punkt ist im Ar- 
beitsplan so ausführlich und gerade- 
zu liebevoll abgehandelt wiedieser!), 

"Die Aussage des Arbeitsplans 
zum Punkt „Kampf gegen den Op- 
‚Bortunismus” beschränkt sich im 
Wesentlichen auf einen einzigen 
mageren Satz, nämlich daß „jed 
Bürgerlich sozialdemokratischein- 


tik der Bourgeoisie, In seinem 
Kampf um den Sozialismus muß 
das Proletariat mit diesen Feinden 
fertig werden: mit dem Einfluß 
der bürgerlichen Ideologie ebenso 
wie mit dem bürgerlichen Terror. 
Daher muß der Kampf gegen den 
Opportunismus im Programm eben- 
sowie der Bürgerkrieg breiteren 
Raum einnehmen. Und es ist eben 
typisch für das „programmatische” 
Bewußtsein der” Führer von NRF/ 
KBB, daß sie von diesen zwei zen- 
tralen Fragen der Arbeiterbewegung 
dio eine glattweg vergessen” haben, 


Das Programm der westdeutschen 
während sie an der anderen vorbei- 


Lenins Bezug genommen 
werden, ergänzt durch eine Kon- 
kretisierung auf der Basis (noch 
fehlender) aktueller Untersuchun- 
‚gen über die Struktur der Arbei 


Tungen 


klasse, Es muß daran verde 


seine matenielle Basls im Im? 
hat (z.B. F 


In Deutschland ist der bedeu- 
tendste organisatorische Träger des. 
Opportunismus die SP. Das Pro- 
gramm der Kommuftsteh muß ent- 
scheidende, für die Arbeiterbewe- 
‚gung verhängnisvolle Stationen der 
SPD ansprechen: die Haltung zum 
imperialistischen Krieg IQ44, die 
Irreleitung und Unterdrückung der 

Arbeiterkämpfe, 


gierui 

Jahre. Dieser Abschnitt müßte dazu 
dienen, außer den „Schrecken des 
Imperialismus” (Arbeitsplan,$.26) 


sorgen En di Sehe 


mschen. 


An dieser Stelle hätte eine allge- 
meine Ausführung zum Vorgehen 
im Kampf gegen den Opportunis- 
mus zu folgen: daß die Kommuni- 
sten den Sozialdemokratismus als 


kommunistische Strategie und Tak- 
tik sind heute allgemein üblich. 
Würde der Fülle der Bekenntnisse 
die Breite und Tiefe der Auseinan- 
dersetzung annähernd entsprechen, 
so stünde es glänzend um die Zu- 
kunft der kommunistischen und Ar- 


? 


beiterbewegung in unserem Land. 
Leider ist das aber durchaus nicht 
so, und zwar im Wesentlichen als 
eine Folge der Zersplitterung der 
kommunistischen Bewegung. 

Die einfachste Voraussetzung 
einer Auseinandersetzung zwischen 
Kommunisten ist die Existenz einer 
"kommunistischen Presse. Diese muß 
die Gegenstände der Auseinander- 
setzung behandeln und diese Aus 
einandersetzung muß von den Kom- 
munisten verfolgt werden. 

Wie sieht es mit dieser einfach- 
sten Voraussetzung aus? 

In der BRD gibt es vier Organi- 
sationen, die sich den Namen einer 
„Kommunistischen Partei“ zugelegt 
haben: die revisionistische DKP, 
ferner zwei „KPD/ML“s und die 
„KPD“. Alle vier Organisationen 
eben eigene Zeitungen heraus, da- 
von zwei (DKP und „KPD“) wö- 
chentlich und eine („Roter Mor- 
gen“) vierzehntägig. 

‚Weiter gibt es mehrere andere 
kommunistische Organisationen. 
Von diesen haben u.a. die „Arber 
terzeitung‘“ des Heideiberger NRF, 
die „Kommunistische Arbeiterzer 
tung” der ABG München und der 
Freiburger „Klassenkampf“ vorwie- 
gend den Charakter örtlich begrenz- 
ter Agitationszeitungen. Überörti- 
che Bedeutung haben gegenwärtig 
insbesondere der Hamburger AR- 
BEITERKAMPF, die Bremer „Wahr- 
heit“, das Heidelberger „Neue Rote 
Forum“ (das sich freilich als theore- 
fische Zeitschrift in’erster Linie an 
fortschrittliche Intellektuelle und 
organisierte Kommunisten wendet) 
und die „Rote Fahne“ des schwäbi- 
schen KÄBD. 


‚nommen hat die kommunistische 


Agenten der BourgeeisiesufkeMEM" Presse noch nicht einmal die Aufla- 


H 
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nens vor einem Jahr erheblich stei- 
gern 5.000 auf gegen- 
wärtig 

An das „Neue 
Rote ebenfalls regel- 
mäßig die Höhe seiner Auflage an- 
‚gibt und zuletzt (Oktober 72) bei 
12.000 stand. 

Andere Auflagen sind nur zu 
schätzen. So dürften die „Rote Fah- 
ne“ der „KPD“ und die „Wahrheit“ 


überwiegende Mehrheit der Kom- 
munisten weder Zeit noch Interesse 
hat, die gesamte kommunistische 
Presse — zwei Wochenzeitungen und 
ein halbes Dutzend Monatszeitun- 
sen — regelmäßig zu kaufen und 
durchzulesen. Erst recht ist klar, 
daß dies der unorganisierte, aber am 
Marxismus-Leninismus interessierte 
Arbeiter kaum tun wird. 

Prüfen wir im Licht dieser Situs- 
tion zwei häufig zu hörende Parolen 
von NRF/KBB: die Auseinander- 
setzung zwischen den Kommunisten 
müßte „offen vor der Arbeiterklas- 
se“ geführt werden und sie müßte 
„quer durch die Zirkel hindurch 
Beführt“ werden. 

‚Zur ersten Parole: wir haben fest- 


Kommunisten [Stellungnahme 


Die Führer des KBB geben sich 
hier die biedermännische Maske des. 
kleinen Krämers an der Ecke, der 
'&ie „änkende Nachfrage” nach einem 
bestimmten "Produkt schsel- 
zuckend zur Kenntnis nimmt. So 
möchten sie verdecken — was sie in 
Wahrheit wohl recht gut wissen — 
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Die Führer von NRF/KBB reden 
wie Kommunisten, aber sie handeln. 
wie Kapitalisten, die eifersüchtig. 


verteidigen und 
auszuschalten 


von NRF/KBB 
schwätzen von „offener Auseinan- 
dersetzung vor der Arbeiterklasse“, 
‚Aber die Bekanntmachung der Ar- 
Dbeiter ihres „Reviers“ mit den Zei- 
tungen anderer kommunistischer 
Gruppen würden sie gern verhin- 
dern, wenn sie nur könnten, 

‚Auch in ihren Zeitungen setzen 
sie sich mit dem Kommunistischen. 
Bund gar nicht erst ernsthaft ausein- 
ander. So ist es typlsch, daß die Bre- 
mer „Wahrheit“ es bis heute nicht 
geschäfft hat, auch nur eine einzige 
Zeile aus dem „Arbeiterkampf“ voll- 
ständig wiederzugeben. Stattdessen 
erfährt der Leser DIoß in indirekter 


"wird dabei der wirkliche Standpunkt 
des Kommunistischen Bundes bis 
zur Unkenntlichkeit verdreht. Im 


deslegtg. Es ist ohne weiteres ein- 
sichtig, daß nur auf dieser Grundla- 
ge überhaupt eine ehrliche Ausein- 
andersetzung möglich ist. Lenin 


schriet 
‚Die Polemik wird nur dann 
‚Nutzen bringen, wenn sie klarstellt, 
worin eigentlich die Meinungsver- 
‚schiedenheiten bestehen, wie tief sie 
'gehen, ob es sich um Meinungver- 
schiedenheiten in Teilfragen han- 
delt, ob diese Meinungsverschieden- 
"heiten ein Hindernis für die gemein 
‚same Arbeit in den Reihen ein und 
derselben Partei sind oder nicht...“ 


Für die aktuelle Polemik zwi- 
schen den Kommunisten ist dagegen 
bezeichnend, daß gerade diese Klar- 
stellung über das Wesen und die Tie- 
fe der Differenzen kaum vorgenom- 
‚men wird. Und besonders die 
Führer von NRF/KBB sind traurige 
Meister in der Kunst, einen Streit 
um Formulierungen 'oder Neben- 
sichlichkeiten als Wesen der Mei- 
nungsverschiedenheiten auszugeben. 
Ohnehin macht sich der größte Teil 
ihrer Polemik gegen den Kommuni- 
stischen Bund an Fälschungen und 
Verdrehungen fest. 

‚Wo NRF/KBB nicht direkt zum 
Mittel der Fälschung greifen, da 
bringen sie den Standpunkt des 
‚Kommunistischen Bundes doch zu- 
mindest in einer diffamierenden 
Form ein. 

Indem sie z.B. schreiben:,Die 
Genossen (gemeint ist der Kom- 
‚munistische Bund — Anm. des AK) 
‚jammern über die Stärke der Bour- 
geoisie“, drücken sie sich zugleich 
‚um eine ernsthafte Diskussion die- 
ser für die Arbeiterbewegung wich- 
tigen Frage (NRF 4/5, 72, S.9). 
Aus einer Auseinandersetzung über 


e 


Seite: 


das aktuelle Kräfteverhältnis im 
Klassenkampf machen sie eine mo- 
nalische Frage, Dabei ist die Sache 
schr einfach: der Kommunistische 
Bund jammert nicht über die relative 
Stärke der Bourgeoisi, aber er stellt 
füsfest. Da NRF/KBB diese Feststel. 
hung durch Tatsachen nicht widerle- 
gen können, sticheln sie in der Ma- 
nier von kleinen Kindern: ,Ihr seid 
ja bloß zu feige und traut uch 
nicht!“ 


Einen Höhepunkt hat diese Al- © 


berei in einem Beitrag des ZK des 
KBB erreicht, wo die ganze Politik. 
des Kommunistischen Bundes auf 
die „Kleinmütigkeit” seiner Führer 

Se sm, 
1018). 


Die prinzipienlose Polemik von 
NRF/KBB gegen den Kommunisti- 
schen Bund hat Tradition. Sie ist 
überhaupt einesder wichtigsten Bän- 
der, das diesen Zirkelblock zusam- 
menhält, Im Arbeitsplan zum Pro- 
‚gramm versteckt sich dieser Tatbe- 
‚stand hinter folgendem Satz: 


„Seit dem gemeinsamen Auftre- 
ten der kommunistischen Zirkel in 
der Metalltarifrunde 1971 haben wir 
in den Auseinandersetzungen mit 
einem allmählich sich herausbilden- 
den System rechtsopportunistischer 
Politik die Gemeinsamkeit unserer 
Organisationen _ herausgearbeitet” 
(8. 13). Oder in klarem Deutsch: 
die Führer von NRF/KBB haben 
ihre „Gemeinsamkeit” im Kampf 
gegen den „rechtsopportunistischen” 
Kommunistischen Bund „herausge- 
arbeitet”, Sie behaupten, wir hätten 
unsere „rechtsopportunistische” Po- 
litik erst allmählich herausgebildet, 
Mit dieser Lüge wollen vor allem die 
‚Führer des KBB ihre eigenen Schwan- 
‚kungen bemänteln. Nicht wir, son- 
dern sie haben ihre Politik geändert, 
vor allem in der Faschismus-Frage 
(„unvorstellbar", daß, die KBB-Füh- 
ser im Herbst 1971 die SPD zum 
„antifaschistischen Kampf” gegen 
Strauß aufforderten). Eine Begrün- 
dung, eine Selbstkritik für ihr politi- 
sches Zick-Zack haben sie bis heute 
nicht geliefert, 


Die Führer des KBB schreiben, 
Sie hätten zunächst „in einer ge- 
meinsamen Front mit denjenigen 
Genossen” gestanden, „die später 
den KB-Nord (den Kommunisti- 
schen Bund — Anm. des AK) 
gründeten... Die Widersprüche zu 
diesen Genossen, die heute in aller 
Schärfe hervortreten, waren damals 
‚noch völlig unentwickelt"*(Arbeits- 
plan, $. 12), Erst durch die Grün- 
dung des Kommunistischen Bundes 
sei es zum Bruch zwischen uns und 
den KBB-Führern gekomm: 
beitsplan, 5. 13). 


Zum SALZ standen die Führer 
des KBB längst in alter Feindschaft, 
die ihren Ursprung offenbar in frü- 
heren Auseinandersetzungen um die 


„Vormacht” in Norddeutschland 
Hatte, Dagegen biederten sich die 
KBB-Führer beim KAB an, zogen 
die KAB-AZ_ zur Schulung im 
KBB heran und forderten den KAB 
auf, in Hamburg eine Konkurrenz- 
Organisation zum SALZ zu schaffen. 

Während der Aktionseinheit zahl- 
reicher Zirkel zur Metall-Tarifrunde 
71 gingen dann die KBB-Führer 
zum offenen Angriff gegen das 
SALZ vor. Der Gegenstand ihrer 
Polemik verrät die Prinzipienlosig- 


keit der KBB-Führer. Griffen sie- 


doch damals das SALZ von rechts 


(©) an, warfen ihm „Links”-Sek- 
tierertum (!) vor, weil es die Lohn- 
forderungen der IGM-Spitze als zu 
niedrig kritisiert hatte, Damit sei das 
SALZ „aus dem Kampf der Arbei- 
terklasse ausgestiegen”, behaupteten 
die KBB-Führer. Das SALZ wolle so 
— man höre und staune !— „die Ge- 
werkschaft spalten". 


An diese Polemik hängten die 
KBB-Führer zugleich eine wilde 


und „konterrevolutionären Machert 
schaften” des SALZ die Rede war, 


Schließlich wurde noch zur Zer- 
schlagung des SALZ aufgerufen. 

‚Als diese Attacke in der gesamten 
Bewegung auf Ablehnung stieß, 
machten die KBB-Führer einen tak- 
tischen Rückzug und verfaßten eine 
heuchlerische „Selbstkritik”: sie 
hätten ein „falsches Verhältnis zum 
SALZ” gehabt, die „Diskussion ver- 
giftet”, eine „kleinbürgerliche Linie” 
vertreten, die Prinzipien der kom- 
munistischen Aktionseinheit verletzt, 
eine „offene Provokation gegen das 
SALZ” begangen, eine „sektiererk 
sche Haltung” eingenommen usw. 
usf.— 


In einer gemeinsamen Stellung- 
‚nahme von SALZ und KAB zu die- 


September 71, zit.nach KAB-AZ 
1712) 


Inzwischen haben die KBB-Füh- 
rer — mit stärkeren Verbündeten 
und besser vorbereitet als 1971 — 
zur alten Form der „Auseinander- 
setzung" zurück gefunden. 

Im Artikel des ZK des KBB zum 
Faschismus (NRF 6/72) wird nicht 
nur -behauptet, der Kommunisti- 
sche Bund hätte „den Boden des 
Marxismus verlassen”, sondern es ist 
gleich noch hinzugefügt „falls sie 
ihn je betreten haben”. 


Warum muß die 
Auseinandersetzung 
vor der Arbeiterklasse 
geführt werden? 


Die Führer des KBB haben vor 
längerer Zeit die gute Parole ausge- 
‚geben, die Auseinandersetzung zwi- 
schen den Kommurlisten müßte 
„offen vor der Arbeiterklasse” ge- 
führt werden. Sie warnten damals 
‘vor der Gefahr, „daß der Kampf der 
Zirkel um die richtige Linie zum 
endlosen Sektengezänk entartet.” 


Und weiter: „....diese Gefahr wird 
nur vermieden, wenn die Auseinan- 
dersetzung um die Strategie der 
westdeutschen Arbeiterbewegung 
‚offen vor der Arbeiterklasse geführt 
wird, und die Arbeiter lernen, daß 
es sich bei diesen Auseinanderset- 


zungen um die Frage ihres Kampfer 
handelt, die nur entschieden werden 
können durch ihr eigenes rerolutio- 
näres Handeln.” (Wahrheit, Februar 
72,5.0). 


Von dieser Parole sind die Führer 
von NRF/KBB in der Praxis offen 
abgerückt. Im NRF ist das auch,be- 
gründet” worden, 


Im NRF 2/72 (Mai) ist der Vor- 
schlag für ein „gemeinsames theore- 
tisches Organ verschiedener Grup- 
pen” (des Zirkelblocks) gemscht 
worden. Die Genossen schreiben 
dort über ihre „Arbeiterzeitung” 
(eine Zeitung, die sie vor Betrieben 
im Raum Mannheim/Heidelberg ver- 
kaufen): 

„ „mes ist klar, daß wir in diesem 
Orgen die Auseinandersetzung mit 
anderen Organisationen und Grup- 


‚pen nur begrenzt führen können, » 


wenn die Auffassungen dieser Grup- 
‚pe den Lesern in den Fabriken 
nicht bekannt sind.” (S. 17) 


Diese Begründung ist nicht auf- 
richtig. Die NRF-Führer setzen sich 
ja gerade dafür ein, daß die Auffas- 
sungen anderer Gruppen den „Le- 
sern in den Fabriken” (d.h. den Ar- 
beitern) nicht bekannt werden sol- 
en (s0,, „Verkaufsverbot” für den 
ARBEITERKAMPF). Ehrlicherwei- 
se müßten dieNRF-Führerschreiben: 
„Wir wollen in der „Arbeiterzeitung” 
die Auseinandersetzung mit anderen 
Gruppen nur begrenzt führen, und 
deshalb wäre es uns am liebsten, 
wenn die Auffassungen anderer 
Gruppen ‚unseren Lesern’ gar nicht 
erstbekannt würden.” 


Däß sie dies meinen, wird außer- 
dem auch an ihrem folgenden Vor- 
schlag deutlich: die Auseinanderset- 
Zung nicht „wahllos in die’Arbeiter- 
klasse hineinzutragen” (!), sondern 
sie ineinem „gemeinsamen theoreti- 
schen Organ” erst zu „sichten". 
Alsob ein theoretisches Organ nicht 
ebenso gut wie eine „Arbeiterzei- 
tung” Plattform für demagogisches 
Gezänk sein kann. 

Die Konsequenz dieses Vorschla- 
gesmüßte tatsichlich sein: „Reviere” 
abzustecken, wo nur jeweis eine 
lokale Gruppe ihre Zeitung verbrei- 
tet. Daneben ein „gemeinsames 
theoretisches Organ”, in dem. sich 
die Auseinandersetzungen abspielen. 
Eine Kommission hätte dann zu 
entscheiden, welche Bestandteile der 
Auseinandersetzung den „Massen“ 
bekannt gemacht werden dürfen, 
ohne daß sie vielleicht „serwirnt“ 
werden. 


Dabei stellen die NRF-Führer 
die Dinge auf den Kopf. Was von 
den kommunistischen Organisatio- 
nen tatsichlich „wahllos in die Ar 
beiterklasse hinein“ getragen wird, 
sind die-massenhaften Flugblätter 
von zig Zirkeln, die „wahllos“ je- 
dem vorbeigehenden "Kollegen in 
die Hand gedrückt werden. Das 
schafft wirklich Verwirrung, das 
schadet den Kommunisten — ohne 
daß wir freilich einen Patent-Vor- 
schlag angeben könnten, wie diese 
Lage zu ändern ist (Einführung 
einer „Obersten Zensurbehörde”, 
die darüber entscheidet, welche 
Augblätter verteilt werden dürfen? ). 


Wenn dagegen ein Arbeiter eine 
kommunistische kauft, so 


TREE" WEITERE" SPREIEIER Worsicl- 
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kommunistischen Zeitunger 
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sondern sie wenden sich an einen 


deseinäi über kummussu ne 
em 
mit den 

einer theoretischen Zeitschrift nicht 
gleichzusetzen sind, erwarten, daß 
in den kommunistischen Zeitungen 
auch die Auseinandersetzungen ehr- 
lich dargestellt werden. 

Zu diesen Gesichtspunkten be- 
merken die NRF-Führer: 


Gegenwärtig finder die Auseinan- 
dersetzung so statt, daß selbst un- 
ter den Kommunisten nur Spezie- 
sten einen Überblick haben. . .” 
(NRE, 2172, 5. 17) 

Wir haben oben gezeigt, weiche 
Einschränkungen heute gegen die 
Parole der „offenen Auseinander- 
setzung vor der Arbeiterklasse“ zu 
machen sind: nur ein kleiner Teil der 
Arbeiter liest kommunistische Zei 
tungen und kriegt außerdem nur 
einen kleinen Aspekt der Ausein- 
andersetzung mit. Die ganze Breite 
der Auseinandersetzung ist tatsich- 
lich nur von „Spezialisten“, noch 
zu erfassen. Nehmen wir aber aus 
der Fülle den „televanten“ (für die 
Arbeiterbewegung bedeutsamen) 
Teil der Auseinandersetzung, so ver- 
Kleinert sich das Feld merklich. 
Die zwei wichtigsten politischen 
Zeitungen — den ARBEITERKAMPF 
und die Bremer „Wahrheit“ — 
mal im Monat zu lesen ist ohne 
weiteres möglich. Hierzu kommen 
die gelegentlichen Artikel der „Ro- 
ten Fahne“ ("KPD") zu ikolo- 


aseimanterseirung 
und die Standpunkte der 


ten‘‘ Gruppen zu vergleichen. 
Die Wahrheit ist, daß die NRF/| 
KBB-Führer das Märchen von den 
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“Unruhe”an den westdeutschen 
Universitäten 


Baden-Württemberg als Vorreiter für die Disziplinierung der Universitäten 


„Schließung der Heidelberger Universität angeordnet“, „Hamburger Stn- 
üenten streiken“, „7000 demonstrieren in Kiel“, „Streik breitet sich 
un der FU Berlin aus“ und „47 000 Fachhochschulstudenten im Streik“ — 
50 lanteten Zeitungsiberschriften im Dezember. Fast 100 000 Studenten 
im ganzen Bundesgebiet und in Westberlin stellten den Vorlesungsbetrieb 
an Ihren Ausbildungsstätten ein, stellten Forderungen auf, führten Ver- 
‚sammlungen und Demonstrationen dusch. 

In Heidelberg demonstrierten Studenten unter der Parole „Kampf der 
Polizeluniversität“ gegen die polizeiliche Schließung und Besetzung der 
Universität. 

In Hamburg wurde gegen die geplante Einführung von „Kurz- und 
Langzeitstudiengängen“ protestiert, gegen die damit verbundene Spaltung 
in Elite- und Schmalspurstudenten und gegen die Bestimmung, nach 6 
bzw. 8 Semestern bei noch micht abgeschlosenem Studium von der 
Universität zu fliegen. 

In Kiel und Regensburg wandten sich die Studenten gegen die Ein- 
führung eines „Ordnungsrechts“, Verminderung ihrer Mitwirkungsrechte 
in Ausschüssen der Universität, verschärfte Prüfungsordnungen und Ab- 
schaffung ihrer gewählten Vertretungen wie AStA ( Allgemeiner Stu- 
dentenausschuß) und Studentenparlament. 

In Westberlin streikten sie fast vier Wochen gegen die Absicht der 
Schulbehörde, fortschrittlichen Professoren das Präfungsrecht zu ver- 

In Brenien wird gegen die Nichteinstellung „linker“ Professoren durch 
den Staat gekämpft. 

"Die Liste ließe sich fortsetzen. Allen diesen studentischen Aktionen 
ist gemeinsam, daß sie auf Maßnahmen des Staates antworten und An- 
giffe auf die Rechte der Studenten versuchen. Im Gegensatz 
Zur Zeit der Studentenrevolte 1968/69 sind die Studenten heute in der 
Defensive, und diese Lage wird allmählich auch von den größten Opt- 
misten unter den Studenten begriffen. Massive Angriffe des Staates gegen 
äie allgemeinen Studienbedingungen rufen zwar immer noch breiten 

Protest hervor, der jedoch die Angriffe nur verzögem und geringfügig 
mildern kann. Es zeigt sich viel deutlicher als 1968/69 die Aussichts- 
losigkeit isolierter Studentenkämpfe gegen den bürgerlichen Staat. 
Kapitalisten gegen gemeinsa- 
‚men Kampf von Arbeitern und 
Studenten 
ie‘ Kapitalisten unternehmen 
|große propagandistische An- 
Strengungen, um die Studen- 
tenkämpfe isoliert zu halten und 
um bei den Arbeitern falsche Vor- 
stellungen über. die Auseinander- 
setzungen an den Universitäten zu 
verbreiten. 

Da sollen angeblich „ewige Stu- 
denten“ und „bemooste Häupter“. 
von den Unis entfernt werden. Da 
soll es den „Berufs-Protestierem“ 
und „Radau-Studenten“ an den 
Kragen gehen. Es wird so getan, 
als lügen diese „Reformmaßnah- 
men“ geradezu im Interesse der 
‚Arbeiter, die ja finanziell die Haupt- 
iast der universitären Ausbildung 
tragen, und deren eigene Kinder 
doch nur in seltenen Fällen davon 
Gebrauch machen können. 

Diese massive Demagogie stößt 
in Teilen der werktätigen Bevöl 
kerung auf fruchtbaren Boden. Die 
Universität ist im Kapitalismus eine 
Einrichtung, zu der Arbeiter kei 
nen Zugang haben. An den Unt 
versitäten ziehen die Kapitalisten 
ihre Handlanger heran, denen sie. 
gegenüber den Arbeitern matärielle 
{und soziale Privilegien zugestehen. 

Fast jeder Arbeiter hat schlechte 
Erfahrungen mit „Studierten” ge- 
macht, die ihm Als Vorgesetzte, 
als Lehrer seiner Kinder, als Arzt | 
usw. in arroganter Manier gegen- 
Übergetreten sind. So sieht er auch 
recht mißtrauisch auf den Studen- 
ten, der da im Demonstrations- 
zug über die Straße rennt und 
plötzlich von „Revolution“ und 

- „Diktatur des Proletariats“ schreit. 
Es ist daher kein Wunder, wenn 
Arbeiter den Studenten, die sie 
zur Solidarität auffordern, bloß ant- 
worten; „Heute biedert' ihr euch 
bei uns an und redet nur von uns 
Arbeitern — aber wenn ihr erst 
mal oben seid, habt ihr den kleinen. 
Mann vergessen. 

Die Kapitalisten benutzen den 
von ihnen selbst geschaffenen und 
genährten Gegensatz zwischen Ar- 
beitern und „Studierten“, um die 


einen gegen die anderen aufzuhet- 
en nach dem Prinzip „Teile und 
ierrsche“, 

So hieß es z.B. in einer Wahl- 
anzeige für die CDU: 

‚Hände weg von unserer Wirt- 
schaft, keine Experimente mit uns. 
Wir sind uns einig: Wir, die Arbei- 
er, Angestellten und Unternehmer 
der sozialen Marktwirtschaft, sagen. 
Berufspolitiker, Phantesten und 
Theoretiker, die nach nie produk- 
tive Arbeit geleistet haben, wollen 
unser Wirtschaftssystem ändern, um 
sich selbst hochbezahlte Aufsicht. 
Posten in der Wirtschaft zu ver- 
schaffen... 


Demagogie der Nazis. So möch- 
ten.die Kapitalisten den Kampf 
der Arbeiter ablenken auf ihre ei 
genen Handlanger. 


‚Auf der anderen Seite wird der 
Intelligenz immer noch das Gefühl 
gegeben, „was Besseres“ zu sein, 
die „geistige Elite“ zu bilden, auf 
den Arbeiter herabsehen zu können. 

Bei den gegenwärtigen Angrif- 
fen des kapitalistischen Staates 


empfinden die Studenten ihre Iso- 
lierung wieder schr stark und unter- 
‚nehmen Versuche, diese Isolierung 
zu durchbrechen und „Kontakt zur 
Bevölkerung“ aufzunehmen. So 
hatten die Studenten z.B. in Ham- 
burg während der letzten Ausein- 
andersetzungen zahlreiche Informa- 
tions-Stände in verschiedenen Stadt- 
teilen eingerichtet, machten mit 


beitsplatz und mit Rationalisierung 
uf dem Rücken der Arbeiter ver- 
bunden sind usw. 

Eine „Ausbildung im Dienste 
des Volkes“ — wie sie früher von 
einigen Studentengruppen prop- 
Ziert wurde — wird es im Kapitz- 
Hsmus an den Universitäten narl 
lich nicht geben. Auch einer „re- 
volutionären Berufspraxis“ (eine 


den Arbeiter in Sachsen und Thö- 
singen, in Berlin und München, 
im Ruhrgebiet und anderen Ter 

tschlands zusammenzuschie- 


der Unterdrückung der Arbeiter, 


es Faschismus, wären wiederum 
die Studenten; die Universitäten 
der Weimarer Republik waren be- 
reits seit 1930/31 durchweg fest 


Verbindungsstudenten, einst wie heute „wehrhaft‘“ gegen die Arbeiterklasse. 


Fhugblättern auf ihre Probleme auf- 
erksam usw. 
Was haben die Studentenkämp- 
fe mit der Arbeiterklasse zu 
wn® 
iselben Studenten, die sich 
jetzt mit dem Aufruf zur Solidari- 
tät an die Arbeiter wenden, werden 
ihnen bzw. ihren Kindern nach 
Ihrer Ausbildung als Lehrer, Ärzte, 
Juristen. (Richter, Rechtsanwälte) 
und als Vorgesetzte der verschie- 
densten Stufen gegenüberstehen. 
"Grundsätzlich haben alle diese 
 Kapita- 


At 
Me 


N. $ 


lstenklasse auszuüben: die Lehrer 
haben den zukünftigen Arbeitern 
einige notwendige Fähigkeiten bei- 
zubringen, hauptsächlich aber ihnen 
das Rückgrat zu brechen und die- 
jenigen auszuwählen, die „aufstet 
gen“ dürfen (das sind kaum 10 % 
der Arbeiterjugend!); die Ärzte ha- 
ben die Arbeitskraft kranker Men- 
schen wiederberzustellen, die Ingen- 
ieure kostensparende Produktions 
verfahren zu entwickeln, die oft 
mit vergchärftem „size“ am Ar- 


Politisch 


Wet) 


selbst zynisch ausdrücken. So ha- 
ben die Chemie-Kapitalisten auch 
schon damit gedroht, daß sie nie- 
mand mehr einstellen wollen, der 
in Westberlin studiert hat, denn 
‚Dei denen ist man nie sicher“, 
Die Kapitalisten haben immer noch 
starke Mittel in der Hand, um auch 
fortschrittliche Intellektuelle zur 
Anpassung zu zwingen. 


Aber wenn auch 


rn 


Berufe grundsätz 
Interessen dienen, so kann es der. 
Arbeiterklasse keineswegs gleichgi 
tig sein, wie sich die Studenten 
und Intelektuellen später im Be- 
ruf ‚verhalten und weiche Stellung 
sie als gesellschaftliche Schicht 
Klassenkampf zwischen Proletari 
a und Bourgeoisie einnehmen. 
Nach dem ersten imperulisti- 
schen Krieg in den Jahren 1918/19 
Aulfen Studenten als Kern der ıo- 
Aktionären Freikorps, die kämpfen- 


waren Studenten und Studierte als 
Streikbrecher keine Seltenheit. Beim 
TEXACO-Streik gaben sich wieder 
einige „studierte“ Angestellte als 
Streikbrecher her. An den Schulen 
ih es Lehrer, die-Arbeiterkinder 
einschüchtern, die die Klassenge- 
sellschaft als naturgegeben hinstel- 
len, die den imperialistischen Krieg. 
vecherrlichen und sich in arrogan- 
ter Weise jeder Zusammenarbeit 
mit den Eltern verweigern. 


‚Arbeiterkampf Nr. 26/Jan. 73 


Seite 11 


Aktionen proletarischer Eltern für 
eine bessere Ausbildung ihrer Kin- 
der wirksam unterstützen, statt al 
Agenten der Schulbehörde die EI- 
tern auszutricksen und ihren Kampf 
abzublocken, 

Im Interesse der Arbeiterklasse 
liegt es, die fortschrittlichen anti- 
kapitalistischen Regungen und Ak- 
tionen anderer Teile des Volkes zu 
unterstützen und zu nutzen. 

In diesem Licht sind die jüng- 
sten Auseinandergetzungen an den 
Universitäten zu beurteilen, 

Die Kapitalisten wollen an den 
Unis „Reformen“ durchsetzen, die 
eine noch stärkere Anpassung an 
die wirtschaftlichen und politischen 
‚Bedürfnisse des Kapflals ermögli- 
chen. Die Verhinderung oder zu- 


Gesellschaftsordnung vereidigt. 


mindest Einschränkung derartiger 
Maßnahmen liegt demnach auch 
im Interesse der Arbeiter. 


Miserable Studienbedingungen 


Die Studienbedingungen an den 
Universitäten sind miserabel. So 
missen in Hamburg am Pädagopk- 
schen Institut — an dem zukünf- 
tige Volks- und Realschullehrer aus- 
gebildet werden — 9000 Studenten 
in Räumen studieren, die ursprüng- 
lich für nicht einmal’ 1000 Studen- 
{en eingerichtet wurden. Es it heu- 
te üblich, Seminare mit 400 Studen- 
ien abzuhalten, wo früher schon, 
50 Teilnehmer als zu große Zahl! 
für eine gute Ausbildung des Ein- 
zelnen galten. Trotz aller Mängel 
werden noch Professorenstellen ge- 
strichen und so die Misere ver- 
größert. Das Ergebnis ist eine „Aus- 
lese der Stärksten“: mehr als ein 
Drittel der Studenten müssen ihr 
Studium irgendwann resigniert ab- 
brechen — oft als körperliche und 
geistige Wracks. Das Studium in 
der Mindestdauer von 4 Jahren 
zu schaffen, ist unter den herr- 
schenden Bedingungen nur schwer 
möglich. Der Kampf um die ein- 
zeinen Studienplätze muß von den 
Studenten gegeneinander 
geführt werden, da nur einem be- 
stimmten Prozentsatz. die Möglich- 
keit einer vollständigen Ausbildung 
eingeräumt wird — der Rest wird 
durch Zwischenprüfungen _abge- 
fangen. | Das Ergebnis ist Konkur- 
renzdenken und Strebertum. 

Die soziale Unsicherheit des ein- 
zeinen Studenten wird noch da- 
durch erhöht, daß er nicht sicher da“ 
mit rechnen kann, überhaupt nach 
Abschluß. des Studiums einen ent- 
sprechenden Arbeitsplatz zu finde: 
Arbeitslosigkeit unter Akade 
kern ist in USA, Schweden, Nieder- 
landen und England schon seit 
Jahren „normal“. In der Bündes- 
Tepublik beginnt sie gerade erst, 
sich bemerkbar zu machen. Schon 
gibt es Hinweise der Kapitalisten- 
verbände auf ein „Überangebot"sn 

issenschaftlern undei _zukünf- 
tiges’ „akademisches Proletäriat”. 

Zum einen sehen die Kapitalisten 


in einer solchen Entwicklung einen. 
gesellschaftlichen Konfliktherd. 

‚Auf der anderen Seite kommt 
jedoch die Existenz einer intellek- 
tuellen „Reservearmee“ den Be- 
dürfnissen_ der Kapitalisten entge- 
gen: sie läßt sich als Druckmittel 
einsetzen, um die Übrigen zur An- 
‚Passung und Unterwerfung zu zwin- 
gen. 


‚Auf dem Weg zur „Bundes- 


wehr-Universität”"% 


Die gegenwärtigen Studienbedin- 
‚gungen bewirken, daß viele Studen- 
ten zur „schweigenden Mehrheit“ 
gehören. Das heißt, sie büffeln und 
strebern emsig, ohne an politischen 


Studenten der Bundeswehrhochschule werden auf die kapıtalistische, 


‚Auseinandersetzungen _ teilzuneh- 
men. Der Kampf um den „Auf- 
stieg“, um den „Platz an der Son- 
ne“ 1äßt ihnen’ zum Studieren ge- 
sellschaftlicher _ Zusammenhänge 
kaum Zeit; außerdem ist allzu in- 
tensive_ politische Betätigung ein 
Hindernis für die spätere Berufs 
tätigkeit. Ein Beispiel dafür ist das 
Berufsverbot, von dem vor allem 
Lehrer betroffen werden: Die Schul- 
behörde weigert sich, Lehrer einzu- 
stellen, wenn diese während ihres. 
Studiums in inksradikalen. 
Organisation“ gearbeitet hatten. 
Zwar wird diese Regelung nur in 
relativ wenigen Fällen wirklich 
praktiziert, von der Willkürlich- 
keit und Unberechenbarkeit solcher 
Maßnahmen geht aber schon spür- 
bar eine einschüchternde Wirkung 
auf die Masse der Lehrer-Studen- 
ten aus, 

Dennoch wissen die Kapitali- 
sten, daß es nicht die Mehr- 
heit. der Studenten ist, die sich 
in der gewünschten Weise als pol 
tisch "angepaßte Streber verhält. 
Die „schweigende Mehrheit“ ist 
also durchaus. nicht wirklich die 
Mehrheit. . 

‚Außerdem .. „schweigt“ diese 
„Mehrheit“ nach Meinung der Ka- 
Pitalisten- schon allzu’ sehr. Natür- 
lich ist ein politisch apathischer, 
passiver Student den Kapitalisten 
immer noch lieber als ein demoh« 
strierender linker Student. Aber 

der Kapitalisten liegt 
sierung’ eines Teils der 
Studentenschaft als aktiver Stoß- 
trupp gegen ihre. sozialistischen 
und sozialdemokratischen Kommi- 
litonen, als Sprachrohr der kapita- 
listischen Propaganda. 

Davon kann aber bis heute zum 
Glück noch nicht die Rede sein. Wo 
rechte und rechtsradikale Studenten 
bei Uni-Wahlen einigen Erfolg hat- 
ien, da verdankten sie es einer ver- 
logenen Tarnung unter Decknamen 
wie „Unabhängige Demokraten“ 
eic. Den offen auftretenden Rech- 
ten, vor allem dem CDU-treuen 
RCDS, versagt sogar die „schwei 
gende Mehrheit“ die Gefolgschaft. 
Hieran hat die massive finanzielle 
Aufblähiung des RCDS durch CDU/ 


> 


CSU, private „Spenden“ der Kapi- 


listen u.ä. nichts zu ändern ver - 
mocht.. 

Ein Versuch, diese Verhältnisse 
zu ändern, ist das Projekt sogenann- 
ter „Bundeswehrhochschulen“ - zu- 
nächst in München und Hamburg. 
In drei Jahren sollen dort Offiziere 
der Bundeswehr in „Wirtschaft und 
Verwaltung, Pädagogik, Maschinen- 
bau und Elektrotechnik“ ausge! 
det werden. Nach 15 Jahren „Bund“ 
werden diese Unterrichtsfächer 
‚dann in zivilen Berufen wie Ingeni- 
eur, leitender Angestellter, Lehrer 
u.a. verwendbar sein. 

Die Zulassungsbeschränkungen 
an den Universitäten haben schon 
dafür gesorgt, daß „das Interesse 
junger Leute an der Bundeswehr 
wieder gestiegen ist“ („Hambur- 
ger, Abendblatt“). "Aber die 
Pläne reichen weiter:,,Die Bundes- 
wehr_ist_mit_ihren Bundeswehr- 
hochschulen der Vorreiter einer al- 
gemeinen Studienreform“ - so Ge- 
neralmajor Friedrich am 7.10.72 auf 
dem ‚Verteidigungspolitischen 
Kongreß“ der CDU in Hamburg. 
Sätze wie dieser lassen Übles ahnen. 

Hinter dem Projekt der , Bundes- 
wehrhochschulen“ steckt der Plan 
einer engeren Verbindung zwischen 
militärischer und akademischer Aus- 
bildung: vor Beginn des Studiums 
erhalten die Bewerber um einen 
Studienplatz in der Bundeswehr 

irischen „Schliff“; 
jende und politisch Ange- 
paßte werden mit bevorzugter Ver- 
gabe von Studienplätzen geködert, $ 
die Bundeswehr kann Einfluß neh. = 
men auf Lehrinhalte und Studien- 
‚gänge an den Universitäten usw. 


Reformismus überwinden! 


Anders als in der Zeit der Wei-® 
marer Republik und noch in den 
50er und 60er Jahren verfangen 
heute offen reaktionäre, antikom- 


unbedingte Identifizierung mit den 
Inhalten der Regierungspolitik. Es 
ist vielmehr geradezu typisch, daß 
sich die SPD vom wichtigsten Trä- 
ger sozialdemokratischer Studen- 
tenpolitik, dem SHB, offen distan- 
Ziert hat und ihm das Prädikat „so- 
Zialdemokratisch“ absprechen will 
(die äußere Anregung zu diesem 
Schritt kam übrigens vom CDU-treu- 
en RCDSD). 

Denn der SHB steht auf dem lin- 
ken Flögel der SPD, hat maraisti 
sche Brocken in sein Programm ein- 
gebaut und schreckt auch vor dem 
von der SPD-Führung verbotenen 
Bündnis mit der DKP (an der Uni 
vertreten durch den MSB) nicht 
zurück. 


Die SPD-Führung hat freilich in 
den letzten Jahren „ein Auge zu- 
gedrückt". als esdarim ging. durch 
‚ein geschicktes Taktieren mit Hilfe 
des SHB zunächst gegenüber dem 
SDS und später dem MSB Teile der 
rebeilirenden Studenten überhaupt 
wieder an die SPD heranzuführen. In 
dieser Zeit war die Bewegungstrer- 
heit des SHB noch relativ großzü- 
‚gig bemessen. Nun aber scheint die- 
se Aufgabe des SHB weitestgehend 
erledige als lästigen linken Ballast 
schütteln ihn die SPD-Führer jetzt 
ebenso ab wie vor Jahren den SDS. 
Das nächste Ziel dürfte der Auf- 
bau eines neuen sozialdemokrati- 


'Am 19.12.72 würde in Heidelberg. 
der Jurist Hubert Niederländer zum 
‚neuen Rektor der Universität ge- 
wählt, Niederländer ist Mitglied des 
reaktionären „Bund Freiheit der 


munistische Parolen kaum noch. S Wissenschaft” Und er hat bereits an 


Während vor zehn Jahren noch re- 
aktionäre Studentenverbindungen, 
Tunnelbauer und Bombenbastler 


gegen die DDR das politische Ge 


sicht der Universitäten be 
stimmten, kommt heute breite Kr 
tik am Kapitalismus von der Mas- 5. 


se der Studenten. Mißstände des S Hochschulen 


seiner Wahlerklärung versprochen, 
daß er „alle Mittel des Rechtsstas- 
es” einsetzen werde, um „Störer” 
San der Universität zu bekämpfen. 
Mit der Wahl Niederländers ist 
ist ein weiterer Schritt in einer Ent- 
wicklung gesetzt, deren Ziel es ist, 
5 die demokratische Bewegung an den 

vollständig zu zer- 


Kapitalismus werden allgemein em- 8 schlagen. 


pfunden, sogar von der „schwei- 
genden Mehrheit“. Diese Kritik 
bleibt aber weitgehend auf dem 
Boden reformisicher, nur-studen- 
fischer Kämpfe. 

Das schrie, spektakuläre Geha- 
be einiger superlinker Studenten- 
gruppen solte nicht über dere 
tatsächliche Bedeutungslosigkeit 
hinwegtäuschen. Die stärkste, ideo- 


logisch gefährlichste Richtung an 
den Universitäten ist heute der So- 


zialdemokratismus. Von wenigen 
Ausnahmen abgesehen (die bedeu- 
tendste ist Heidelberg) haben die 
Vertreter _„links“sektiererischer 


Nach dem Höhepunkt der Stu- 
dentenbewegung 1967/68 sollten 
die kritischen Studenten mit Hoch- 
schulgesetzen _abgespeist werden, 

einzelne Zugeständnisse, wie 
‚Öffentlichkeit und paritätische Be- 
setzung der Universitätsgremien, 
Mitsprache in Berufungsfragen etc. 
enthielten. Auch Baden-Württem- 
berg erhielt 1969 ein solches „fort- 
schrittliches” Hochschulgesetz. Kul- 
tusminister Hahn (CDU), der das 
Gesetz vorgelegt hatte, drängte 
schon bald auf eine Novellierung. 
In einem vertraulichen Entwurf 
einer  interministeriellen Arbeits- 
$ eruppe „Sicherung der Freiheit von 


Theonen ihre ın der Studentenre- E Forschung und Lehre” wurden fol- 


volte 1968/69 erkämpfte Führung 
an Sozialdemokraten (SHB) und 
Revisionisten (MSB) abgeben müs- 
sen. 


jgende Maßnahmen gefordert: Zu- 
rückdrängune der Mithestimmune« 
rechte der Studenten und Assisten- 
ten, Einschrankung der Ottentlich- 


Heute geht es nicht darum, daß E keit der Entscheidungsgremien; ri 


vote Zellen die Universitäten er- 
'obern“, wie u.a. Springers „Welt“, 
der „Bayernkurier“ der 
Lowenthals ZOF Magazın ihrem 
kleinbürgerlichen Publikum vorgru- 
sein. Vielmehr geht die Entwick- 


hung in die umgekehrte Richtung: E Verbot des Heidelberger SDS ein” 


die Bourgeoisie ist dabei, die in der 
Studentenrevolte in Bewegung ge- 
ratenen Universitäten Zug um Zu 
wieder in den Griff zu bekommen. 
Wenn die große Mehrheit. der 
Studenten bei den Wahlen am 19, 
November für die SPD stimmte, 
bedeutet das allerdings noch keine 


eorose Fachaufsicht durch das Kul- 


tusministerium und Verschärfung 


CSU, S des Ordnungsrechts für Studenten 


bis hin zur Exmatrikulstion und 
dem Entzug von Förderungsmitteln. 
Ende 1969 sollte dann mit dem 


Exempel an den fortschrittlichen 
Studenten statuiert werden. Das 
Verbot ist zwar in der Folgezeit 
nicht konsequent angewandt wor- 
den, es ist aber die Grundlage für 
die rasche Zerschlagung der soziali- 
stischen Studentenorganisationen. 
(Anläßlich des Polizeüberfalls auf 


= 


schen Studenten-Verbandes sein, 
der sich enger an die SPD anlehnt. 
Eine Basis in der Studentenschaft 
dafür ist zweifellos vorhanden. 

‚Noch ist die Mehrheit der Stu- 
denten bereit, gegen die Formie- 
nuhgsbestrebungen des Kapitals zu 
kämpfen. Die Motive sind aber ver- 
schieden: die einen kämpfen nur ge- 
gen eine allgemeine Verschlechter 
Tung ihrer Ausbildungslage, telwei- 
se sogar zur Verteidigung stindi- 
scher Privilegien und „Freiräume”. 
‚Andere fordern eine „Demokratisie- 
rung der Universität als Teü einer 
Teformistischen Strategie. Ein klei 
ner Teil sieht die Universitäten als 
Ausgangspunkt einer gesamtgesell- 
schaftlichen Revolution... 

Es fehlt in der Studentenschaft 
ie Klarheit über Ziel und Weg des. 
Kampfes. Aus dieser Unklarbeit 
kann beim Scheitern studentischer 
‚Aktionen erneut Enttäuschung und 
Passivität werden. 

Was die Arbeiterklasse von den 
bewußteren Studenten erwartet. ist 
dies: daß sie den Abwehrkampf ge- 
gen die Formierungsbesirebungen 
des Kapitals organisieren und füh- 
ren, daß sie unterden Studenten ein 
wirkliches Bewußtsein davon schaf- 
fen, daß ihr Kampf nur an der Sei 
te der Arbeiterklasse, als Kampf um 
den Sozialismus erfolgreich sein 
kann. = 


"Ruhe und Ordnung“ 
für die Hochschulen 


Baden-Württemberg als Vorreiter für die Disziplinierung der 
Universitäten 


die Uni wurde gegen denSozislisti- 
schen Heidelberger Studentenband 
(SHS) Strafanzeige gestellt und ge- 
prüft, ob es sich um eine Nachfolge- 
organisation des verbotenen SDS 
handle.) Gegen den 1970 gewählten 
Re‘ den Liberalen Rendtorff, 
ma: : das Kultusministerium von 
Anfaug an Front. Ein beliebtes 
Mittel hierbei war der Eingriff in 
die Fachaufsicht der Universität: 
2.B. sperrte Hahn die @lder für ein 
bereits _genehmigtes Studienpro- 
gramm, das sich mit der Geschich- 
te der deutschen Arbeiterbewegung 
und der Rolle der Massenmedien 
befassen wollte. Innerhalb der Uni- 
versität formierte sich der „Bund 
Freiheit der Wissenschaft”, der 
u.a. die Aufgabe hatte, Rendiorffs 
Arbeit lahmzulegen. Rendtorff 
mußte zurücktreten, als er keine 
Mehrheit im Senat der Universität. 
hatte. 

Rendtorffs Fal ist nicht der ein- 
Zige. Mit dem verstärkten Angriff 
der Bourgeoisie auch auf die Hoch- 
schulen werden liberale Hochschul 
rektoren (wie Kreibich, West-Berlin: 
Fischer-Appelt, Hamburg u.a.), die 
aur ein paar Reformpflästerchen 
auflegen wollen, vor dis Alternative 
gestellt, sich entweder freiwilig 
Zum Siaatskommissar zu machen 
oder ihren Platz zu räumen. 

Der „reformfreadigen” Uni Koo- 
stanz verpaßte Hahn kurzerhand 
eine Grundordaung, die un de 
dort praktizierte Dritteiparität auf- 
hob. Rektor Hess trat zuräck und 


„als sich kein Nachfolger fand, wurde 


jetzt ein Staatskommissar als Kom- 
kursverwalter der Universität einge- 
wu. 

Baden-Württemberg ist exempla- 
risch für das Vorgehen der Bour- 
geoisie: wurden mit Abflauen der 
Studentenbewegung zuch die klein 
sten Zugeständnisse wieder abge- 
baut, sogeht es jetzt darum die Uni 
versitäten mit allen Mitteln so zus 
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EWG-Großmachtpläne deı 


EWG ruiniert Bauern 


ie Bauern innerhalb der EWG, 

Jbekommen den wachsenden 

Druck auf ihre Existenz ganz 
besonderszu spüren, Das schlägt sich 
nieder im beschleunigten Rückgang 
derin der Landwirtschaft Beschäftig- 
ten und derJandwirtschaftlichen Be- 
triebe, In der BRD machten bis 1969 
durchschnittlich 30. 000 Beiriebe 
pro Jahr dicht, 1970 waren es 
98 300, 1971.82 000, somit jeder 
16. landwirtschaftliche _Beirieb, 
Schon 1969 waren von insgesamt 
1,34 Mio Bauern-Wirtschaften 20% 
Zuerwerbsbetriebe, wo. der Bauer 
zusätzlich noch anderwirts arbek 
ten muß, und 44% Nebenerwerbs- 
betriebe, wo. die Landwirtschaft 
nur noch nebenbei betrieben wird, 
Obwohl die Produktivität in der 
Landwirtschaft seit 1960 um 60% 
gestiogen ist, gegenüber 40% in der 
Industrie, betrug der Durchschnitt. 
verdienst eines Bauern in der BRD 
1969 nur 6394 DM gegenüber 
9726 DM eines Industricarbeiters, 
Nur in den großen landwirtschaft- 
lichen Betrieben ist der Verdienst 
so hoch wie in der Industrie, Und 
dies, obwohl laut Untersuchungen 
der Arbeitstag. eines Bauern 11-12 
Stunden beträgt. 

Die gesetzmäßige Umstnikturie- 
rung und _Industrlalisierung der 
Lundwirtschalt wird in der kapı- 
talistischen EWG über die Ruinie- 
rung der Lahdwirtschaft durch das 
Großkapital und Über den EWG- 
Agrarmarkt betrieben, Den erhöh- 
ten Preisen für Landmaschinen, Fut- 
termittel und Düngemittel und er- 
höhte Handelsspannen (Gewinne 
des Zwischenhandels) stehen sin- 
'kende Erlöse der Bauern gegenüber. 
Das hat erhöhte Lebensmittelpreise 
zur Folge. Seit 1966/67 sind die 
Investitionen der Bauern in ihre 
Betriebe niedriger ls die aufgenom- 
menen Kredite, d.h. sie können 
sich nur bei steigender Verschul- 
dung über Wasser halten, 


Der FWO-Agrarmarkt wird durch 
hohe Zölle gegen Agrar-Importe von 
außerhalb geschützt. Für die Agrar- 
Produkte sind verbindliche Preise 
festgesetzt. Durch das Aptaresysie 
werden eindeutig die Großbauern 
begünstigt: sie bekommen selbst 
die Produkte, die sie nicht absetzen 
können, bezahlt. Das führt zu Er- 
scheinungen wie dem „Butterberg“, 
der inzwischen auf über 300 000 { 
angewaghsen ist. Diese Überschüsse 
werden dann noch, z.T. unter den 
ohnehin. niedrigen Weltmarktprei- 
sen, in Übersee verkauft, womit 
auch dort zur Ruinierung der Land- 
wirtschaft beigetragen wird. Trotz 
hoher Lebensmittelpreise kosten die 
Subventionen für die Landwirt- 
schaft jeden Erwerbstätigen jähr- 
lich 700 DM. 


Inzwischen ist die EWG-Kommis- 
sion zu weiteren Maßnahmen über- 
gegangen: Die Großbauern werden 
durch Landbereitstellung und Bei- 
hilfen unterstützt, die kleinen sol- 
len durch Umschulungsbeihilfen 
und Landabgabeprämien noch 
schneller aus der, Landwirtschaft 
gedrängt werden. Zur Zeit werden 
95% der früheren Bauern Hilfsar- 
beiter, 


Der Mansholt-Plan der EWG sieht, 
selbst in seiner ahgemilderten Form 
u.a. vor: Bis 1975 sollen 1,4 
Mio Arbeitskräfte die Landwirtschaft, 
verlassen, riesige Gebiete sollen 
brachgelegt 2,7 Millionen 
Milchkühe geschlachtet werden, 
Laut Grünem Bericht wird ın der 
‚BRD bis 1980 die Zahl der in der 


"Landwirtschaft Beschäftigten von 


2,35 auf | Mio gesenkt werden, 
‚500 000 Bauernhöfe werden ver- 
schwinden. Durch die Erweiterung 
der EWG wird sich dieser Prozeß 
in der Landwirtschaft weiter be- 
schleunigen. Die englische Land- 
wirtschaft kann viel billiger pro- 
duzieren, Die 3% in der Landwirt 
schaft Beschäftigten erbringen auch 
3% des Bruttosozialprodukts Eng- 
lands, in der alten EWG erbrach- 
ten 14% dagegen nur 7% des Brut- 
tosozialprodukts. Die englischen 
landwirtschaftlichen Betriebe sind 
zu 75% über 40 Hektar groß, in der 
BRD sind sie zu zwei Dritteln 
kleiner als 10 Hektar. In England 
wird die Anpassung an die EWG- 
Preise 20-30% höhere Lebensmittel- 
zur Folgehaben, 

ie Verschärfung der Lage durch 
die EWG ist keineswegs auf die 
Bauern beschränkt Die im Kapita- 
ismus gesetzmäßige Ungleichmäßig- 
keit und Sprunghaftigkeit in der 
Entwicklung 

mungen, Indust 
der wird sich durch die weitere 
Integration erheblich verschärfen, 


Die regionale Entwicklung 


Schon heute sind innerhalb der 
EWG die regionalen Unterschiede 
gewaltig: 1968 betrug die Arbeits- 
losigkeit in Hamburg 0,3%, in Süd- 
italien 5,1% und in Irland 8,8% der 
Beschäftigten. Der Anteil der in 
der Landwirtschaft Beschäftigten 
betrug in Südostengland 1,2% und 
in Süditalien 41,7%, Das " Durch- 
schnittseinkommen, ist in Hamburg 


europäischen 


6,3 mal höher als in Süditalien. 
Während in Süditalien trotz. aller 
Investitionsvergünstigungen die 
Zahl der Beschäftigten von 1959 
bis 1968, um 540 000 fiel, d.h. 
‚jeder 12. auf Dauer seinen Arbeits- 
platz verlor, traf dies im Nord- 
westen Italiens, wo die Industrie 
sowieso schon konzentriert ist, 
„nur“ jeden 150. Beschäftigten. 
Fölge davon ist die ständig hohe, 
Auswanderung aus Gebieten wie 
Süditalien und Irland, Bei der An- 
werbung ausländischer Arbeitskräf- 
te sind die westdeutschen Kapita- 
listen immer mehr dazu überge- 
gangen, diese bevorzugt aus Ge- 
bieten außerhalb der EWG, insbe- 
sondere’ der Türkei, heranzuholen, 
um noch höhere Profite heraus- 
zuholen. 

Ebenso wie das Elend in den 
ländlichen Gebieten zunimmt, ver- 
stärkt sich die Ballung der Indu- 
strie in gewissen Zentren. Im Rah- 
men der EWG wird es die verstärk- 
te Konzentration der Industrie im 
Zentrum der EWG und an den 
Nordseeküste geben, insbesondere, 
in Belgien und den Niederlanden, 
wo neben günstigen Standorten en! 
sprechende Arbeitskräfte vorhan- 
den sind. In der Stahlindustrie in 
der BRD ist dieser Prozeß schon 
längst angelaufen. So planen die 
Klöckner-Stahlwerke die Stiflegung 
ihrer Werke in Osnabrück und im 
Hagener Raum zugunsten ihrer Wer- 
ke in Bremen. Die Fusion Hoesch/ 
Hoogovens bedeutet, daß die Stahl- 
produktion im wesentlichen in das 
‚geplante Stahlwerk nach Rotter- 
dam verlegt wird. Schon heute ist 
durch die Fusion Hoesch nicht 
mehr an die Ruhrkohle gebunden, 
deren Preis trotz Subventionen weit 
üher ten Weltmarkipreisen liegt, 
Karikaturen zeigten in Vorweg- 
nahme dieser Entwicklung einen 
bettelnden _ Ministerpräsidenten 
Kühn in dem ohne Kohle- und 
Stahlpri 


Diet, Das Ruhrgebjet ist aber ledig« 
lich ein Beispiel, So wird etwa die 
BASF in Antwerpen bald mehr 
produzieren als in ihrem Stamm- 
werk in Ludwigshafen. Wenn die 
Kapitlisten die Integration weiter 
yorantreiben und es ihnen gelingt, 
die gemeinsame „Wirtschafts- und 
Währungsunion“ "und den freien 
Kapitalverkehr herzustellen, wird 
die Verlagerung ganzer Industrien, 
die verstärkte Zysammenballung 
und andererseits die Verarmung 
anderer Regionen erheblich be- 
schleunigt werden. Daran wird auch 
die groß angekündigte Regional- 
poliuk. der EWG nichts ändern, 
sondern diesen Prozeß im wesent- 
lichen „beschönigen“, Es wird da- 
bei auch erst einmal darum gehen, 
wie die Lasten bereits bestehender 
nationaler Regionalprogramme, wie 

n, jetzt innerhalb der 


Die ungleichmäßige Entwick- 
lung der Industriezweige 


Zur Durchsetzung ihrer Expan- 
sionsziele müssen sich die europk- 
schen Imperialisten ein dem US- 
Kapital_ entsprechendes Skonomi- 
sches Potential aufbauen, um für 
die internationale Konkurrenz ge- 
rüstet zu sein. D.h. insbesondere 
beschleunigter Ausbau der soge- 
nannten Wachstums bzw. Zu- 
kunftsindustrien, wo der Abstand 
zum US-Kapital besonders groß 
ist, und gleichzeitig beschleunigtes 
„Gesundschrumpfen“ stagnierender 
ind absteigender Industrien auf 
dem Rücken der Arbeiterklasse. 
Schon in den Jahren 1958-65 ist 
ie Zahl der Beschäftigten in den 
expandierenden Industrien - Kunst- 
stoffindustrie, _ Mineralölverarbei- 
tung, Elektrotechnik, Chemie und 
Fahrzeugbau — um 36% gestiegen, 
während in der Bergbau-, Eisen-, 
Stahl, Leder- und Textilindustrie 
die Beschäftigtenzahl um insge- 
samt 20% sank. In der Textilindu- 
sirie waren 1966 114 000 Men- 
schen weniger als 1955 beschäftigt. 
Im Kohlebergbau wurden seit 1960 
220 000 von 480 000 Kumpein 
auf die Straße gesetzt. Gleichzeitig 
sind seit 1966 ihre Löhne auf 16 € 
unter Bundesdurchschnitt gesun- 
ken. 

Der Niedergang ganzer Industrie- 
zweige wird durch den Beitritt 


Imperialisteı 


1971 Klöckner-Kollegen protestieren 
‚gegen die Stillegung der Hütte Rodrian 


Großbritanniens zur EWG erheblich 
gefördert. Für England prophezei- 
te ein Ökonomieprofessor: „Wir 
werden innerhalb weniger Jahre 
das größte Firmensterben in der 
britischen Industrie seit dem 1.Welt- 
krieg erleben.“ Rund eine Mälion 
Arbeitslose gibt es schon heute in 
England. Die Rationalisierungen 
und Stillegungen. die in England m 
Broßem Ausmaß vorgenommen wer- 
den, sind von den verschärften A 
riffen der Kapitalisten auf die Ar- 
beiterklasse begleitet, um in der 
|EWG-Konkurrenz besser dzustchn. 
Andere Industrierweige werden 
vom Beitritt profitieren: der „Spie- 
gel“ schrieb von einem „wahren 
Run aus London“ auf EWG-Un- 
ternehmen, dh. vom verstärkten 
Kapitalenport einiger Industrie. 
Zweige Großbritanniene 


Erhöhter Kapitalexport 


In der BRD überholten die eng- 
lischen Direktinvestitionen zum er- 
stenmal die der USA. Zunehmend 
verstärken auch die BRD-Monopo- 
le ihren Kapitalexport — die Di- 
rektinvestitiomen übersteigen in- 
zwischen 26 Mrd. DM. Die arbeits- 
intensive Industrie wird in soge- 
‚nannte „Niedriglohnländer“ ver- 
lagert. So sind z.B. in Singapur, 
wohin Rollei und Voigtländer aus 
der optischen Industrie ebenso wie 
Nordmende zus der Elektroindu- 
strie abwanderten, die Löhne 8-mal 
niedriger als im der BRD. Heute 


70 % der Lohnkosten rechnet, soll 
in Zukunft „fast mur noch in ande- 
sen Ländern“ expandiert werden. 
Der Kapitalexport wird sich weiter 
verstärken. Damit wollen sich die 
Kapitalisten höhere Profite und gr&- 
Seren Einfleß sichern. 


Größte Konzentrations- und 
Rationalisierungswelle der Ge- 
schichte 


Träger all dieser Prosesse sind 
die Monopole. Das Tempo der wei- 
teren Monopolisierung nimmt r>- 
sant zu. Seit 1960 verlorem über 
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100 000 Unternehmer ihre Selb- 
ständigkeit in der BRD. Folge für 
die Arbeiter bei solchen Fusionen 
und Aufkäufen sind verstärkte Ar- 
beitshetze bzw. Entlassungen bei 
Rationalisierungen. So führt ıer 
Aufkauf der Rheinstahl-Lastwagen- 
Produktion durch Bene cur 
Stillegung des Rheinstahl-Motoren- 
baus und zur Entlassung der Arbei- 
ter, nachdem Daumler-Benz die Mo- 
toren selber produzieren kann und 
den Motorenbau‘ vorsorglich nicht 
mitgekauft hatte, Ebenso wurde der. 
Krupp-Fastwenhau hal nuph 
Aufkauf stllgelegt,-und die Phrix- 
Werke nach Aufkauf durch BASF 
und Napalm-Hersteller Dow Chemi- 
cal. Der über die Stahlkontore be: 
triebene systematische Konzentra- 
tionsprozeß in der westdeutschen 
Stahlindustrie kostete in fünf Jah- 
en 50 000, also jeden achten Be- 
schäftigten dieser Branche, seinen 
‚Arbeitsplatz, Die Folgen von Fu- 
sionen zu multinationalen Konzer- 
nen innerhalb der EWG sind erst 
in Zukunft zu erwarten, Vorreiter 
dieser Fusionswelle liefern heute 
schon einen Vorgeschmack der Fol- 
gen. Die Fusion von Hoesch und 
Hoogovens bedeutet den Verlust 
des Arbeitsplatzes für Tausende 
von Kollegen an der Ruhr. Die Fu- 
sion von Dunlop-Pirelli brachte in 
den ersten underthalb Jahren trotz 
des Widerstands der Arbeiter 7 500. 
Entlassungen, für jeden 10. Be- 
schäftigten also, 

Die großen Konzerne zeichnen 
sich zwar durch relativ hohe Löhne, 

iber auch durch. hesor 
fe Ausbeutung, große Arbeits- 
hetze und ausgeklügelte Malnah- 
men gegen die Arbeiter. Das wurde 
am Beispiel der Autoriesen im AR- 
BEITERKAMPF 20 ausgeführt, So 
senkte VW den Krankenstand um 
6 000 durch Entlassungen derjeni- 
ger, die häufiger krank gewesen wa- 
ren. Das wurde dazu benutzt, die 
Beschäftigtenzahl um diese 6 000. 
au senken, In der BRD, wo die 
Kimpfe der Arbeiterklasse ein nie- 
drigeres Nivenu haben als etwa in 
Italien, Frankreich und England, 
ist es den Monopolherren bisher 
weitgehend gelungen, die Arbeiter 
im Griff zu behalten, Bei den Che- 
miestreiks 71 war keiner der drei 
großen Konzerne betroffen. Immer 
neue Maßnahmen werden von den 
Monopolherren ausgeheckt, um die 
Kämpfe der Arbeiter zu behindern. 
Nestle führte in Frankreich eine 
Anti-Streik-Prämie ein, die höher 
als cin Monatslahn ist, Rei Beier 
dorf in Hamburg wird eine Arbeits- 
platzbewertung eingeführt, mit der 
Wohlverhalten der Arbeiter durch. 
höhere Löhne „belohnt“ wird 

Mit. der Integration der west- 
europäischen Länder erweitern sich 
für die Kapitalisten die Möglichkei- 
ten zur Unterdrückung der Arbei- 
terklasse, Die Kapitalisten können. 
vom internationalen Felde aus ge- 
gen die weiterhin zersplitterte Ar- 
beiterklasse vorgehen. Das trifft bei 
den ökonomischen Kämpfen insbe- 
sondere auf das Großkapital und 
die mulitnationalen Konzerne zu. 
So drohte Ford in Großbritannien 
während der Streiks im März 71, 
nicht mehr in Großbritannien zu 
investieren. Durch europäische Mo- 
dellpolitik ist inzwischen jederzeit 
eine Produktionsverlagerung mög- 
lich geworden. Beim belgischen. 
Bergarbeiterstreik wurde stattdes- 
sen Ruhrkohle herangeschafft, Pi- 
rei versuchte während des „Hei 
en Herbstes“, massenweise Reifen 
' Griechenland und Spanien her- 
anzuschaffen. _Müller-Wipperfürth. 
und Raytheon in Italienlegten nach 
Kampfaktionen der Arbeiter ihre 
Betriebe dort einfach still. Die US- 
‚Kupfermonopole konnten durch 
verstärkte Produktion in anderen. 
Ländern sogar einem 8 1/2-mona- 
tigem Streik standhalten, obwohl 
sich an diesem Streik 26 Gewerk- 
schaften beteiligten. 

Ein besonders wichtiges Mittel 
der Kapitalisten ist die Spaltung der 


gibt es heute 4,3 Mio ausländi- 
sche Arbeiter, davon allein 2,3 Mio 
in der BRD und weitere 1,3 Mio 
in Frankreich. Zusammen mit ihren 
Familien sind es sogar 10 Mic. Die- 
se ausländischen Kollegen trifft die 
besondere Unterdrückung durch die 
Kapitalisten. Bei niedrigsten Löh- 
men und barbarischer Unterbrin- 
‚gung ist ihnen bei Androhung der 
Ausweisung verboten, sich gegen 
diese. Angriffe politisch zu organi- 
sieren, Gleichzeitig wird versucht, 
eine nationalistische Hetze gegen 
die Ausländer zu entfachen, wie 
besonders anläßlich der Geiselnah- 
me in München. 

In Großbetrieben wird die Iso- 
lierung besonders ausgeklügelt be- 
trieben. In Lagern zusammengefaßt 
und durch entsprechende Arbeits- 
plätze im Betrieb soll die Integra- 
tion auf einem Minimum gehalten 
werden, Hinzu kommt, daß die Ka- 
pitalisten die ausländischen Arbei- 
ter möglichst nach kurzer Zeit 
durch neu angeworbene zu erset- 
zen versuchen. 

‚FIAT läßt sich Arbeitskräfte aus 
‚dem Süden Italiens durch die faschi- 
stische „Gewerkschaft“ CISNAL 
anwerben. Diese Arbeiter bleiben 
unter der Kontrolle durch die 
CISNAL und sollen als Streikbre- 
‚cher-Block eingesetzt werden. Klei- 
nere italienische Firmen sind die- 
‚sem Beispiel gefolgt, 


‚Noch weiter gehen die Möglich- 
keiten der Spaltung der Arbeiter- 
klasse der einzelnen Länder durch 
die einzelnen Kapitalisten. Die zur 
Bekämpfung der EWG notwendige 
internationale Solidarität ist heute 
noch kaum entwickelt. Die Gewerk- 
schaftsführungen werden’ im Sinne 
der Kapitalisten das ihrige dazutun. 
Faule Tricks der Gewerkschaft 
führer - wie in den Chemiestreiks. 
1971 — finden innerhalb der EWG 
ein noch viel breiteres Feld. Da- 
mals hieß es nach dem miesen Ab- 
schluß in Hamburg. daß. die Kolle- 
gen in Westfalen nicht mitgezogen 
hätten} umgekehrt hieß es in West- 
falen, die Kollegen aus Hamburg. 
seien Schuld gewesen. 

Ganz unterschiedlich sind in den 
einzelnen Ländern der FWG das 
Klassenbewußtsein und die Rechte 
der Arbeiterklasse entwickelt. Be- 
sonders ungünstig sieht es dabei 
für die Arbeiterklasse der BRD aus. 

Weder in Frankreich, Italien 
noch Großbritannien sind abge- 
schlossene Tarifverträge für die Ge- 
werkschaften bindend. Dagegen gilt 
in der BRD die „Friedenspflicht“. 
In der BRD sind Solidaritätsstreiks 
wie sie in den Niederlanden und 
Belgien für die englischen Docker 
durchgeführt wurden, ungesetzlich. 
In Italien können Streiks durch Be- 
triebsversammlungen ausgerufen 
werden, So etwas wie „vertrauens- 
volle Zusamnfenarbeit“, die in der 
BRD die Betriebsräte bindet, gibt 
es in den meisten anderen EWG- 
Ländern nicht. Nur in Großbritan- 
nien sind durch das Anti-Streik- 
Gesetz, das aber erst noch gegen 
die Arbeiter durchgesetzt werden 
muß. die gewerkschaftlichen Rechte 
ähnlich schlecht wie in der BRD. 
Doch am westdeutschen Gewerk- 
schaftswesen hoffen die Kapitali- 
sten zu genesen. Für die Europ- 
ische Aktiengesellschaft, die multi 
nationalen Konzerne der EWG, 
sind Regelungen im wesentlichen 
entsprechend dem Betriebwverfas 
sungsgesetz der BRD vorgeschen. 


Das bedeutet einen Knäppel ge- 
gen die von der Arbeiterklasse in 
den übrigen Ländern erkämpften 
Rechte. Das gleiche güt für die 
jetzt auf EWG-Edene geplanten 
staatlichen Lohnleitlinien. 


Die Gewerkschaften 

Bei alledem kommt den Kapita- 
listen entgegen, daß die Gewerk- 
schaften auf EWG-Ebene in ver- 
‚schiedene Gruppen gespalten sind. 
Das ergibt bessere Möglichkeiten 
der Spaltung der Arbeitcıklasse. Es 
erweitert den Spielraum Desunders 
reaktionärer Gewerkschaftsführun- 
gen, wie z.B. die des DGB, durch 
Drücken Angleichung an das 
schlechteste Niveau herzustellen. 


Dar EBFG. 

Über 10Mi: "iewerkschaftsmit- 
glieder sind im vuropäischen Bund 
freier Gewerkschaften zusammen- 
gefaßt. Ihm gehören neben dem 
DGB, der Einheitsgewerkschaft der 
BRD, die FO aus Frankreich und 
ie UIL und CISL aus Italien an. 
Diese drei Gewerkschaften entstan- 
den aus Abspaltungen nach dem 
2. Weltkrieg, als die Kommunisten 
ort in den Gewerkschaften führen- 
den Einfluß gewonnen hatten. Wer 
terhin gehören dem EBFG der 
INVV aus den Niederlanden, die 
CGT Luxemburgs und der FGTB 
aus Belgien an. Mit’der EWG-Er- 
weiterung sind der TUC aus Groß- 
ritannien, bestehend aus einer 
Vielzahl von Berufsgewerkschaften, 
und die LO aus Dänemark hinzu- 
gekommen. Die Gewerkschaften 
der übrigen skandinavischen Länder 
schören mit beratendem Stimm- 
recht dazu. 


Die EOWVA 

Die „christlichen“ Gewerkschaf- 
ten sind in der „Europäischen Orga-, 
nisation des Weltverbandes der Ar- 
beit“ zusammengefaßt. Größere Be- 
deutung hat lediglich die CFDT aus. 
Frankreich. Bezüglich der EWG hat 
sich-dieser Verband in allen Fra- 
‚gen der Haltung des EBFG ange- 
'schlossen. 


CGT und CGIL 


Die Stellung des EBFG zur 
EWG 


Die Entschließung des EBFG 
zur EWG von 1969 stellt sich voll 
hinter die Großmachtpläne der Im- 


treten“. In diesem Sinne setzt «ich 
der EBFG das Ziel. die „europäische 
Integration zu fördern“. Selbst das 


bei Dunlop und Pirelli aufgrund der 
Entlassungen kam durch einen Ver- 
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Dritte Gewalt des Kapitals 


Während in anderen kapitalistischen Staaten, z.B. Italien und Frankreich, 
‚Aussperrungen verfassungsrechtlich verboten sind und strafrechtlich ver- 
folgt werden, konnte die Bourgeoisie in der Bundesrepublik in den letzten 
Jahren sich zunehmend gesetzliche Grundlagen schaffen. Aussperrungen 
als wirksames Instrument gegen die Arbeiterklasse einzusetzen. Parallel 
dazu wırd durch den Gesetzgeber und die Gerichte das Streikrecht derart 
beschnitten; daß von der grundgesetzlich garantierten Streik,,freiheit" 
nur noch eine Farce übrig geblieben ist. 

‘Von Seiten der Gewerkschaftsführer ist gegen diese schleichende Fa- 
schisierung nichts unternommen worden. Stattdessen hatte z.B. die 
DGB-Führung die Frechheit, einen Beschluß des Großen Senats des Bun- 


desarbeitsgerichts vom April 1971, 


‚der den Unternehmern volle „Aus- 


sperrungsfreiheit” mit einschneidenden Folgen für die betroffenen Arbei- 


ter gibt, im 


zu „begrüßen“ und äußerte nur in einigen Punk- 


allgemeinen 
ten „gewisse Bedenken“ (DGB-Nachrichtendienst v. 21.4.71), 
‚Ähnlich resgierten jetzt die DGB-Führer auf das Urteil des Landesso- 


ıts Baden-Württemberg, das Aussperrungen zur einschneidenden. 
macht. Statt die Arbeiter darüber zu informieren 
zu führen, verweisen sie auf die Berufung gegen das 


Waffe der Ur 
und zum Wid 


Urteil vor dem Bundesarbeitsgericht. Dabei hat insbesondere die Praxis 
dieses Gerichts bewiesen, was kapitalistische Klassenjustiz heißt. Von der 
Gewerkschaftsführung werden so elementare gewerkschaftliche Rechte 


kampflos aufgegeben. 


Da es in den letzten Jahren keine bedeutenden Kämpfe gab, konnte die 
‚Arbeiterklasse selbst noch keine Erfahrungen mit diesen „neuen“ Rechten 
machen. Die Faschisierung des Arbeitsrechts konnte — unbemerkt und un- 
behelligt durch die Arbeiterklasse — vollzogen werden. 


"Fürsorge” für Arbeitslose 
Im Dezember 1971 legten über 
200 Betriebe außerhalb Baden-Würt- 
'tembergs mit ca. 200 000 Beschäf- 
tigten ihre Produktion still. Mit 
„Nachschubschwierigkeiten durch 
‘den Streikder Metallarbeiter Ba-, 
den-Württembergs begründeten die: 
Unternehmer die Stillegungen. 


"Daß dieser Vorwand hergesucht 
war, wurde am Streikende deut- 
lich, Mit einem Mal konnte, die 
Produktion sofort wieder anlaufen, 
obwohl zwischenzeitlich überhaupt 
‚noch kein „Nachschub“ produziert 
und schon erst.recht nicht geliefert 
sein konnte! Durch die hergesuchte 
Begründung sollten Aussperrungen 
in breitem Umfang legalisiert wer- 
den, die sonst wegen der tariflichen 
Friedenspflicht nicht möglich ge- 
wesen wären. Mit dem Druck, sie 
seien an der massenhaften Arbeits- 
losigkeit schuld, sollte den. strei- 
ikenden Metallen die „Unsinnig- 
keit“ und „Verwerflichkeit“ ihres 
‚Tuns vor Augen geführt werden. 

Kein Paragraph des Arbeitsrecht, 
schützt die Arbeiterklasse vor dieser 
Willkür. Den Kapitalisten dagegen 
‚kam zu diesem Zeitpunkt die vor- 
übergehende Schließung der Betrie- 
be ganz passend, da die Läger damals 
übervoll waren und die Kapitali- 
sten Absatzschwierigkeiten. hatten. 
So war bei VW z.B. sowieso Kurz- 
arbeit geplant; als dann in Baden- 
Württemberg der Streik begann, 
machte VW „wegen Motorenmangel® 
wenige Tage später dicht. 

Für die betroffenen Arbeiter be- 
deutet das Verlust ihrer Löhne und 
damit automatisch auch des Kran- 
kenversicherungsschutzes und Nicht- 
anrechnung dieses Zeitrsums bei 
Rentenansprüchen. Ihre wirtschaft- 
liche Existenz ist’einschneidend ge- 
troffen, 

Mit einem Ende November letz- 
ten Jahres ergangenen Urteil des 
Landessozialgerichtes _Baden-Wür- 
temberg wird dem ganzen nun die 
Spitze aufgesetzt. Aufgrund einer 
Klage des Arbeitgeberverbandes wur- 
de entschieden, daß zukünftigan die 
‚Arbeiter, die durch derartige Will- 
kür der Kapitalisten arbeitslos wer- 
den, keine Arbeitslosenunterstät- 
zung durch die Arbeitsämter ge- 
zahlt werden darf! 

Dadurch würde, heißt es zy- 
nisch in der Urteilsbegründung, in 
das „Rechtsschutzbedürfnis“ der Ar- 
beitgeber eingegriffen, die einen 
„Rechtsanspruch“ darauf hätten, 


daß in ihren Arbeitskampf nicht 
eingegriffen wird. 

Diese Erpressung der Arbeiter- 
klasse ist also arbeitsrechtlich ge- 
schütztes Recht der Unternehmer. 
Für die betroffenen Arbeiter bedeu- 
tet der Entzug auch der Arbeitslo- 
serunterstützung — die immerhin 
auch durch ihre Beiträge finanziert 
wurde — entweder den Verzehr 
mühsım erworbener Ersparnisse 
oder Bittgang zur Fürsorge. Deren 

-Unterstützungssätze sind allerdings 

50 gering, daß sie unterm xistenz- 
minimum liegen und Verschuldung 
droht, Auch können sie nur kurz- 
‚fristig gezahlt werden, Auf größere 
'Zahlungsverpflichtungen wären die 
zuständigen Gemeindekassen nicht 
eingerichtet, und es wäre dann kein 
Geld mehr vorhanden, 


Grundlage für das Urteil ist der 
Paragraph 116 des 1969 von der 
Großen Koalition erlassenen „Ar- 
beitsförderungsgesetzes”. Darin heißt 
eserstens: 

„Durch die Gewährung von Ar- 
beitslosengeld darf nicht in Arbeits- 
kämpfe eingegriffen werden." (1) 
Konkretisiert wird dies dann auf Ar- 
beitnehmer, die sich an einem Streik 
beteiligen (2) und Ausgesperrte der 
betroffenen Tarifgebiete (3.1). 
Durch das Verbot der Zahlung von 
‚Arbeitslosenunterstützung an Strei- 
kende oder Ausgesperrte soll die 
„Wirksamkeit“ von Aussperrungen 
der Unternehmer erhöht werden. 
Denn obwohl dann die Arbeitsver- 
hältnisse zeitweilig ruhen und der 
‚Ausgesperrte als „arbeitslos“ gilt 
(renten- und versicherungsrechtlich 
auch!), dürfen keine Anträge auf 
Unterstützung ans Arbeitsamt ge- 
stellt werden. (Dieselben Arbeits- 
ämter sind übrigens im Falle von 
Streiks und Aussperrungen durch- 
aus verpflichtet, dem Unternehmer 
weiterhin Arbeitskräfte als Streik- 
brecher zu vermitteln!) 


Derzweite Teildes $ 116 besteht 
aus einem dehnbaren Gummipara- 
graphen, auf dem auch das neueste 
Urteil fußt . Danach darf kein Ar- 
beitslosengeld gezahlt werden, wenn 
„ „die Gewährung des Arbeitslosen- 
‚geldes den Arbeitskampf beeinflus- 
zen würde * 

"Was „beeinflussen“ bedeuten soll, 
und welcher Arbeitskampf mit 
„den‘“ gemeint ist, wird im Gesetz 
Hicht erläutert, Das Stuttgarter Ge- 
richt hatte so also die Möglichkeit, 
die Zahlung von Unterstützung an 
‚Arbeitslose sogar in streikfreien Ge- 
bieten als „Beeinflussung“ zu ver- 
bieten, 


Die schwammigen Gummipara- 
graphen, deren Bedeutung über- 
haupt nicht einzuschätzen ist, sor- 
gen zunächst für eine reibungslose 
Verabschiedung dieser arbeitsrecht- 
lichen Vorschriften, ohne daß sich 
Protest erhebt. Die weitere „Ausle- 
gung“ wird dann den -Gerichten 
überlassen, deren Entscheidungen 
für die Zukunft dieselbe Bedeutung 
wie Gesetze haben. Auf diesem We- 
ge sind in den letzten Jahren die 
Rechte der Arbeiterklasse immer 
mehr eingeschtänkt worden. Nach 
dem Stuttgarter Urteil istz.B. denk- 
bar, daß demnächst in einem glei 


«chen Fall gewollter Produktionsein- 


stellungen in arbeitskampffreien Ge- 
bieten wie im Dezember 1971, auch 
Betriebe der Zulieferindustrie, z.B. 
Reifenproduktion, Massenentlassun- 
gen vornehmen würden und dann 
auch keine Arbeitslosenunterstüt- 
Zung gezahlt werden darf! 

Oder daß im Falle eines Streiks 
bei Krupp z.B. an alle auch schon 
vor dem Streik arbeitslosen Metallar- 
beiter dann keine Unterstützung 
mehr gezahlt wird, da sie dadurch 
von Streikbrecherarbeiten abgehal- 
ten würden, was nach $ 116 und 
dem neuen Urteil natürlich eine 
„Beeinflussung“ des Arbeitskampfes 
wäre! 


Volle Aussperrungsfreiheit 
der Unternehmer... 


Anfang 1967 streikten ca. 40 
Croupiers, Simtlichst Mitglieder der 
Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen (HBV), die an den 
Spielbanken Bad Neuenahr und Bad 
Dürkheim beschäftigt waren. Mit 
dem Streik sollte ein neuer Haus- 
tarif zwischen der HBV und den 
Spielbanken erzwungen werden, 
nachdem der alte Tarifvertrag seit 
18 Monaten abgelaufen war. Der 
Unternehmer sperrte nun im Laufe. 
des 40-tägigen Streiks die Croupiers 
zweimal aus und stellte parallel da- 
zu schnell ausgebildete Hilfskräfte 
als Croupiers ein. 

Nach Abschluß des Arbeits- 
kampfes wurden mehrere Croupiers 
nicht wieder eingestellt, so daß die 
Gewerkschaft HBV vorm Arbeitsge- 
ticht-Klage einreichte, 


sperrungen? Allein aus wirtschaftls- 
chen Gründen sind Streiks nur dann. 
erfolgreich, wenn die Kapitalisten 
lieber etwas mehr an Löhnen zab- 
len, weil sie noch mehr an Profiten 
hereinbekommen. Haben sie jedoch 
die Möglichkeit, beliebig lange aus- 
Zusperren, so sind ihre Arbeiter 
der Erpressung ausgesetzt, entweder 
zu den gestellten Bedingungen zu 
arbeiten oder ... von der Fürsorge 
zu leben. 

Der Große Senat gibt ja denn 


auch offen zu. daß nur des 
Auf" die staatliche Zwangschlähr 


tung verzichtel werden kann, die 
Tarffautomie also tatichlich Keine 
Das BAG unterscheidet zwei 
Formen von Aussperungen, die 
„Suspendierende”, bei der später 
de Belegschaftsangehörigen wieder 
eingestellt werden müssen; und die 
lösende“, bei der die Wiederein- 
Stellung in „billigem Ermessen“ der 
Geschäftsleitung liegt. 


Die „suspendierende” Aus- 
sperrung 


Die Eskalation der Erpressung 
soll, wie das. BAG den Kapitalisten 
vorschlägt, zunächst mit der „sus- 
pendierenden“ Aussperrung begin- 
nen. Sie kann, ebenso wie die „2ö- 
sende“, auf’ einen willkürlichen 
Kreis der Belegschaft begrenzt wer- 
den (z.B. bestimmte Abteilungen, 
alle Streikenden, alle Streikposten. 
usw.) und ginz nach Belieben er- 
weitert oder wieder zurückgenom- 
‚men werden. Denn die Arbeitge- 
‚ber, hieß es in einem Urteil des 
BAG vom 14.10.60 schon, „müs- 
sen in der Lage sein, den Arbeit- 
‚achmern das volle Risiko des Ar- 
beitskampfes vor Augen zu füh- 
zen. 


Das BAG führt mun den Kapits- 
listen ganz offen weitere Gründe 
für eine ierende“ Aussper- 
rung auf: „In den letzten Jahren 
sind in verstärktem Maße Schwer- 
punktstreiks . . . ausgerufen wor- 
den . . . Sperrt demgegenüber die 
Arbeitgeberseite die noch nicht 
streikenden Arbeitnehmer des Be- 
triebes oder der Branche aus, so hat 


| 


Anläßlich dieses relativ bedeu- 
tungslosen Arbeitskampfes fällte der 
Große Senat des Bundesarbeitsge- 
Tichts (BAG), also das höchste Gre- 
mium des obersten Arbeitsgerichts, 
vier Jahre später am 21.4.7] „im 
Interesse der Fortbildung des Rechts 
und der Sicherung einer einheitli- 
chen_Rechtssprechung“ (GS vom 
21.4.71) die Grundsatzentschei- 
dung, die Aussperrungen zur. ein- 
‚schneidenden Waffe der Kapitalisten 
macht. 


Aussperrungen durch die Unter- 
nehmer seien „zulisig“, da nur so 
„möglichst Bleiche Verhandlungs- 
Ähancen besichen. Auf andere Wei- 
= kann die Tarifautonomie unter 
Ausschluß der staatlichen Zwangr 


lchtuns nicht funktionieren” 


Aussperrung 
Ind weiter 
ing: „Ge- 

genuber schun streikenden Arbeit- 

nehmern hat eine derartige Maß- 
nahme ebenfalls Bedeutung. Ein- 


können dann zur „Jösenden“Aus- 


rechtswidrig“, heißt es dazu im 


haben”. 

Die Urteile des BAG geben der 
Kapıtalıstenklasse einen abgestutten 
Katalog an „Maßnahmen“ gegen 
die Arbeiterklasse bei zu hohen 


‚recht der Arbeiterklasse para? I2- 
zu in den leizien 20 Jahren suumlig 
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sind, für die bisherigen Löhne wei- 
ter zu arbeiten. 


Streikverbot im Betrieb 
1951 wurde das Betr.V.G. mit 
seinem $ 49 erlassen, in dem es 
heißt: „Arbeitgeber und Betriebs- 
rat haben alles zu unterlassen, was 
geeignet ist, die Arbeit und den 
Frieden des Betriebes zu gefähr- 
den. Insbesondere dürfen Arbeit- 
‚ber und Betriebsrat keine Maß- 
1ahmen des Arbeitskampfes gegen- 
inander führen“. (im „neuen“ 
etr.V.G. der $ 74) Damit war 
das Streikverbot auf Betriebsebene 
ausgesprochen: „Aus dem Regelungs- 
zweck dieser Vorschrift folgt, daß 
damit überhaupt ein Streik zur Er- 
kämpfung einer Betriebsvereinbs- 
rung rechtswidrig ist“, schreibt 
chtsvizepräsident 
a.D. Dr. C. H, Ule in einem Rechts- 
gutachten für die Arbeitgeberver- 
bände mit dem Titel „Streik und 
Polizei”, 


Noch. weiter ging das Arbeits. 
gericht Frankfurt im Januar letzten 
Jahres, als 600 Arbeiter bei den 
Vereinigten Deutschen Metallwer- 
ken (VDM) in Frankfurt die Arbeit 
Diederlegten, als die Geschäftsleitung 
nach der tariflichen Lohnerhöhung 
von den nach einer Betriebsver- 
‚einbarung zugestandenen außerta- 


fiflichen Zulagen insgesamt wieder 
1,5% vom Lohn strich. 


Das Frankfurter Arbeitsgericht 
erließ auf Antrag des VDM-Vor- 
standes am 12, Januar gegen 16 
‚Arbeiter eine einstweilige Verfü- 
gung, die Arbeit wieder aufzunch- 
men, widrigenfalls sie dem Unter- 
nehmen 100,- DM Entschädigung 
pro Mann und Arbeitstag zu zah- 
len_ hätten! _Gezwungenermaßen 
mußte die Arbeit wieder aufgenom- 
men werden, (sa. unseren Bericht 
im AK Nr. 15, Febr. 72) 


Ein bezeichnendes Urteil kapita- 
listischer Rechtssprechung: Ein Un- 
ternchmer erfüllt vertragliche Ver- 


Kohlebergbau ausgeweitet werden 
mußte, 


Den Kapitalisten _war das 
„Schreckgespenst“ des "politischen 
Streiks deutlich vor Augen geführt. 
Adenauer machte den DGB-Füh- 
sern klar, was es in der nächsten 
Zeit zum Verbot des politischen 
Streiks durchzusetzen gelte. In 
einem Brief an den damaligen 
DGB-Vorsitzenden hieß es: „....In 


einem demokratischen Staatswesen 
kann es einen Streik gegen die ver- 
fassungsmäßigen Gesetzpebungsor- 
gane nicht geben . .. Es kann keine 
Rede davon sein, daß die verfas- 
sungsgesetzlich gewährleistete Koali- 
tionsfreiheit” “(die Freiheit, sich 
zu "Gewerkschaften zusammenzu- 
schließen) einer organisierten Min- 
derheit, die die Gewerkschaften vom 
Ganzen geschen sind, das Recht 
‚gibt, durch Niederlegung der Arbeit 
‚die Wirtschaft lahmzulegen, um da- 
durch bestimmte Akte der Gesetz- 
‚gebung zu erzwingen...“ 


Schon kurze Zeit später nahmen. 
die Gewerkschaftsführer Schaden- 


das „Recht, seine Persönlichkeit 
frei zu entfalten“, Da die Persön- 
lichkeit des Unternehmers sich in 
seinem Gewerbebetrieb „entfalte“, 
habe er einen „Rechtsanspruch“ 
darauf, daß sein Betrieb ungestört 
laufe. Von daher sei jeder Streik 
zunächst rechtswidrig, als Ausnah- 
me komme nur der „sozial adäqua- 
te“ Streik in Frage. (Nach Nipper- 
deys Lehre entfaltet sich die „Per- 
sönlichkeit“ des Arbeiters wohl am 


besten dann, wenn er ordentlich 
Tanklotzt und ihm hierbei „„gebüh- 
render“ rechtlicher „Schutz”“ gege- 
ben wird!) Was Nipperdey unter 
„Sozialadäquanz“ versteht, hatte er 


handelt immer derjenige, der gröb- 
lich gegen anerkannte Grundsätze 
des ölkischen Zusammenlebensver- 

Natürlich mußten Mitte der Söiger 


Jahre einige Worte von Nipperdey 
umformuliert werden, sodaß es 


jetz bei ihm hi, rechlwndng ac 
les wer sch air Imnerhalbrdes 


pflichtungen nicht, daraufhin wird 
die Arbeit von den Arbeitern zu die- 
sen Bedingungen verweigert, und 
anschließend verdonnert das Ar- 
beitsgericht die Arbeiter zu riesi- 
gem Schadensersatz! 


Verbot politischer Streiks 


Als 1950/51 das 1947 in der 
Montanindustrie eingeführte „Mit- 
bestimmungsrecht® durch einen vom 
damaligen Bundeswirtschaftsmin- 
ster Erhard ausgearbeiteten Gesetz- 
entwurf wieder abgeschafft werden 
sale. riefen die IGM ung IG- 
Bergbau zu Urabstimfnungen auf. 
Uber 95% der Arbeiter stmmten. 
für den Streik, sodaß Erhard den 
Gesetzentwurf zurickzog und die 
„Mitbestimmung“ sogar von der 
Üisenschaffenden Industrie auf den 


ersatzurteile gegen die IG Druck 
und Papier hin, in denen diese Ge- 
werkschaft wegen des zweitägigen 
Zeitungsstreiks gegen die Verab- 
schiedung des Betr.V.G. verurteilt 


wurde und gleichzeitig jeder politi- 
She Streik 36 „Eingrit m Sun 

teten und Ibten Gewer- 
bebetrieb“ tswidig” er- 


rt wurde, 


Präsident des BAG ein ehe- 
maliger NS - Richter 


Die von den damals höchsten ar- 
beitsrechtlichen Instanzen, den Lan- 
desarbeitsgerichten, gefällten Urtei- 
le stützten sich in ihrer „Rechts- 
konstruktion“ auf das vom Arbeit- 
geberverband vorgelegte Rechtsgut- 
schten Professor Nipperdeys. Nach 
der „Lehre"‘ Nipperdeys hat jeder 


Rahmens der geschichtlich, 
en sozialethischen Tr 
her: „anerkannte Grundsätze”) des 


Gemeinschaftsiebens (Früher: „vol- 


bald zum Präsidenten des BAG be- 
stellt, das seine Urteile dann simt- 
lichst auf dieser Linie füllte. Hatte 
z.B. anläßlich des Zeitungsstreiks 
das Frankfurter Landesarbeitsge- 
richt schon auf dieser faschisti- 
schen Argumentation die „Sitten- 
widrigkeit” des Streiks mit Begrün - 
dungen wie „Handlungen dieser Art 
waren in aller Öffentlichkeit als 
rechtwidrig bezeichnet worden, u.a. 
durch die Stellungnahmen des Bun- 
deskanzlers”. so stellte das BAG 
fest, es seien alle „Arbeitskämpfe im 
allgemeinen unerwünscht, da sie 
volkswirtschaftliche Schäden mit 
sich bringen und den im Interesse 
der Gesamtheit liegenden sozialen 
Frieden beeinträchtigen.” ($ 1 des 
„Gesetzes zur Ordnung der nationa- 
len Arbeit” von 1934: „Gemeinse- 
men Wohl von Volk und-Staat...”) 


‚Gewerkschaftsführer als Streik- 
zähmer 


‚Wenn Streiks auch nicht ganz zu 
verhindern sind, und manchmal als. 
Ventil, damit die Arbeiter-sich mal 
„Luft machen können”, auch wün- 
‚Schenswert sind, so muß ihre Kon- 
trolle gewährleistet sein. Ganz offen 
wies daher das BAG unter Nipper- 
dey den Gewerkschaften diese „Ord- 
nungsfunktion” zu: „ „.Die Zulas- 


kampfrechts die Gewähr dafür bie- 
ten, daß nur in wirklich begründe- 
ten Fällen gestreikt wird und daß 
im Falle eines Streiks die im Allge- 
meininteresse erforderlichen Kampf- 
Tegein eingehalten werden. Als sol- 
che Stellen kommen auf der Arbeit- 
erseite nur die Gewerkschaf- 
ten in Frage. . Die Stellung der Ge- 
werkschaften ist unersetzlich.” 


‚Wohin geht die Reise 


Damit ist die Eingrenzung des 
Streikrechts noch nicht abgeschlos- 
sei, wie an den neuesten Diskussio- 
nen und Forderungen der kapitali- 
stischen _Arbeitsrechtler deutlich 
wird, So fordert der Arbeitsrechtler 
Bulla unter Berufung auf die,Sozial- 
adäquanz” in einer „Festschrift” für 
Nipperdey, daß Lohnstreiks an die 
„Voten des Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung” gebunden sein 
müssen. Und Nipperdey selbst for- 
derte in seinem „Grundriß. des Ar- 
beitsrechts” 1970, Arbeitskämpfe 
zur Durchsetzung von Forderungen 
über den Orientierungsdaten des 
Wirtschaftsministers zu verbieten! 

Die Kapitalistenklasse hat sich, 
fürdie Auseinandersetzung mit strei- 
kenden Arbeitern gerüstet, Falls das 
derzeitige Instrumentarium der Kon- 
zertierten Aktion und staatlichen 
Lohnleitlinien über die Gewerk- 


nn 
streikende Kollegen... 


Spontan 


ausgesprochen werden. Wer dann 
wegen Teilnahme an einem „rechis- 
widrigen” Streik der Arbeit fern- 
bleibt, ist mit Gefängnis zu bestra- 
fen. Daß dann jeder Streik als ülegal 
angeschen wird, machte der damali- 
ge Notstandsminister Benda im „Ar- 
beitgeber", dem Zentralorgan der 
‚Arbeitgeberverbände, klar: „Es ist 
eine geradezu absurde Vorstellung. 
daß dann die Arheitnchmer keine 
anderen Sorgen als dıe nach eincı 
Verbesserung der Arbeitsbedingur 
gen haben würden". Und weiter: „Es 
wäre auch eine Uluswn, anzunch- 
men. der Staat könnte derartige Ar- 
beitskämpfe, wenn sie dennoch ent- 
sichen wurden, untatig hınnehnicn. 
(in: Die Notstandsverfassung) 


Bezeichnend ist auch, daß jetzt 
schon die Kapitalisten „Rechtsgut- 
achten” in Auftrag geben, die sich 
mit möglichen Polizeieinsätzen bei 


schaftsführungen nicht. „friedlich” 
durchzusetzen ist oder in ökonomi- 
schen Krisen zu „härteren” Metho- 
den gegenüber der Arbeiterklasse ge- 
giffen werden muß, kann jeder 
Streik ülegalisiert und die Beteilig- 
ten schadenersatzpflichtig gemacht 
werden. 

Nach $ 32 des Arbeitssicher- 
stellungsgesetzes, eines der „Not- 
standsgeeize”. können außerdem 
Dienstverpflichtungen und Verbo- 
te, den Arbeitsplatz zu wechseln, 


Polizei”, das simtliche Rechte der 
Unternehmer auf Polizeieinsätze go- 
gen Streikende zusammenfaßt.) 


Die Angst der Kapitalisten vor 
zukünftigen Auseinandersetzungen 
mit der Arbeiterklasse ist gewachsen. 
Zu recht. „Hinter jedem Streik”, 
zitierte Lenin um 1900 den preu- 
Sischen Innenminister und Soziali- 
stenverfolger Puttkamer, „Jauert die 
Hydra (das Ungeheuer) der Revoiu- 
tion! 
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füllte historisch zwei Aufgaben: einerseits. 
’rundlagen zu logen für einen neuen Militärapparat der we: 
deutschen Kapitalistenklasse, andererseits sollte er Keimzelle sein für eine 
‚spätere straff zentralisierte Bundespolizei. 

Mit dem im Juni 72 verabschiedeten neuen BGS-Gesetz ist die Ent- 
wicklung zur Bundespolizei abgeschlossen, Jetzt geht es an den techn 
schen und organisatorischen Ausbau dieser Bürgerkriegstruppe, Gleich- 
zeitig wird versucht, durch intensive Propaganda in der Bevölkerung die 
Berechtigung einer militärisch bewaffneten und zum Morden ausgebildeten 
Polizei glaubhaft zu machen. 

Die Entführung der israelischen Sportler durch palästinensische Revolu- 
ionäre nutzte Innenminister Genscher dazu aus, die Aufstellung einer 
Spezialeinheit des BGS anzuordnen, die durch Einzelkämpferschulung 
beste Ausrüstung mit modernsten Mordwerkzeugen und höchste Mobilität. 
zur Speerspitze der Truppen des kapitalistischen Staates gegen die Arbei- 


terklasse wird. 


gadegeneral im BGS und Komman- 


er deutschen Kapitalistenklas- Paul Boulla „En 
D: a ee en Paul Boullay 2.B,, derzeitiger Br 


12. Weltkrieges durch den Sieg 
'der Roten Armee der Sowjetunion 
und der Alliierten Westmächte der 
faschistische Machtapparat und die 
Wehrmacht aus der Hand geschla- 
gen. Bald nach 45 aber ging sie 
wieder daran — mit voller Unter- 
stützung vor allem seitens der USA 
— sich einen neuen Machtapparat 
aufzubauen, 

1951 wurde die paramilitärische 
Polizeitruppe BGS (Bundesgrenz- 
schutz) gegründet. Im „BGS-Ta- 
schenbuch“‘, das von Offizieren des 
BGS herausgegeben wird, liest sich, 
das so: 

„Nach verschiedenen anderen 
‚Plänen konnte es dann im Früh- 
Jahr 51 zu dem Beschluß des Bun- 
destages kommen, gestützt auf den 
Artikel 87,1 GG, einen Bundes- 
grenzschutz aufzustellen, der als 
Polizei des Bundes (Sonderpolizei) 
fruppenmäßig gegliedert (Polizek- 
Bam und Ta einer Srörka von 
zunächst 10 000 Mann den Schutz 
der Demarkationslinie zwischen der 
BRD und der sowjetlsch besetzten 
‚Zone Deutschlands übernahm”. 

Ganz gezielt hatte man für den 
BGS  brotlos gewordene Wehr- 


machts und SS-Öffiziere angewor- 
ben, Der BGS war somit ein Sam- 
melbecken aller übrig gebliebenen 


standteil faschistischer Ideologie ge- 
hörte zur ideologischen Standard- 
ausrüstung jedes BGS-Angehörigen. 
Der damalige Innenminister Lehr 
sagte bei der Begrüßung der ersten. 
‚Truppen des BGS 1951: „Ihr habt 
Euch den männlichsten (? ) Beruf‘ 
und die vornehmste Aufgabe er- 
wählt” 


deur der BGS-Schulen in Lübeck, 
stammt aus der engsten Umgebung 
von SS-Führer Himmler und ge- 
hörte dem Stab der schlimmsten 
Mördertruppe der SS — den „Ban- 
denkampfverbänden“ — an. (Himm- 
ler war) Reichsführer der SS, seit 
43 Innenminister, Er hat die'Ge- 
stapo angeführt und die KZ's und 
Massenmorde organisiert.) 

Die _ „Bandenkampfverbände"“ 
waren $S-Einheiten, die speziell zur 
Bekämpfung von Partisanengruppen 
bzw. Widerstandskämpfern aufge- 
stellt worden waren, Zu ihren Auf- 
‚gaben gehörte-es; in en von den 
deutschen Truppen besetzten Län- 
dern, in denen es starke antifaschi- 
stische Widerstandsgruppen gab, — 
(Frankreich, Griechenland, Italien 
z.B.) — ganze Dörfer und Städte 
niederzubrennen und Menschen, die 
als „partisanenverdächtig" galten, 
zu ermorden oder in KZ's zu ver- 
schleppen, 

Mit dieser Art von Erfahrung 
ist. Boullay besonders „gut“ dafür 
geeignet, den BGS anzuführen — vor 
allem wenn man die Aufgabe des 
BGS berücksichtigt, für die er von 
vornherein gedacht war, die aber 
erst im Lauf der letzten Jahre deut- 
lich: geworden ist: Die blutige Nie- 
derschlagung von polfiischen und 
irtschafüichen Kämpfen der Ar. 
Een, 


BGS — Kaderstamm der Bun- 
deswehr 


Im BGS z0g man den Kader- 
stamm eines neuen Militärapparates. 
heran. Im Jahr 56 wurde die Bun- 
deswehr gegründet — ein Jahr, das 


‚Ausbildung der Scharfschützen des BGS, die der Spezialeinheit zur 
„Terroristenbekämpfung” zugeteilt worden sind. 


Auch: heute noch prägen Fa- 
schisten der alten Garde die poli- 
„tsch-ideologische Linie im BGS. 


in etwa den Abschluß der Konso- 
lidierung der westdeutschen Kapita- 
listenklasse markiert: die Arbeiter- 


bewegung war zurückgedrängt, ihre 
Forderungen nach Sozialisierung 
der Schlüsselindustrien und Demo- 
kratisierung des Lebens, ihr Kampf 
gegen die Wiederbewaffnung waren. 
abgeschlagen, 56 war auch das Jahr 
des KPD-Verbots, das für die Ar- 
Peiterklasse eine schwere Nieder- 
lage bedeutete. 

Zwei Drittel der BGS-Verbände, 
wechselten in geschlossenen Ein- 
heiten in die Bundeswehr über. Ein 
großer Teil des Materials und der 
Unterkünfte überließ der BGS eben- 
falls der neugegründeten Bundes- 
wehr, 

Die im BGS verbleibenden Trup- 
penteile wurden von da an syste- 
matisch auf ihre spätere Aufgabe 
als Bundespolizei — auf ihren Ein- 
satz im Inneren - vorbereitet. 

Zu den in die BW übergegangen- 
en BGS-Truppen sagte Adenauer, 
damals Kanzler: „Die Männer, die 
vor Jahren wieder die Uniform an- 
zogen, um Volk und Heimat zu 
schützen, sind als Träger bester (1) 
deutscher Tradition und staatsbür- 
gerlicher Gesinnung berufen, bei 
der Wiedergeburt deutschen” Sol- 
datentums an hervorragender Stelle 
mitzuarbeiten. Aber auch diejeni- 
sen, die im BGS verbleiben, ha- 
ben eine Aufgabe zu erfüllen, 
deren Bedeutung keinesfalls hinter 
derjenigen der Streitkräfte zurück- 
steht ()." 

Zweierlei wird aus der Entwick- 
Hung der Bundeswehr aus dem BGS 
deutlich. 

1. Den Plan einer neuen Wehr- 
macht hatten die Kapitalisten nie 
aufgegeben. Kurz nach dem Krieg 
aber hatten sie Rücksicht zu neh- 
men auf die starke antimilitark 
stische Sümmung in der Bevölkerung. 
Deshalb wurde eine Phase vorge: 
schaltet, in der zwar konsequent 
ein militärischer Apparat aufgebaut 
wurde, aber unter dem Deckmantel 
einer Grenzsicherungstruppe, die 
vor angeblich drohenden Angriffen 
aus der DDR schützen sollte 

2. _ Ebenfallszum damaligen Zeit 
punkt bestand der Plan, den BGS 
weiter zu einer Bundespolizei aus- 
zubauen, mit einer „Aufgabe, de- 
ten Bedeutung keineswegs hinter 
derjenigen der Streitkräfte zurück 
steht“! 


Dafür spricht auch, daß bereits 
1950 die SPD-Fraktion (!) im Bun- 
destag den Antrag gestellt hatte, 
daß alle Länder verpflichtet werden 
sollten, dem Bund auf Anforderung 
des Innenministeriums ein Zehntel 
ihrer Polizeikräfte zur Verfügung zu 
stellen 

Der Schritt zur Bundeswehr war 56 
getan und ohne einen für die Kapı- 
talisten gefährlichen Widerstand in 
der Arbeiterklasse über die Bühne 
gegangen. Der Schritt zum Ausbau 
des BGS zur - aus alten Nazi-Zeiten 
bekannten und für die Kapitalisten 
bewährten Bundespolizei war noch, 
zu tm. 


Gesetze werden nachgeliefert 


Nach der Verfassung war das 
Einsatzfeld des BGS als Grenz- 
sicherungstruppe auf den Grenbe- 
reich beschränkt. Als Bundespolizei 
abermußte der BGS überall einsetz- 
bar sein. 


Obwohl die gesetzliche Grundla- 
ge für den Einsatz im Inneren An- 
fang der 60iger Jahre noch nicht be- 
stand, wurde der BGS bereits da- 
mals auf diese Aufgabe hin gedrült: 
64 führten BGS-Verbände in Bayern 
und Badenwürttemberg Planspiele 
durch, bei denen Fabriken „wieder 
freigekämpft”“ werden sollten, die 
von „roten Banden“ besetzt gehal- 
ten wurden. Ortschaften. in dener 
sich „Aufständische aufhalten“ 
sollten mit Panzern und Atillerie 
„gesäubert" werden. 

Brgadegeneral Boullay zu der 
Frage, ob das nicht Einsätze außer- 
halb der Legalität seien (mehrere. 
BGS-Angehörige hatten sich gewei- 
gert, an derartigen Übungen teilzu- 
nehmen) kaltschnäuzig:,„Entschei- 
dungen am Rande der Legalität 
sind im Berufsleben des BGS-Beam- 
ten. unvermeidlich“. (zitiert ‚nach 
„Die Tat“, Nr. 6/72) 

Die Nötstandsgesetze - 68 mit 
den Stimmen der SPD-Fraktion im 
Bundestag verabschiedet - „ liefer- 
ten dann den juristischen Boden für 
den Einsatz von BGS und Bundes- 
wehr im Inneren: gegen streikende 
Arbeiter, Betriebsbesetzungen, poli- 
tische Massenkämpfe... 

In weichem historischen Licht 
die BGS-Planer einen möglichen 
Einsatz ihrer Truppen im Inneren 
der BRD schen, wird in einem Arti- 
kel der „Zeit“ beschrieben; „Wie der 
BGS sich selbst versteht, „wurde 
vor einigen Jahren auf einer Kom- 
mandeurstagung deutlich: Einem 
Planspiel “Straßenkampf legte man 
die Ergebnisse des Warschauer Auf- 
andes von 1944 als Erfahrungen‘ 
und “Regeln‘ für © 
BGS-Einsatz in | 
grunde.“(„Zeit 2) Beim 
„Warschauer Aufstand“ handelt es 
Sich um den verzweifelten Versuch 
des polnischen Volkes, sich von. 
der faschistischen deutschen Be- 
satzungsmacht zu befreien, den die 
SS, geführt von Himmler, im Blut 


ertränkte. Alle aufständischen 
Stadtteile wurden dem Erdboden 
Bleichgemacht, 


Aufgrund des breiten Protestes 
gegen die NS-Gesetze in der Be- 
völkerung wurde die Möglichkeit 
Bundeswehr und BGS im Inneren 
einzusetzen, scheinbar begrenzt. Es 


wurde festgelegt, daß dieser Ein- 
satz erst dann gerechtfertigt sei, 
wenn der Bundestag festgestellt ha- 
a, daß ein „innerer Nottand”“ be- 
siehe. 


Das neue BGS - Gesetz 


Im vorigen Jahr nun wurde auch 
diese letzte Hürde genommen. Im 
Juni 72 verabschiedete der Bundes- 
tag das meue BGS-Gesetz: danach 
kann jetzt der BGS gegen die Be- 
völkerung eingesetzt werden, auch 
Ohne daß erst der „innere Notstand” 
erklärt werden muß. 

Innenminister Genscher sagte da- 
zu im Juni dieses Jahres im Bun- 
destag: 

„Dem BGS sind neben seiner 
Hauptaufgabe, der polizelichen $ı. 
cherung unserer Grenzen in den 
vergungenen Jahren weitere Aufge- 
gen zugewschsen. Die Sicherheitr- 
lage der BRD und die zu erwarten- 
de Entwicklung (!) erfordern die 
Bereithaltung eines zusätzlichen, je- 
derzeit abrufberen Sicherheitspo- 
tentials beim Bund zur Unterstit- 
zung der Länder auf deren An- 
forderung. Der BGS als Polizei des 
Bundes, dem schon mit den Grund- 
eserzänderungen des Jahren 68 
(Notstendspeserze) Aufgaben der im- 
meren Sicherheit zupewiesen wur 
den, ist dieses zusirzliche Sicher- 
Potenriel.“ 


Der letzte Schritt zur überall ein- 
setzbaren, zentralisierten, schwer- 
bewaffneten Bundespolizei war da 
mit getan. 


töten, ohne Überlegung” 


Jetzt geht es an die technische 
und organisatorische Verwirkli- 
chung dieser inzwischen „legalen“ 
Bürgerkriegstruppe, 

Der BGS soll 1973 um 2.000 
Mann auf 22.000 verstärkt werden. 
Der Anteil der Steuergeider, der 
für den Ausbau des BGS verwendet 
wird wurde 197% vom ctara 200 Min 
DM auf 503.9 Mio DM erhöht uno 
soll im diesem Jahr zuf weitere 
565.4 Mio DM erhöht werden. Un- 
ter anderem ist eine Hubschrauber- 
staffel geplant, die die Mobilität der 


Grenzschutzstreife an der Demarkationsänie - auch bei Wind Und Wetter 
= rund. um die Uhr — 


Standardausrüstung jedes BGS-Angehörigen: Kalte-Kriegs-Ideoiogie 
(Bild und Unterschrift aus einer Werbezeitschrift des BGS, herausgegeben 


von Innenminister Genscher.) 


fe) 
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BGS-Einheiten außerordentlich er- 
'höhen wird. Diese Staffel soll so sta- 
tioniert werden, daß sie „in ki 
zester Zeit alle Ballungsgebieti 
‚(sprich Industriegebiete) erreichen 
kann, 


Innenminister Genscher nahm 
die Entführung der israelischen 
Sportler durch palästinensische R 
volutionäre während.der Olympiadı 


GS - Übung — Einsatz gegen wen? 


zum Vorwand, die Aufstellung einer 
Spezialeinheit des BGS „zur Ter- 
zoristenbekämpfung“ anzuordnen. 
Pis Ende März 73 soll sie voll eig- 
satzfähig sein. Insgesamt soll sie 
188 bestens geschulte Männer um- 
fassen und Standorte in der gesam- 
ten BRD haben. 

Die Springerpresse _ beichrieb 
blutrünstig Funktion und Bewalf 


zung dieser Troppe:,.Zur notwen- 
digen Ausrüstung zählen sie ua 
Boßkalibrige Revolver, Maschinen- 
pistolen, Jagdgewehre mit Zielfern- 
Tohren für Präzisionsschüsse (anstel- 
le der beispielsweise in Fürstenfeld- 
bruck benutzten halbautomatischen 
Militärsturmgewehre), Funkwagen, 
Nachtzielgeräte amerikanischen 
Typs, die das Sternlicht ausnutzen, 
und umfangreiches Nachrichtenge- 
st... Die Spezialbeamten des Bun- 
des müßten einem schwerbewaffne- 
ten, feuerbereiten Gegner mit der 
Einstellung gegenjber treten, im 
Notfall zu töten - ohne Überle- 
gung (1) und mit dem emten 
Schuß!“ („Bild am Sonntag“, 173. 
72) „Im Notfall“ - das gerät zur in- 
haltsleeren, Floskel, die man an- 
standshalber dazu setzt. Denn sol- 
ien die BGS-Beamten „ohne Über- 
legung“ schießen und töten, dann 
können sie auch nicht darüber grö- 
bein, ob denn mun ein „Notfall“ 
vorliegt oder nicht. 


Nein, diese Beamten werden da- 
zu ausgebildet, auf einen Befehl hin 
bedingsoszu Üten, les spricht da 

Ir. 

Mit diesen Mordtruppen der Ka- 
pitalistenklasse hat die Arbeiter- 
klasse zu rechnen. 


Skandal in der Krimsiedlung 


ter der Überschrift „Krach 
Krim-Siedlung * — die 
Bismarcks sollen vor den 
Landtag" erschien ein Artikel 
in der Hamburger Morgenpost. Die 
sog. Krim-Siedlung zwischen Au- 
mühle und Friedrichsruh gehört 
den Fürsten von Bismarck, (denen 
wa. auch der Sachsenwald gehört) 
In dieser Siedlung wohnt der größte 
Teil der in dem Fürstlich-von-Bis- 
marckschen Sägewerk beschäftig- 
ten türkischen Kollegen. 

Zwei SPD-Politiker (wohl auf 
verspäteter Wahlreise) hatten in der 
Siedlung skandalöse Dinge wahrge- 
‚nommen und sich empört: für 20 
Menschen gibt es nur eine Wasser- 
stelle, eine winzige Toilette ohne 
Spülung, eine offene Sickergrube 
vor der Haustür — kurz menschen- 
unwürdige Zustände, 

Natürlich sind die Zustände in 
der Krim-Siedlung „akandalös“, der 
eigentliche Skandal liegt aber wohl 
doch da, daß diese Zustände nicht 
nur in der Krim-Siedlung herrschen, 


Sondern in fast allen Unterkünften 
für ausländische Kollegen ähnlich 
sind. 

In.der BRD leben zur Zeit über 
2 Mio. ausländische Kollegen. Nach 
Schätzungen der Caritas leben allein. 
80% der in Hamburg arbeitenden 
Kollegen in solchen menschenun- 
würdigen Bebzusungen. 

Helmut Seik, Betriebleiter des 
Bismarckschen "Sägrwerkssmeint, 
(daß das auch in Ordnung se denn 
„die Türken haben Angst. in kom- 
Tortabien Wohnungen zu leben, Sie 
können sich auch nicht an unsere 
Lebensgewohnheiten anpassen” und 
Johann-Friedrich Loss von dei Bis- 
marckschen Verwaltung erginzt 
„Die Gastarbeiter wollen doch nur 
Geld machen“. Dann lägt er unver- 
froren: „In der Krim-Siedlung be- 
zahlen sie nur 15 Mark. in den von 
uns angebotenen Wohnungen müf- 
ten.sie SO Mark bezahlen", Aber 
ie ausländischen Kollegen hatten 
von solchen „angebotenen Woh- 
nungen“ noch nie etwas gehört 


Bewußtheit und Organisierung 


BEE <täirken! GREEN 


Warnstreiks auf Kieler Großwerft 


Anfang November fanden bei Howaldt-Deutsche-Werft in Kiel Streiks ge- 
gen die Streichung des Tonnagegeldes (einer betrieblichen „Leistungspri- 
mie“) statt. Die Arbeiter von HDW-Kiel gehörten im September 1969 zu 
den kampfstärksten Belegschaften der westdeutschen Metallindustrie. Der 
jetzige Kampf gegen die Streichung des Tonnagegeldes wurde jedoch nur 
von einem kleinen Teil der ca. 10.000 Mann starken Belegschaft getragen 
und endete mit einer Niederlage. Mitentscheidend dafür war die-bornierte 
Politik sowohl der DKP als auch super,,linker“ Gruppen, die in Kiel bis- 
lang eine größere (und entsprechend auch schädlichere) Rolle gespielt 


haben als andernorts. 


Der nachfolgende Bericht der Kieler Gruppe des KB, die erst seit kurzer 


Zeit besteht, schildert den Ablauf dieser Auseinandersetzı 
ierlage und versucht daraus Lei 


‚sucht die Gründe der Streikni 


unter - 
für die 


Zukunft zu ziehen. Vorangestellt ist diesem Bericht eine kurze Zusam- 
menfassung der Streiks der Howaldter im September 1969, um das unter- 


schiedliche Kräfteverhältnis geg 


heute deutlich zu machen. 


Bericht der Betriebszelle HDW - Kiel 


m Dienstag, den 9. September 
1969, also 8 Tage nach Ab- 
luß des Tarifvertrages, der 


eine Erhöhung der Löhne um 8% 
und eine Laufzeit von 13 Monaten 
vorsah, begann der Steik bei HDW- 
Kiel, Etwa S00 bis 1.000 Arbeiter 
hatten sich nach der Mittagspause 
vor dem Verwaltungsgebäude ge- 
troffen. Sie beschlossen, für eine 
Angleichung ihrer Löhne an die 
des Hamburger HDW-Betriebes zu 
streiken (der Lohnunterschied 
machte 38 Pfg. beim Effektivlohn 
und 17 Pfg, beim Ecklohn aus.) 


Unter Führung einiger DKP - 
Kollegen zogen die Werftarbeiter 
mit roten Fahnen durch die einzel- 
nen Abteilungen, forderten die übri- 
gen Kollegen zum Streik auf und 
erreichten bereits am ersten Tag 
eine Streikbeteiligung von 70 % im 
Werk Gaarden. 

Am nächsten Tag streikte auch 
das Werk Dietrichsdorf; insgesamt 
jetzt 90 % der Belegschaft. Die Kol- 
legen kamen zunächst pünktlich 
zur Arbeit, stempelten, zogen ihre 
‚Arbeitskleidung an und versammel- 


ten sich, der Aufforderung der Be- 
triebszeitung „Werft Echo“ der DKP 
folgend, um 7 Uhr vor dem Verwal- 
tungsgebäude. Faktisch also eine Be- 
triebsbesetzurig. Auf der Streikver- 
sammlung wurden noch einmal die 
Forderungen aufgestellt und über 
das weitere Vorgehen beraten. Die 
Kollegen wählten eine Streiklei- 
tung und beschlossen, sich regel- 
mäßig zu Streikversammlungen zu- 
sammenzufinden. Ihre Forderun- 
gen lauteten: 


1. Voller Löhnausgleich mit Ham- 
burg ab sofort; 

2. Beibehaltung aller bisher gezahl- 
ten betrieblichen Leistungen 
(Tonnage-Geld usw.); 

3. Für die Streikzeit muß voller 
Lohn gezahlt werden; 

4. Keine Repressalien gegen strei- 
kende Kollegen. 

Am nächsten Tag führten die 
Kollegen eine 3 000 Mann starke 
Demonstration durch. Ihre Parole: 
‚Wir gehen jetzt zur Direktion - 
für gleiche Arbeit gleicher Lohn!“ 

Die Streikfront wurde immer 
stärker. 


Am 18.9. streikte die gesamte 
Belegschaft. Emeut demonstrierten 
die Kollegen durch Kiel und hielten 
eine Kundgebung auf dem Rathaus 
platz ab. Die Teilnehmerzahl war 
auf 8.000 angeschwollen. Andere 
Belegschaften bekundeten mit 
Warnstreiks, Grußadressen und 
Spenden ihre Solidarität. 

Die Bevölkerung solidarisierte 
Sich trotz übler antikommunisti- 
scher Hetze der Presse. In einigen 
Arbeiterkneipen gab es Freibier und 
kostenlos warme Würstchen für die 
streikenden Howaldter, 

Der AStA der Kieler Universität 
solidarisierte sich mit den Streiken- 
‚den und gewährte technische Unter- 
stützung, z.B. den Druck von Flug- 
blättern. 

Nachdem die Belegschaft ein 
„Angebot“ der Direktion am 12.9. 
sofort abgelehnt hatte und auch ein, 


zweites „Angebot“ vom 16.9. in” 


einer geheimen Urabstimmung mit 
über Dreiviertel Stimmenmehrheit 
als ungenügend erklärt wurde, han- 
delten die Direktion und der Be- 
triebsrat am 19. 9. einen neuen 
Kompromiß aus, der vom Vertrau- 
enskörper akzeptiert wurde und den 
Streik mach 11 Tagen beendete. 
Der Kompromiß sah vor: 

1. 8 Pfg. akkordfähige Zulage auf 
den Ecklohn rückwirkend ab 1.9.69 
und weitere 4 Pfg ab 1.1.70 

2. 4 von 9 Streiktagen werden be- 
zahlt 

3, Keine Maßregelung für Streiken- 


Dieses Ergebnis, insbesondere 
die Nichtbezahlung der gesamten 
Streikzeit, wurde zwar von vielen 
Kollegen heftig kritisiert und zu-, 
nächst weigerten sich auch noch 
500 Kollegen, wieder an die Ar- 
beit zu gehen. Insgesamt wurde das 
Ergebnis aber als Erfolg betrach- 
tet. 


(Übrigens: Die teilweise Nicht- 
bezahlung der Streikzeit hat die 
von der Direktion erhoffte Wir- 
kung nicht verfehlt. Viele Kollegen 
sprachen sich jetzt beim Kampf 
gegen die Streichung des Tonnage- 
geldes gerade mit der Begründung 
gegen einen Streik aus, daß sie 
sonst „wie im September wieder 
Lohnausfall“ hätten.) 


Nach Beendigung des Streiks 
versuchte die Geschäftsleitung Teile 
des Kompromisses wieder rück- 
gingig zu machen: Unter Mißsch- 
tung der Vereinbarung eniließ sie 
zwei Kollegen. Am 299. und am 
30.9. legte die Belegschaft darauf- 
hin erneut für mehrere Stunden die 
Arbeit nieder und streikte die Kol 
iegen wieder rein. Zunächst hatte 
die Direktion aur die eine Ent- 


lassung zurückgenommen und wol- 
te für die andere eine „zweitägige 
Überprüfung“. Die versammelten 
Arbeiter führten sich jedoch nicht 
von der Stelle und zwangen die 
Direktion, nach zwei Stunden auch 
die Wiedereinstellung des zweiten 
Kollegen Bekanntzugeben. 

Sowohl die Streikleitung als auch 
die DKP unterließen die Entlar- 
wung des reaktionären Betriebsra- 
tes, der dem Streik voq Anfang an 
feindseelig gegenüberstand. Sie 
überließen ihm sogar die Aushand- 
hung des Kompromisses mit der Ge- 
schäftsleitung. Der Vertrauenskör- 
per, der diesem Kompromiß zu- 
stimmte, war während des Streiks 
Tunktionsunfähig. Einzelne Vertrau- 
ensleute hingegen nahmen führend 
an der Organisierung des Streiks 
teil, 


Im Arbeiterbuch sind alle Zeitungen 
des Kommunistischen Bundes erhältüch 


Arbeiterkampf, Unser Weg, 


Metallarbeiter, 
‚Chemiearbeiter, Druckarbeiter, 
Hafenarbeiter, Flugblätter 


‚Außerdem führen wir ein großes Angebot an 
Schriften zur Gewerkschafts- und Arbeiterbe- 
wegung marı. Klassiker, Internationalismus, 
Schriften aus der VR China, Albanien, Nord- 
Korea, Literatur über Ausbildungswesen, 
‚Soziologie, Pädagogik, Psychologie. 


= 
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HDW-Kapitalisten_in_der Offensive 


Die vom Bundeswirtschaftsmini- 
sterium vorgelegte Werften-Enquäte 
((Untersuchungsbericht) fordert eine 
umfassende Umstrukturierung der 
westdeutschen Werftindustrie. 

Den weitreichenden EWG-Plänen 
der Bouigeoisie Rechnung tragend, 
haben die Werftkapitalisten unter 
aktiver Mitwirkung des kapitalisti- 
schen Staates. bereits umfassende‘ 
Rationalisierungs- und Umstruktu- 
rierungsinvestitionen eingeleitet, 
Die Streichung des Tonnagegeldes, 
die die Empörung der HDW-Arbei 
ter hervorrief, reiht sich ein in. 
ganze Serie von Angriffen wi 
bereits durchgeführte ünd weiter“ 
hin geplante Entlassungen, die Ver- 
chärfung der Akkordhetze, die Ein- 
führung neuer hinterhältiger Ak- 
kordsysteme (z.B. der Programm- 
und Prämienlohn),. die Entlassung 
von politisch Verdächtigen und ehe- 
maligen Streikführern. Die Stzei- 
chung des Tonnagsgeldes ist nur 
die Spitze eines Eisberges, die An- 
‚kündigung noch viel umfassenderer 
Schläge von Seiten.der nunmehr in 
den staatlichen Salzgitter-Konzern 
eingegliederten HDW-Kapitalisten. 

Kurzfristig kam es den Kapitali: 
sten mit der provokatorischen Strei- 
‚chung der einmaligen Tonnagegeld- 
Zahlung von 100, DM auf folgen- 
des an: 

zu prüfen, wie stark ist die 
Kampfkraft der Belegschaft, mit. 
welchem Widerstand der Arbeiter 
haben. die Kapitalisten in der Me- 
talltarifrunde und beiihren weiteren 
zukünftigen Angriffen zu rechnen. 

herauszufinden, wo.die akti- 
ven Kerne im Betrieb sind. 

Isolierung und Entlassung der 
‚kampfbewußtesten Arbeiter. 

MI Demonstrative Organisierung 
einer Niederlage, um die Arbeiter 
einzuschüchtern und zu demorali- 
sieren. 


Die Forderung nach Bezah- 
lung des Tonnagegeldes 


Das Tonnagegeld wurde 1961 an- 
1äßlich der Fertigstellung des Bau 
Nr. 1000 als eine Art Leistungs- 
prämie, als „Anerkennung für die 
geleistete Arbeit, für die 
Einhaltung der Termine, die gelei-_ 
steten Überstunden” usw. einge- 
führt, Beim Wegfall des Milchgel- 
des, der Betriebsfeste undähnlichem 
wurde stets auf das Tonnagegeld 
verwiesen, 

Im September 1969 hatten die 
HDW-Arbeiter in ihrem 10-tägigen. 
Streik nach Abschluß des Tarifver- 
trages u.a. die Forderung aufge- 
stellt: „Beibehaltung aller bisher ge- 
zahlten betrieblichen Leistungen”, 
wozu auch das Tonnagegeld gehört. 
Die. abschließende Vereinbarung 
sagte dann weder ja noch nein dazu. 
Mit dem Tarifabschluß für 1972, 
derauch die Zahlung von 30% eines. 

Monatsiohns vorsieht, ist dann 
die Streichung dieser Septemberfor- 
derung eingeleitet worden. Fr ent- 
hält nämlich die Bestimmung, daß die 
betrieblichen Zulagen bei der Aus- 
zahlung dieser 30% angerechnet 
werden können, Ein zusätzlicher 
Betrug. der HDW-Geschäftsleitung 
besteht darin, rückwirkend auch. 
noch die 100, DM Tonnagegeld 
aus dem Jahre 1971 anzurechnen. 

Vor allem aus diesem Grund wa- 
ren die Kollegen äußerst empört. 
Einige meinten, daß es nicht so 
schlimm sei, wenn das Tonnagegeld 
ab 1973 abgezogen würde. Die 
Mehrheit der Kollegen war jedoch 
prinzipiell gegen die Streichung des 
Tonnagegeldes, und ein Teil forder- 
te außerdem die Zahlung von 70% 
eines 13. Monatsgehaltes, wie dies. 
im Salzgitter-Konzern allgemein üb- 


lich ist und bei der Eingliederung 
vonHDW in den Salzgitter-Konzern 
versprochen wurde. 

Allein diese Tatsache zeigt, daß 
‚die Forderungen noch nicht einheit- 
lich, nicht genügend ausdiskutiert 
waren. Das wirkte sich anschließend 
beim Beginn des Streiks äußerst ne- 
gativ aus. Viele Kollegen wußten 
nicht, was los war und wurden 
überrascht. 

Die DKP steigerte diese Verwir- 
nungnoch dadruch, daß sie zunächst 
alle drei Forderungen propagierte, 
dann nur noch für die prinzipielle 
Weiterzahlung des Tonnagegeldes 
auftrat, und zum Schluß (einer rein 
formaljuristischen Argumentation 
folgend) ausschließlich gegen die 
Streichung der 100,- DM yon 1971. 


Die ersten Streiks 


‚Am Donnerstag, dem 2.11.72, 
versuchten 30 Kollegen aus der 
Schiffbauhalle in Gaarden einen 
Streik zu beginnen. Auf der übrigen 
Werft diskutierten die Kollegen über 
die Notwendigkeit einesStreiks und 
über die Möglichkeit, einen erfolg- 
reichen Streik zu organisieren. In 
dieser Situation machte die Ge- 
schäftsleitung ein Zugeständnis,Sie 
erklärte sich bereit, 50, DM zu 
zahlen - natürlich um zu beschwich- 
tigen und die „Streiklust” abzu- 
bauen. 

Der Betriebsrat konnte nach 
„zähen Verhandlungen” mit diesem 
;.Verhandlungsergebnis” aufwarten. 
Dadurch sollte vertuscht werden, 
daß der BR’gegen die Forderungen 
der Kollegen war und außerdem die 
Kollegen das ganze Jahr lang nicht 
über die Lohnkürzungsabsichten der 
Kapitalisten informiert hatte, Das 
„Zugeständnis” hatte jedoch noch 
Einen weiteren Sinn, Es sollte die 
kampfbewußtesten Arbeiter „her- 
auslocken” 

Viele Kollegen _deuteten dies 
„Zugeständnis” denn auch als ein 
Zeichen der Schwäche der Ge- 
schäftsleitung und meinten, durch 
einen Warnstreik würden sie sich Jie 
restlichen 50,- DM auch noch holen 
können, Diese Illusion wurde geför- 
dert durch die Agitation und Pro- 
paganda der „Links”-Sektierer und 
der DKP. 

Die DKP rief triumphierend: 
„die Direktion wackelt”, und die 
Sektierer der „KPD/ML3” („Rote 
Fahne” und „Roter Morgen") 
stimmten ein: „dieszeigt ganz deut- 
lich, sie haben Angst vor unserer 
Kampfbereitschaft”. 

Worauf es der Direktion wirklich 
ankam, nämlich mit dem Zucker- 
rot die Kampfbereitschaft bei der 
Mehrzahl der Kollegen abzubauen. 
Und geichzeiig mit der Peitsche die 
zevolutionären Arbeiterkerne her- 
rauszulocken, zu sichten und zu 
zerschlagen, d.h. insgesamt auf ge- 
schickte Art eine Niederlage zu or- 
ganisieren = das wurde nicht gesagt. 

Am Freitag, dem 3.11.72, streik- 
ten ca. 500 Kollegen aus Maschi- 
nenbau, Schiffbau, E-Schweißerei, 
Brennerei, Schiffbauschlosserei und 
Teilen anderer Gewerke eine Stun- 
de lang. Diesmal in Dietrichsdorf. 

Die Streikenden versuchten die 
anderen Kollegen davon abzuhalten, 
an Bord zu gehen. Sie forderten sie. 
zur Solidarität auf und diskutierten. 
mit ihnen über die Richtigkeit der 
Forderungen und des Streiks. Viele 
Kollegen hatten aber bis dahin über- 
haupt noch nicht über die Forde- 
rungen diskutiert und über einen 
Streik erst recht nicht, Sie waren 
davon überrascht, gingen zwar an 
Bord, arbeiteten aber nicht, sondern 
guckten, „was weiter passieren wür- 
der. 


Die Tatsache, daß die übergroße 


Mehrheit der Kollegen nicht in den 
Streik mit einbezogen werden 
konnte, lag also nicht in erster 
Linie an technischen Mängeln, son- 
dern vielmehr an der mangelnden 
Überzeugung der Kollegen über Not- 
wendigkeit und Möglichkeit eines 
erfolgreichen Streiks. Die Sache war 
eben „noch nicht genug ausge- 
zeift”, 

Die „ML-Partei”-Sekten hinge- 
gen meinten, das hätte alles nicht 
geklappt, weil man nicht wie im 
September 69 mit roten Fahnen 
durch die einzeinen Betriebe gezo- 
gen sei, Ohnehin spielten die Sek- 
tierer eine klägliche, vor allem aber 
schädliche Rolle. Der Politik des 
"wildgewordänen Kleinbürgers die 
‚Treue haltend, spurteten sie. wild 
gestikulierend vor den angefahrenen 
Streikzug_- allerdings viel zu weit 
voraus, Aus Angst, die Abfahrt zu 
verpassen, liefen sie zu früh los, 
stifteten Verwirrung und Unklar- 
heit. So forderten sie in- einem 
Flugblatt die Kollegen nach den 
Ereignissen in Gaarden (2.11.) dazu 
auf, sofort mit dem Vollstreik zu 
beginnen, sich zu versammeln und 
eine Streikleitung zu wählen - ohne 
das momentane Kräfteverhältnis 
richtig einzuschätzen. 

Fassen wir bis hierhin das 


greifen der Gruppen kurz zusam- 
men; 

Die Tatsache, daß die Mehr- 
heit der Kollegen noch lange nicht 
zum Vollstreik bereit war, daß noch 
nicht einmal die Forderungen klar 
waren, wurde einfach übergangen. 

IM Über die Frage, wer organ 
siert den Streik, wurde frech hin- 
weggehuscht. Es blieb. der, wenn- 
gleich unausgesprochene Hinweis, 
„Die KPD/ML macht das schon“, 
Praktisch, wirklich organisierend 
versuchten nureinige DKP-Kollegen 
einzugreifen. Die Sektierer hielten 
sich in der Praxis feige und keinen 
Mucks von sich gebend im Hinter- 


W Am schwersten wiegt aller- 


dings, daß die politischen Absichten 
der HDW-Kapitalisten von keiner 
Seite enthält wurden. Im Gegenteil: 
man tat so, als ob es der Geschäfts 
leitung nur um die 50, DM ginge. 
Damit wurden bei vielen Kollegen 
die “Ilusionen gestärkt, man könne 
sich sein Geld mit einem Hand- 
Streich holen. 

Die Kollegen waren über das 
Maulbeldentum der „KPD/ML” zu 
Recht: empört. Sie vertraten die 
Auffassung, die Streiks sind zwar 
„ungesetzlich”, aber trotzdem soll- 
en die Vertrauensleute die Organi- 
sierung in die Hand nehmen. 


Die Niederlage 


‚Am Montag, dem 6. November, 
versammelten sich, diesmal wieder 
in Gaarden, einige hundert Kollegen 
vor dem Verwaltungsgebäude. Der 
DKP-Kollege Helmut Schlüter, der 
sich im September 1969 in der 
Streikführung großes Vertrauen der 
Kollegen errungen hat, stellte for 
‚gende Forderungen auf und be- 
gründete sie: 

1. _ keine Anrechnung des Tonn=- 


‚keine Repressaliengegen strei- 


Stillegung HDW-Finkenwerder — Druckmittel gegen alle Werftkollegen 


kende Kollegen; 

3. _ Bezahlung der Streikzeit‘, 

4. verbindliche Zusage der Di- 
rektion, dafs über eine „Harmonk- 
sierung der sozislen Forderungen 
im gesamten Salzgitter-Konzern” 
verhandelt wird. 

Nach zwei Stunden gab die Ge- 
schäftsleitung die Zusage, am näch- 
sten Tag um 12.00 Uhr zu den For- 
derungen der Arbeiter Stellung zu 
nehmen. 


Im Gegensatz zu den Auffassun- 
gen der Arbeiter kam es der DKP 
besonders darauf an, die nach bür- 
gerlichem „Recht” bestehende Un- 
gesetzlichkeit des Streiks zu vertu- 
schen. So sprach sie z.B. in Ausmut- 


zung der Zusage der Direktion da- 
von, die Direktion habe zur Ver- 
sammlung am Mittwoch, also zum 
Streik „eingeladen”. Genauso op- 
portunistisch verhielt sie sich be- 
Züglich der im Tarifvertrag festge- 
legten Bestimmung, daß betriebi; 
che Zulagen bei der Auszahlung der 
30% eines 13. Monatsichns ange- 
Technet werden können. So schreibt 
das „Werft Echo”, Betriebszeitung 
der DKP: „Eine Kannbestimmung 
im TV hebt nicht automatisch die 
jetzt noch gültige Betriebsvereinba- 
Tung auf.” (nebenbei: von der Auf- 
hebung der Beiriebsvereinbarung 
war ja auch gar nicht die Rede, son- 
dern von der Anrechnung der darin 
vereinbarten Beträge bei der Aus 
Zahlung des 13. Monatsgehaltes — 
wenn man schon um „juristische 
Korrektheit” besorgt ist!) 

‚Anstatt also den Arbeitern auf- 
zuzeigen, daß sie selbst bei der Ver- 
teidigung kleinster ökonomischer 
Forderungen schon gezwungen sind, 
die herrschende bürgerliche Gesetz- 
lichkeit zu durchbrechen. versucht 
die DKP verzweifelt, ie bärgeräichen 
Gesetze nach eigenem Gutdünken 
hinzubiegen, Im praktischen Kampf 
erwies sich dasals äußerst schädlich. 
Als nämlich die Geschäftsleitung am 
nächsten Tag, am Dienstag, mit 
einem Flugblatt aufwartete, in dem 
sie 
1. die  bärgerlichgurisäiche 
„Rechtmäßigkeit” ihres Vorgehens 
bewies und 


2. das Gerede von einer „Ein- 
ladung” als Lüge bezeichnete, 
wurden viele Kollegen unsicher. 

Die DKP hatte sich mun derart 
im bürgerlich-juristischen Gestrüpp 
verfangen, daß sie ihre einzige Zu- 
Nucht mur noch im opportunisti- 
schen Zurückweichen erblickte: Sie 
schraubte ihre Forderungen zurück 
und beharrte nur noch auf der Aus- 
zahlung des Tonnagegeldes von 
1971. Allein in diesem Punkt sind 
die Kollegen tatsichlich auch im 
bürgerlich-juristischen Sinne: betro- 
gen worden. E 

Die Anbetung der Gesetze er- 
hielt ihre logische Entsprechung in 
der Politik der DKP gegenüber dem 
reaktionären Betriebsrat. Die DKP 
sprach sich gegen die Wahl einer 
Verhandiungsdelegation zus: „Für 
uns verhandelt der BR. Wir unter- 
stützen nur seine Verhandlangspo- 
sition.” Das war geradezu grotesk 
angesichts der Tatsache, daß sich 
der BR völlig suf die Seite der Ge- 
schäftsieitung gestellt hatte und ge- 
‚gen die Forderungen der Kollegen 
und ihre Warnstreike anstänkerte. 

„Am Dienstag, dem 7.11, wurde 
Schläter zus Gaanien weggeboit 
und in Dietrichsdorf auf ein 
Schwimmponton verbannt. In der 
Mittagspause ging er zu den Kolle- 
zen und hielt eine Rede. Er begrün- 
deie erneut die Forderungen der 
Kollegen und eine auf die im Fius- 
blatt der Geschäftsleitung enthalte- 
me Lage cin, dab das Iumnagegeid 
im voraus gezahlt würde und die 
Streichung des Tonnagegeldes von 
1971 deswegen rechtmäßgg sei 

An diesem lag versamaichen 
sich knapp 1000 Mann in Dier- 
richsdorf vor der Werkzeugzusgabe. 
Helmut Schlüter hielt erneut eine 
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Rede vor den Kollegen. Die Mehr- 
heit der Anwesenden stimmte durch 
Handzeichen «dafür, vors Verwal- 
tungsgebäude zu ziehen, Schlüter 
stimmte das Lied an: „So ein Tag, 
sn wunderschön wie heute.” nd 
die Losung vom September 6 
‚Mur gelten etzt zut Direktion - lür 
gleiche Arbeit gleicher Lohn.” 
Zunächst marschierten eiwaS00 
Kollegen mit, doch allmählich wur- 
de der Zug immer kleiner, bis er auf 
in Häuflein von 30 Kollegen zu- 
sammengeschmolzen war, die um- 
ringt von Meistern und Ingenieuren 
schließlich aufgeben mußten. 
‚Helmut Schlüter wurde noch am 
selben Tag fristlos entlassen 
Warnstreiks gah es nicht mehr. 
Die Niederlage war vollständig. 


tane Kämpfe, wie z.B. die Septem- 
berstreiks 1969, aus sich heraus 
keine lang dauernde Wirkung auf 
die Entwicklung der Arbeiterbewe- 
‚gung haben, wenn es den Kommu- 
nisten nicht gelingt, das bewußte 
und organisierte Element in den 
Reihen. der \rbeiter zu verankern. 

Die Arbeiterklasse steht in ihren 
ökonomıs «en Kämpfen einer all- 
seitig. politisch kämpfenden Bour- 
geoisie gepcnuber. Das erfordert die 
‚Antwort einer proletarischen Klas- 
senpolitik, die sich sowohl vom 
rechtsopportunistischen Kapitulan- 
tentum als auch von: „links"oppor- 
tunistischer Klugscheißerei freima- 
chen muß, Sonst bleibt das Feld 
letztlich den Plänen der Kapitalisten 
und der bürgerlichen Politik über- 


lassen, wie: sie von den SPD-Be- 
triebsgruppen in Betriebsrat und 
Vertrauenskörper verfolgt wird. 
Kiel und insbesondere HDW ist 
gerade deswegen ein lehrreiches Bei- 
spiel dafür, weil sowohl die DKP 
wie auch allerlei „Links”sektierer 
hier bislang eine größere Rolle ge- 
spielt haben als andernorts, wo sie 
kaum eine Bedeutung in den tat 
sächlichen Kämpfen der Arbeiter- 
klasse hatten. Beide düsfen sich 


Welche Lehren müssen aus der 
‚Jüngsten Entwicklung bei HDW in 
Kiel gezogen werden? 

Die jüngsten Auseinandersetzun- 
gen zeigen, daß auch größere spon- 


NONE 


glücklich schätzen, den Erfolg der 
HDW-Kapitalisten mitorganisiert zu 
haben, 


Das Getöne der rechten und der 
„linken” Opportunisten vom steti- 
gen Aufschwung und der von Erfolg 
zu Erfolg eilenden Arbeiterbewe- 
‚gung wirkt angesichts der allseiti- 
zen Offensive der Bourgeoisie gera- 
dezu verbrecherisch, Dies laute Ge- 
schrei entspringt letztlichder oppor- 
tunistischen Angst des Kleinbürgers 
vor der „übermächtigen” Bourgeok- 
sie, vor der „Unveränderlichkeit”" 
derherrschenden Verhältnisse-mag 
es sich auch genau entgegengesetzt 
kostümieren. Sie gebärden sich da- 
mit nur wie das bekannte Männlein, 
das durch eine düstere Straße geht 
und dabei laut und kraftprotzend 
gröhlt, um seine Angst zu verber- 
gen und weil es sich einbildet, die 
„um ihn herumi lauernden Feinde” 
dadurch „einschüchtern” zu kön- 
nen, Für die Arbeiterklasse ist ein 
derartiges Verhalten ihrer vorgehli- 
hen 
Wreter 
über das tatsächliche gegenwärtige 
Kräfteverhältnis erzeugt und Kräfte 
vorgespiegelt werden, die nach nicht 
existieren, 


schädlich, weil so Ulusionen 


Die Bourgeoisie verfolgt golii- 
she Ziele in den ökonomischen 
Kämpfen der Arbeiter. Ihr kommt 
es darauf an, zu verhindern, daß die 
Arbeiterklase Kampferlahrungen 
sammelt, die ihr den weiteren Weg 
weisen. Sie will Niederlagen organ 
sieren,und dafür greift sie auch gern 
ımal tiefer in die Tasche, als das 
bei einem Nachgeben notwendig 
wäre, 

Dies in unsere Überlegungen für 
(ie praktische Arbeit und die prak- 
tischen Kämpfe grundlegend einzu- 
beziehen, ist von ungeheurer Wich- 
ligkeit. Denn es bedeutet, 

©daß wir auch beim „Erkämpfen 

‚kleiner Erfolge” (beim „Kampf 

ums Teewasser”, wie Lenin &s 

nannte) für größtmögliche Ein- 

heit im Handeln 


sorgen müssen; 


@daß wir grundsätzlich über die 
Ziele und Absichten der Bour- 
geoisie, über das gegenwärtige 
Kräfteverhältnis, über alle 
Schwierigkeiten der Kampfbe- 
dingungen und über die Aufga- 
ben der Arbeiterklasse Klarhei 
schaffen und allelllusionen und 
malitätsfernen Kraftmeiereien. 
über „kurzfristige Entscheidun- 


gen" "usw. entgegentreien müs 
sen, weil diese die notwendige 
Klarheit verhindern; 


@d26 wir uns auf einen Ianefristt- 
zen Kampf einrichten müssen, in 
dem Erfolge und Niederlagen 
einander abwechseln, wobei es 
in beiden Fällen darauf an- 
kommt, die richtigen Lehren 
für die Weiterführung des Kamp- 
fes bis zum endgültigen Sieg zu 
Ziehen; 


@daß wir aus diesem Grund daran- 
gehen müssen, die politische 
lung und de ierten 
Zusmmenschluß _ gerade der 
fortgeschrittensten Arbeiter vor- 
anzubringen, wei dies der Ga- 
zant dafür ist, daß der Erfah- 
Tungsschatz der westdeutschen 
Arbeiterbewegung auch bei 
einem Zurickebben der sponts- 
nen Kämpfe erhalten bleibt; der 
Garant dafür, daß die Arbeiter- 
beweRung in den küniüigen 
Kämpfen mit beseren Voraus 
seizungen antritt und ein höhe: 
us Nirsau an allgemeiner Be- 
wußtheit, Organisiertheit und Er- 
folg erreicht. = 


(| Gegenoffensive der Rechten 


Im Anschluß an die Betriebsrats Wahlen 1972 wurden 57 Mitglieder der 
1G-Chemie aus den Darmstädter Betrieben Merck und Röhm aus der Ge- 
werkschaft ausgeschlossen. Der Grund: Sie hatten auf sog. „freien Listen” 
gegen die Einheits-Listen der IG-Chemie kandidiert und damit auch gegen. 
die Richtlinien der DGB-Gewerkschaften zu den Betriebsräte-Wahlen ver. 
stoßen. — Bei den aus der IG-Chemie ausgeschlossenen Mitgliedern handelt 
sich samt und sonders um rechte Spalter und Demagogen, z.T. lang- 
jährige SPD-Betriebsratsfürsten. 

Der Ausschluß dieser rechten Clique um die Betriebsräte Fleckenstein 
und. Knierieme (heide Merck) wurde sowohl von den aktiven Vertrauens 
leuten der Darmstädter Chemie-Betriebe, als auch von der Geschäftsstelle 


der IG-Chemie gefordert und beantragt: 


Der..Haupivorständ der IG-Chemie in Hannover ging zum Schein aut 
diese Forderung ein und verfügte den Ausschluß. Hierdurch gelang es der 
16-Chemie-Führing auch, ihr seit dem Streik 71 reichlich lädiertes Image 
bei den aktiven Gewerkschaftern in Darmstadt wieder aufzubessern. 

Indes war mur eine kurze „Anstandsfrist“ vergangen, als im Dezember 
72 der sog. „Beschwerdeausschuß“ beim Hauptvorstand die Ausschluß- 
Verfügung wieder rückgängig machte. Dieser „Beschwerdeausschuß‘“ ging 
damit auf einen Einspruch der rechten Fleckenstein-Clique ein und über- 
nahm dessen offenkundig zusammengelogene und arbeiterfeindliche „Be- 

ründung”. 
"Angesichts dieser Rücknahme entlarvt sich die vorherige Auschluß- 
Verfügung durch den Hauptvorstand als Farce, als ein Spiel mitverteilten 
Rollen zwischen zwei Gremien der Gewerkschaftsführung (Hauptvorstand 
und Beschwerdeausschuß). Der Zweck dieses Spiels war die Täuschung der 
klassenbewußten und linken Gewerkschafter in Darmstadt. 

Diese betrachten die Rücknahme der Ausschlüsse richtig als Angriff der 
Gewerkschaftsführung auf die von ihnen erkämpften Positionen in Betrieb. 
und Gewerkschaft. Offenbar hatten sie aus dieser Richtung keinen derar- 
tigen Angriff erwartet. Statt dessen hegten die Darmstädter Gewerkschafter 
bis zu einem gewissen Grad Illusionen über den politischen Charakter der 
‚Gewerkschaftsführung und verbreiteten solche Illusionen auch unter d 
Darmstädter Chemic-Arbeitern. 

In’ Antwort auf den Angriff der Gewerkschaftsführung kündigte der 
fortschrittliche Gewerkschaftsführer der Verwaltungsstelle Darmstadt, 
H. G. Lang, sein seit 1955 bestehendes Arbeitsverhältnis mit der IG- 
Chemie. Mit Heinz Günther Lang geht einer der letzten fortchritlichen 
und aktiven Sekretäre der IG-Chemie, 

In jahrelangem betrieblichem und gewerkschaftlichem Kleiikrieg gelang 
es einer immer stärker und größer werdenden Gruppe klassenbewußter Ar- 
beiter und Angestellter,das politische Kräfteverhältnis in der Darmstädter 
1G-Chemie sowie in den wichtigsten örtlichen Chemiebetrieben zugunsten 
der Arbeiterklasse zu verändern. Schrittweise konnte der Einfluß rechter 
SPD-Leute zuruckgedrangt werden (vgl. unsere Artikel in AK 22 und 23). 
Es scheint indessen fraglich, ob die linken Merck-Arbeiter fire Stellung in 
Betrieb und Gewerkschaft halten können, die im Vergleich zum allgemeinen 
Stand der Arbeiterbewegung in der BRD einem weit „vorgeschobenen 
Posten” gleicht, Die Gewerkschaftsführung versucht sich jedenfalls bei 
ihrem langfristig angelegten Angriff zur Liquidierung dieser Arbeit be- 
stimmter Fehler und Mängel in der Merck-Arbeit geschickt zu bedienen. 


Im ARBEITERKAMPF Nr. 22 
und 23 analysierten wir ausführlich 
den Verlauf des Kampfes der linken 
Merck-Arbeiter gegen „ihre“ Kapt- 
alten und deren Agenten im Be- 
Triebsrat und der örtlichen Gewerk- 
schaftsführung: 

Die Ausgangslage bei Merck war 
bis 1967 in etwa dieselbe wie in den 
meisten westdeutschen Großbetrie- 
ben: Ein seit zig Jahren im Amt wal- 


tender rechter SPD-Betriebsrat „re- 
gelte“ alle Belange der Belegschaft, 
dh. er setzte im Auftrag der Ge- 
schäftsleitung deren Interessen in 
der Belegschaft durch. Solidarität 
und Kampfkraft der Belegschaft 
wurden zerschlagen und „ersetzt“ 
durch die „gute“ Zusammenarbeit 
zwischen Geschäftsleitung und Be- 
triebsrat zur optimalen Ausplünde- 
ung der Belegschaft.Mit hochbezahl- 


ten Aufsichtsratsposten in Betrieb 
und Konzern, mit Posten als Stadt- 
verordnete usw. usf. wurden Be- 


Die Führer des alten Merck-Be- 
triebsrates, Fleckenstein und Knie- 
Fieme, verstanden Ihr Geschäftaußer- 
ordentlich gut, Für die Merck-Beleg- 
schaft organisierten sie eine Nieder- 
lage nach der anderen, Als offizielle 


gen ein, um die Belegschaft so bes- 
ser kontrollieren zu können. 

An diesem Punkt setzte die Ar- 
beit klassenbewußter Kollegen an. 
Eine Intensivierung, der gewerk- 
schaftlichen’Schulungsarbeit stärkte 
qualitativ und zahlenmäßig einen 
Kemlinker Gewerkschafter, Das von 
Geschäftsleitung und rechter SPD- 
BetriebsratsClique  dürchgesetzte 


Chemie-Streik 1971: Trotz massiver 
Polizei-Einsätze gegen die Streiken- 
den, trotz wiederwärtiger Hetze der 
der bürgerlichen Presse und Brief- 
sendungen der Kapitalisten an die 
Frauen der streikenden Kollegen, 
trotz Eingriffe der Staatsanwalt. 
schaft gegen Streikführer und die 
1G-Chemie-Verwaltungsstelle, org=- 
nisierten die Merck-Arbeiter unter 
Anleitung ihrer Vertrauensleute er- 


Merck -Koliogn sperren während des Seiks 1971 die Stra ab, umzu 


„Arbeitnchmer-Vertreter“ handel- 
ten sie ständig mit der Geschäfts, 
leitung Sonderbestimmungen, sog. 
„Betriebsvereinbarungen“ aus, die 
& diesen erlaubte, die Ausbeutung 
bei Merck ständig zu intensivieren, 
die gewerkschaftliche Organisierung 


abzubauen und die Widerstandskraft 
der Kollegen zu zerschlagen. 
Die FleckensteinClique hob 


selbst die minimalsten gewerk- 
schafts-demokratischen Rechte der 
Belegschaft auf. Den gewerkschäft- 
Hch organisierten Mitgliedern war es 
nicht einmal erlaubt, ihre Vertrau- 
ensleutezu wählen. Statt dessen 
setzten Fleckenstein & Co Leute 
ihres Vertrauens in allen Abteilun- 


verhindern, daß Streikbrecher das Werk betreten. 


eines nach Nazi-Methode aufgebau- 
ten „betrieblichen Vertrauensmän- 
ner-Systems“ konnte von diesen Ge- 
werkschaftern durchkreuzt und 
„umfunktioniert“ werden. Statt des- 
sen wurde ein aktiver gewerkschaft- 
licher Vertrauenskörper im Betrieb 
gewählt. Dieser gab regelmäßig eine 
fortschrittliche Zeitung heraus, ver- 
trat — gegen den entschiedenen Wi - 
derstand der Geschäftsleitung und 
der alten BeiriebsratsClique — mit. 
Erfolg die Interemen der Kollegen 
und verstärkte die gewerkschaftliche 
Basisarbeit. 


Seine erste Feuertaufe bestand 
dieser junge Vertrauenskörper im 


folgreich einen der härtesten Streiks 
der BRD in den letzten Jahren. 

Die in diesem Streik entwackeite 
Kampf-Entschlossenheit der Merck- 
Arbeiter erschreckte die Kapitali- 
sten gehörig Um damit in Zukunft. 
besser fertig zu werden. schickte 
die „Bundesvereinigung der Arbeit- 
geberverbände der chemischen In- 
dustrie” ihren Vorsitzenden und 
Spezialisten für Probleme des „Klas- 
senkampfes von oben”, Otto Esser, 
in die Geschäftsleitung von Merck, 
der „darin auch vor allem eine 
politische Aufgabe" sicht. 

Ein neuer Höhepunkt is den be- 
trieblichen Auseinandersetzungen 
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bei Merck entwickelte sich im Ver- 
lauf der Betriebsrätewahlen 1972. 
Die rechte Fleckenstein/Knierieme- 
Clique erhielt Auftrag. in jedem 
Fall zu verhindern, daß aus dem 
Kreis der klassenbewußten Vertrau- 
ensleute die neuen Betriebsräte ge- 
wählt werden, Dies zu verhindern 
entsprach auch ihren eigenen Inter 
essen, standen doch ihre hochdo- 
Wierten Pfründe dabei mit auf dem 
Spiel. Entsprechend führte die alte 
Betriebsrats-Garde ihren Wahlkampf 
8 gen die Vertrauensleute der 
1G-Chemie, die sie in übelster Weise 
beschimpften und _verleumdeten. 
Nach dem Muster der gerade auf 
Hochtouren laufenden = „Baader- 
Meinhof-Hetzjagd““ der bürgerlichen 
Presse und des bürgerlichen Staates, 
wurden die Vertrauensleute als 
„Jinksradikale Spinner“, „Utopisten” 
etc, angegriffen, die eine „Gefahr 
für den ganzen Betrieb“ seien, die 
&s auf eine „linksradikale Unter- 
wanderung und Umfunktionierung 
der Gewerkschaft“ abgeschen hätten 
und eine „allgemeine Gefahr für den 
demokratischen Rechtsstaat der 
BRD“ seien. 


Die hemmungsiose Demagogie, 
mit der die alte BetriebsratsClique 
gegen die gewerkschaftlichen Ver- 
trauensmänner vorging, entlarvte sie 
vor einem Großteil der Merck-Be- 
legschaft endgültig als Agenten der 
Kapitalisten. Unter den gewerk- 
schaftlich organisierten Kollegen 
verloren Fleckenstein & Co mehr 
und mehr an Boden, Als ihnen klar 
wurde, daß sie so die Vertrauens- 
leute nicht ausbooten konnten, 
kündigten sie die bis dahin ober- 
lächlich gewahrte „Einheit der IG- 
‚Chemie-Mitglieder“ auf und reich- 
ten eine eigene Spalter-Liste ein. 


Die Merck-Kapitalisten griffen in. 
den Wahlkampf zugunsten der 


Fleckenstein-Clique ein, beteiligten - 


sich in ihrer Werkszeitung an der 
demagogischen Hetzjagd auf-die 
1G-Chemie-Vertrauensleute, _ initi- 
ierten weitere _Spalter-Listen 
(„UAM“ und „DAG“), lobten die 
„iüchtigen Verhandlungspartner”“ 
Fleckenstein & Co, heuerten Kri- 
minelle an, die vor den Werkstoren 
mit. gefälschten Betriebszeitungen 
aufkreuzten usw. usf. Das gemein- 
same Vorgehen von Kapitalisten 
und rechten SPD-Betriebsräten ge- 
gen die linken Vertrauensleute lie- 
ferte auch der Örtlichen bürgerli- 
chen Presse reichlich Stoff und 
Munition, mit der sie ebenfalls ge- 
gen die Vertrauensleute und. die 
1G-Chemie-Verwaltungsstellehetzte, 
Schließlich griff noch der SPD- 
Oberbürgermeister in den. Wahl- 
kampf ein, indem er offensichtlich 
gefälschte Flugschriften zum Anlaß 
nahm, gerichtliche Schritte gegen 
Merck-Vertrauensleute einzuleiten, 
die von der örtlichen Staatsanwalt. 
schaft liebend gern und bevorzugt 
behandelt wurden. 


Trotz dieser breiten reaktionären 
Front gelang den Vertrauensleuten 
‚ein erstaunlicher Durchbruch bei 
den anschließenden Wahlen. Sie ge- 
wannen 14 von insgesamt 29 Sitzen 
im neuen Betriebsrat. Die anderen. 
drei Listen bildeten sofort eine ge- 
meinsame Front unter Führung von 
Fleckenstein und fieme. Diese 
wurden dann auch mit 15 gegen 14 
Stimmen zu den Führern des Be- 
triebsrates wiedergewählt, 


Die betrieblichen und gewerk- 
schaftlichen. Auseinandersetzungen 
im Bereich der Darmstädter IG- 
Chemie zeigen deutlich, daß es ge- 
rade die Rechten, die seit zig Jahren 
im Amt waltenden SPD-Betriebs- 
ratsfürsten und ihr Anhang sind, 
die die Gewerkschaften spalten. Die 
sie spalten müssen, um auch 
weiterhin ihre politische Funktion 
in dieser Gesellschaft wahrnehmen 
zu können; und um ihre persön- 
lichen Pfründe nicht zu gefährden, 


die sie’sich als Entgeld dafür ein- 
handeln, daß sie die Arbeiter und 
Angestellten an ihre Ausbeuter aus- 
liefern. E 


Esgeht hier nicht nur darum, daß 
Fleckenstein &Co durch Einreichen 
einer eigenen Spalterliste zu den 
Betriebsräte-Wahlen die „Einheit 
der Gewerkschaftsmitglieder“ auch 
formal gespalten haben. Vielmehr 
zeigen die Darmstädter Auseinan- 
dersetzungen in aller Deutlichkeit 
und bis in die kleinste Einzelheit 
hinein, daß ihre ganze arbeiterfeind- 
liche Politik dem W es en nach auf 
eine Spaltung der Gewerkschafts- 
Einheit geradezu abzielt. Für die 
rechten SPD-Parteigänger muß die 
Parole von der „Gewerkschafts- 
Einheit“ nur dafür herhalten, die 
eigenen Machtpositionen in Betrieb 
und Gewerkschaft zu erhalten und 
sie. gegen eine ‚stärker werdende 
linke Arbeiter-Opposition zu vertei- 
digen. 

Die Parole von der „Gewerk- 
schafts-Einheit“ verkommt zur hoh- 
len Phrase und zum bloßen partei- 
politischen und karrieristischen 
Machtmittel, wenn sie nicht die 
Wahrung und Vertretung der Inter- 
essen der arbeitenden Klassen zum 
Inhalt hat. 

Solange die Rechten die Vorherr-. 
schaft in den Gewerkschaften ha- 
ben, führen sie die Parole von der 
„Gewerkschafts-Einheit“ ständig im 
Munde, um die noch schwache, 
2.T. unerfahrene Opposition zu un- 
terdrücken. Verändert sich das Kräf- 
teverhältnis. in der Gewerkschaft 
zu ungunsten der Rechten, gehen 
sie bedenkenlos zum Geschäft der 
Spaltung über. 


Wir werden auf allen Rechtrwe- 
gen kämpfen, damit die Diktatur“ 
des Proletarists nicht nach volkr- 
demökratischem Muster zum Zuge 
‚kommt und Demokratie und Rechts- 
‚staatlichkeit auch in der Verwal- 
Tungsstelle Darmstadt _ erhalten 
Bleibe.” 

Da haben wir man das alltägliche 
Bekenntnis eines gewöhnlichen 
Rechtsradikalen, eingehällt in den 
Mantel eines sozialdemokratischen 
Gewerkschafters: Einheitsgewerk- 
schaft - gut und schön, aber ohne 
klassenbewußte Kollegen, beding- 
ungslose Verteidigung der herrschen- 
den kapitalistischen Ausbeuterord- 
mung und Kampf gegen die Linken 
mit allen Mitteln. 

Der  Beschwerdeausschuß der 
16-Chemie folgte der politischen 
Begründung der rechten Flecken- 
steimClique, wonach der konse- 
quente Kampf gegen die linken 
Merck-Arbeiter notwendig sei und 
damit auch die Einreichung der 
Spalterliste. Damit akzeptiert die 


zungen und Richtlinien, wenn die 
se dem Kampf gegen die Arbeiter- 
linke dienlich ist. 


Merck-Arbeiter auf „vorge- 
‚schobenem Posten” 

Die klassenbewüßten Gewerk- 
schafter von Merck haben den An- 
griff der Gewerkschaftsführung (Aus- 
Schluß-Rücknahme der Fleckenstein- 
Clique) offenbar nicht erwartet, wie 
2. auch die resignierte Kündigung 
des 1G-Chemie-Geschäftsführers 
H.G. Langzei 

Noch gefährlicher für den Be- 


Merck-Kollegen sperren ihr Werk ab. 
Im Vordergrund ein Streikführer, Mitglied der Vertrauensleutsleitung. 


Es geht den Rechten also nicht 
um Einheit, sondern bloß um Vor- 
herrschaft in den Gewerkschaften. 
Ist die Vorherrschaft über das Ganze 
— unter der Parole der Einheit — 
nicht mehr gewährleistet, wird ge- 
spalten, um zumindest danach noch 
die Vorherrschaft über einen ge- 
wissen Teil zu behalten. 
Über-diesen Punkt darf sich die 


Arbeiterlinke keinerlei Illusionen 
machen! 
Die : Fleckenstein/Knierieme- 


Clique formuliert das auf ihre Weise 
in den Schlußsätzen ihrer 14-seiti- 
gen Stellungnahme an den Beschwer- 
deausschuß: 

„Abschließend betonen wir er- 
‚neut, daß wir uns trorz all dieser 
unerfreulichen Vorkommnisse (ge- 
meint sind. die innergewerkschaft- 
lichen Auseinanderseizungen mit 
den linken Vertrauensleuten — die 
Red.) nach wie vor zur Einheits- 
gewerkschaft IG-Chemie-Papier-Ke- 
Tamik bekennen. 

Die  Auseinandersetzungen in 
Darmstadt richten sich nicht gegen 
die Organisation, sondern einzig und 
allein gegen die politischen (!) Mani- 
Pulationen von H. G. Lang. L. Kauf- 
mann, H. Keimig, P. Knopf und 
ihren linksradikalen Anhang. 


stand der fortschrittlichen Merck- 
Arbeit wiegt die Tatsache, daß die 
linken Vertrauensleute die Masse 
der Kollegen im Betrieb zuf die- 
sen — durchaus vorhersehbaren — 
Angriff der Gewerkschaftsführung 
nicht vorbereitet haben. 


Die Positionen klassenbewußter 
Gewerkschafter sind bei Merck in 
Darmstadt viel weiter entwickelt 
als in den meisten westdeutschen 
Betrieben. Das Niveau der betrieb- 
lichen und innergewerkschaftlichen 
‚Auseinandersetzungen ist dem für 
westdeutsche Betriebe — besonders 
der Chemie-Industrie — derzeit all- 
‚gemein üblichen Kampfniveau weit 
voraus, Die Merck-Arbeiter stehen 
insofern auf „vorgeschobenem Po- 
sten”. Die Gewerkschaftsfühnung 
hat über einen großen Teil der 
Merck-Belegschaft die direkte Kon- 
trolle verloren. Daß sie dies nicht 
stillschweigend hinnimmt, war zu 
erwarten. 

Wie kam die Arbeiterlinke bei 
Merck zu diesen Erfolgen in ihrer 
Arbeit? Was zeichnet ihre Arbeit. 

Bezeichnend ist die „schlaue“ 
Taktik, das Ausnutzen auch ganz 
geringer Widersprüche auf der Ge- 
genseite sowie die über Jahre an- 


haltende Beharrlichkeit , mit der die 
gesteckten Ziele verfolgt werden. 
Diese Elemente unterscheiden die 
Arbeit der Merck-Linken grund- 
sätzlich von ähnlichen Bemühungen 
der Revisionisten (DKP) und der 
Super,Jinken“  (KPD/ML eic.), 
die - unfähig zu exakten Ein 
shätzungen des jeweiligen Kräfte- 
verkältnisses und ohne Blick für 
den nächsten möglichen und not- 
wendigen Schritt — in hohle Phra- 
sendrescherei und Parteiladen-Logik 
verfallen. 


Allerdings wurden die Erfolge 
der Arbeiterlinken bei Merck auch 
erkauft“ durch opportunistische 
Zugeständnisse an die Geschäfts 
führung. Die Vertrzuensleute ver- 
schwiegen den Kollegen ihre Wider- 
sprüche zu den Zielen der Gewerk- 
schaftsführung. Mehr noch. Sie taten 
so, als seien diese im wesentlichen 
mit ihren eigenen Vorstellungen von 
‚konsequenter Gewerkschaftspolitik 
identisch. Ahnlich der Praxis der 
DKP wurde eine Taktik gewählt, 
die Gewerkschaftsführung den Kol. 
legen gegenüber ausschließlich von 
ihrer „besten Seite“ darzustellen. 
Dies sah dann etwa so aus, daß im 
„Gewerkschafter“ mühsım heraus- 
gesuchte „fortschrittliche“ Zitate 
von Hauenschild und anderen Ge- 
werkschaftsgrößen _ kommentarlos 
publiziert wurden. Z.T. wurden sie 
‚den Taten der rechten Fleckenstein- 
Ciique gegenübergestellt und «n ge- 
tan, als ob diese Politik gegen 
die Vorstellungen der. Gewerk- 
‚schaftsführer machen würden, 


Dabei wurde geflissentlich der 
Widerspruch zwischen Worten und 
Taten der Gewerkschaftsführer ver- 
schwiegen und ebenso die politi- 
sche Funktion bestimmter fort- 
schrittlich anmutender „Sonntags 
Schnacks” der Gewerkschaftsführer, 


Auf diese Weise aber werden 
unter den Kollegen gefähriche Ib 
sionen über den 

vr u 
nährt. Es wird der Tatbestand ve: 
ebelt, dab die Gewerkschaftsfüh- 
ungen,Agenturen der Kapitalisten- 
klasse” sind, die dafür ausgehalten 
werden, daß sie die Arbeiterklasse 
im Sinne der Kapitalisten fest im 
Griff behalten. Solche IMlusionen 
aber schlagen in Resignation um, 
wenn die Kollegen — entgegen der 
Propaganda der linken Vertrauens 
leute — plötzlich sehr schlechte Er- 
fahrungen mit dieser Gewerkschafts- 
führung machen. So gab denn auch 
die VertrauendeuteLeitung nach 
Bekanntwerden des Beschlusses des 


haben wir am 13. 12. 1972, um 
7.15 Uhr, als die Zeitungsmeldung 
bekannt wurde, erstmals zu spüren 
bekommen, indem die ersten Aus 
{ritte und Austrittsabsichten von 
Kollegen in größerem Maße geäußert 
wurden 


Über" sich selbst schreibt der 
Vertrauenskörper in dem gleichen 
Offenen Brief an den Hauptvorstand 
der IG-Chemie und den Beschwerde- 
ausschuß, daß „unser eigenes Ver- 
trauen stark angeschlagen ist”. Er 
für uns unverständliche Enischer 
dung, ... . es uns schwer (macht), 
im Betrieb noch ernst genommen 
zu werden 


Sicher sind diese Ausführungen 
des Merck-Vertrauenskörpers auch 
als taktisch zu verstehende „sanfte 
Drohung“ an die Gewerkschafts- 
führung zu verstehen, die ganze 
Angelegenheit such im eigenen In- 
teresse wieder ins Reine zu bringen. 


verkennen aber offenbar die Tat- 
suche, daß es der Gewerkschafts. 


führung ziemlich geichgältig. ist, 
ob ein paar Hundert resignierte 
Kollegen kurzfristig aus der IG- 
Chemie austreten. Sie werden 
mangels anderer Möglichkeiten 
schon irgendwann wieder zurück- 
kommen. Die Gewerkschaftsführer 
beabsichtigen mit ihrem Angriff ja 
gerade die Resignation der Kolie- 
gen, um — ganz im Sinne der Kapk- 
talisten — die auch für sie gefähr- 
liche Kampf-Entschlossenheit der 
Belegschaft zu brechen. 


Und Hauenschild wird sich vor 
Freude auf die Schenkel hauen, 
wenn er erfährt, daß die linken 
Vertrauensleute „im Betrieb nicht 
mehr ernst genommen“ werden. 
Es war ja durchaus Ziel des An- 
giffs der Gewerkschaftsführung, 
die linken Vertrauensleute in der 
Belegschaft zu isolieren. Und dabei 
konnte sich die Gewerkschaftsfüh- 
zung geschickt der Illusionen be- 
dienen, die die Vertrauensleute zu- 
vor ahnungslos nährten, zumindest 
aber nicht aktiv und offensiv be- 
kämpften. 


Die Gewerkschaftsführung hat 
ein vitales Interesse daran, das Kräf- 
teverhältnis in der Darmstädter IG- 
Chemie und den örtlichen Chemie- 
Betrieben zugunsten der Rechten 
zu verschieben. Genau dem diente 
die Rücknahme der Gewerkschafts- 
Ausschlüsse der rechten Flecken- 
steinCique. B= 
Die aktiven Merck-Vertrauens- 
leute und linken Betriebsräte selbst 
haben natürlich weniger Ilhusionen 
über die Gewerkschaftsführung, als 
sie „offiziell“ in ihrem „Gewerk- 
schafter“ bekunden. Sie Betrachte- 
ten das Lobhudeln gegenüber den 
Gewerkschaftsfährern sicherlich 
mehr unter dem Blickwinkel, sich 
vorerst  Unannehmlichkeiten von 
dieser Seite her zu ersparen. Man 


Aber Hauenshäd & Co und 
durch diese wohlgemeinte Taktik. 
keineswegs hinters Licht zu führen. 


handeln.. Es ist gerade die Taktik 
der Gewerkschaftsführung, die — 
stets um ihren Einfluß in den Be- 
trieben besorgt — besonders für 
„Aufbau-Arbeiten“ im Betrieb die 
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m Verlauf der Betriebsräte- 
Wahlen 1972 kam es in vielen 
‚westdeutschen Betrieben zu 

heftigen innergewerkschaftlichen 

Auseinandersetzungen zwischen lin- 

ken Arbeiter- Fraktionen und rech- 

ten SPD-Parteigängern. In verschie- 
denen Betrieben gab es als Ergebnis 
sölcher Kämpfe zwei Wahllisten, 
auf denen jeweils Mitglieder dersel 
ben Industrie-Gewerkschaft kandi- 
dierten. Entsprechend dem innerge- 
werkschaftlichen Kräfteverhältnis in 
einem Betrieb hielten in solchen. 

Fallen mal die Rechten und mal die 

Linken die „offizielle” Gewerk- 

schafts-Liste in Händen, während 

die zweite Liste dann als „freie 

Liste” eingestuft wurde. 

Gewerkschaftsmitglieder van 

08. „{reien Listen” hatten in jedem 

|Fall Tormal gegen die Richtlinien 

‚der Gewerkschaftsführung versto- 

en und wurden nach der Wahl 

disziplinarisch belangt. Im Fall lin- 
ker Gegenlisten, führte dies fast ge- 
nerell zum Gewerkschafts-Aus- 

Schluß. Im Falle rechter Gegenlisten 

wandte die Gewerkschaftsführung 

ein mehr differenziertes Vorgehen. 
an. So wurden in solchen Fällen 
häufig die Führer der Gegenlisten 

ausgeschlossen, während gegen an- * 

dere Mitglieder solcher Listen zeit- 

lich. begrenzte Funktionsverbote, 

‚Rügen etc. ausgesprochen wurden. 

Gegen Ende 1972 wurden schr 
viele _ Gewerkschafts- Ausschlüsse 
zurückgenommen. Untersucht man 
diese Rücknahmen genauer, so er- 
gibt sich folgendes Bild: Aus 

Schlüsse gegen rechte SPDer wur- 

den generell zurückgenommen. Aus- 

schlüsse gegen linke Arbeiter und 


delt”, teilweise blieben sie bestehen. 
Sieht man genauer hin, so er- 


N gibt sich: Sind die Gewerkschafts- 


führer der Meinung, daß.es sich bei 

‚den Ausgeschlossenen um Mitglieder 
oder Sympatkisanten kommunisti- 
scher Gruppen handelt-(sog. „Mao- 
sten” etc.), bleiben die Ausschlüsse. 
bestehen. Handelt es sich dagegen 
um links-unabhängige, links-so- 
zialdemokratische oder DKP-Kol- 
legen, wurden die Ausschlüsse wie- 
der zurückgenommen und gegebe-- 
nenfalls in andere Disziplinar-Maß- 
nahmen umgewandelt. 


Die Ausschluß-Taktik der Ge- 
werkschaft demonstriert 
deren gewieftes Vorgehen, das ein- 
deutig politisch bestimmt ist. Die 
unterschiedliche „Behandlung” der 
Linken zielt auf die Isolierung ihrer 
radikalsten und konseuentesten 
Teile, der Kommunisten, sowie auf 
eine Integration des Restes. 


Die Gewerkschaftsführer wissen, 
daß sie auf bestimmte Teile der Ar- 
beiterlinken nicht verzichten kön- 
‚nen, wenn sie nicht riskieren wollen, 
die Kontrolle über einen größeren 
Teil der Arbeiterklasse zu verlieren. 
Sb wird der Ausschluß gegen(nicht. 
integrierbare) Kommunisten kom- 
Promißlos durchgesetzt. Bei ande- 
ven linken Kräften erfüllt Aus- 
schluß und spätere Rücknähme des- 
selben die Funktion eines „Schreck- 
schusses” zur „ernsthaften Ermah- 
nung”, sich in Zukunft doch besser 
der Gewerkschaftsführung zu fügen. 
Betroffene Kollegen sollen damit 
nach rechts gedrängt, der Opportu- 
nismus in der Arbeiterklasse ver- 
stärkt werden. 


Mit der Zurücknahme von Ge- 
werkschafts-Ausschlüssen _ gegen 


linke Kollegen kommen die Gewerk- 
schafts-Führer auch dem veränder- 
ten Kräfteverhältnisin den Gewerk- 


‚nen rechter SPD’ler in den betrieb- 
lichen Basis-Gremien der Gewerk- 
schaften (Vertrauensleute-Körper) 
derart stark, daß die Linken stets 


linke Opponenten, gegen die die Ge- 
werkschaftsführer dann bedenken- 
os den Knippel des Gewerk- 
schafts-Ausschlusses _ schwingen 
konnten. 

‚Heute stellt sich die Situation 
anders da. In vielen Vertrauenskör- 
pern sind die rechten SPD’er nur 
noch, Minderheiten. Sie konnten 
sich LT. bei den letzten Betriebs- 
räte-Wahlen nicht immer vollstän- 
dig durchsetzten. Diese Situation 
trieb sie häufig zu eigenen Wahl- 
listen, mit deren Hüfe vie sich mehr 
een Erfolg zu holen hoff- 


türlich grundsatzlich nicht daran ın- 
teressiert, rechte SPD’er zus den 


lich machen, die auch für die Ge- 
werkschaftsführer rechtlich und for- 
mal bindend sind. 

‚Aus dieser Zwickmähle befreien 
sich die Gewerkschaftsführer, indem 
sie erst einmal gegen alle „freien Li- 
sten” — ob nun linke oder rech 


Auschlisse gegen Rechte sofort 
wieder aufheben und alle Aus 
schlüsse gegen Linke bestätigen wär. 
den. Also — hebt man Ausschlüsse 
gegen rechte SPD’ler insgesamt auf 
und ein paar von den Linken „zum 
Aussaat und kan we 
t wahren. 


Der ohnehin nicht ernst gemein- 
aele zuge che BED 
dient der 

dem noch dazu, den Schein von De- 
mokratie und Gerechtigkeit zuf- 
recht zu erhalten. Er erlaubt es den 
Gewerkschafts- Führern so zu tun, 
als gehe es ihnen gar nicht um die 


Die Gewerkschaftsführung kann 
so politsche Neutralitat und Unab- 
hängigkeit vortäuschen und führt 
uf diese Weise such klassenbewuß- 
e Kollegen hinters Licht. Wenn sich 
2.B. die linken Vertrauensleute von 
Merck über die Ausschluß--Räck- 
‚nahme der 57 Rechten der Flecken- 
stein-Clique beschweren, weist die 
Gewerkschaftsführung nach Sıutt- 
gart und sagt: „was wollt ihr, bei 
Daimler haben wir doch die \as- 
schlässe von drei linken Vertrauens- 
leuten ebenfalls zurackgenommen”. 
— Erst eine genauere Untersuchung 
der Ausschlustaktik zeigt, daß dieses 


”lentrale Demonstration”’inBonn 


m 14. Januar hat in Bonn 
eine „zentrale Vietnamde- 
‚monstration“ stattgefunden. 

an der große Teile der westdeut- 
schen Linken teilgenommen haben. 
Der Kommunistische Bund hat sich 
an dieser Demonstration, ebenso 
wie an der „zentralen Demonstra- 
tion“ in Dortmund gegen die Aus- 
länderverfolgung am 8.10.72 nicht, 
beteiligt. Was sind die Gfünde? 

Die. Bonner Demonstration. ist 
ebenso-wie die" Dortmunder De- 
monstration im vorigen Jahr, vom 
Zirkelblock NRF/KBB organisiert 
worden. Dieser Block hat Zeit- 
punkt und Ort der Demonstration 
festgelegt und hat sich dann an 
inke Organisationen und „fort- 
schrittliche Persönlichkeiten‘“ ge- 
wandt, sie sollten sich an dieser 
Demonstration beteiligen. Uns ist 
ein entsprechender Aufruf am 3. 
Januar zugegangen. 

Der Aufruf des Zireklblocks zur 
„zentralen Demonstration‘ hat ein 
gewisses Echo gefunden. So unter- 
zeichneten ihn nachträglich die 
ABG München (eine Kommunisti- 
sche Gruppe), der Landesjugend- 
ring und die Naturfreundejungend 
in Bremen, die Studentenvertre- 
tungen mehrerer Universitäten und 
Studentengruppen in Westberlin. 
Außerdem-unterzeichneten zahlrei- 
fortschrittliche Persönlichkei- 
Neben verschiedenen Uni 
Dozenten (vor allem aus den Zir- 
kelblock-Orten Bremen, Heidelberg 
und Göttingen) auch Pastor Nie- 
möller, die ‚Rechtsanwälte Schily 
und Hannover, ein Bremer Betriebs- 
Tatsmitglied, ein Vorstandsmitglied. 
der Bremer Lehrergewerkschaft u. 
am. 

Das ganze Unternehmen ist all- 
zu deutlich der DKP abgeguckt. 
Darin hat sich der Zirkelblock er- 
folgreicher gezeigt als die „KPD/ 
AO“, die mit ihren Vieinamkomi- 
tees” eine weniger geglückte Kopie 
der DKP-Taktik zu schaffen ver- 
suchte. Ziel dieser Taktik ist es, 
unter schändlichem Mißbrauch des 
vietnamesischen Befreiungskampfes 
anderen Organisationen eine be- 
„stimmte Politik aufzudrängen und 
“sich in der „Öffentlichkeit“ durch 
spektakuläre Aktionen bekannt zu 
machen. Die Liste „fortschrittlicher 
Persönlichkeiten“ "Sient dann nur 
dazu, über die fehlende Verankerung 
der betreffenden Aktion in den 
Massen hinwegzutäuschen. Wir ha- 
ben im AK 24 am Beispiel der 
Dortmunder Demonstration be- 


gründet, warum wir diese organiss- 
tions-bomierte Vorgehensweise 
rundsitzlich ablehnen. 

Entscheidend ist aber, daß der 
Charakter der Demonstration rich- 
ig gekennzeichnet wird. Also nicht 
zu sagen: diese Demonstration soll 
die Regierung unter Druck setzen 
und ausändische Diplomaten be- 
eindrucken etc., wenn davon keine 
Rede sein kann. 

Die. aktuelle Hauptaufgabe ist 
ie Verbreitung und Mobilisierung 
der Front gegen die US-Aggression 
in der BRD. Demonstrationen der 
Linken können dafür Agitations- 
Funktion haben. Diese Funktion 
hat aber eine Demonstration in 
Bonn nicht, die von der „Öffent- 
lichkeit“ überhaupt nicht zur Kennt- 
mis genommen werden kann, und 
die von der bürgerlichen Presse 
ebenso wie die Dortmunder De- 
monstration totgeschwiegen werden 
wird. Eine solche Funktion könnte 
aber z.B. ein zentraler Aktionstag 
mit. parallelen Demonstrationen in 
den Arbeiterviertein mehrerer Groß- 
städte haben. 

Diese Begründungen sind im We- 
sentlichen: 

1. man müsse in Bonn demon- 
sirieren. denn das sei der „Sitz der 
Bundesregierung, die zur Aufgabe 
ihrer Unterstützung der US-Aggres- 
sion in Indochina gezwungen wer- 
den muß“; 

2._ man müsse in Bonn dimon- 
Sirieren, „wo die Anwesenheit der 
diplomatischen Vertretungen aller 
Länder die größtmögliche Wirkung 
einer solchen Demonstration ver- 
spricht”. 

(Zitate zus einem Aufruf des 
„Sekretariats der Vietnam-Komitees 
Mannheim Heidelberg“ und der 
„Kommunistischen Gruppe Neues 
Rotes Forum Mannheim Heidch 
berg“, den Organisatoren der Bon- 
ner Demonstration). 

Für den Kampf des vietnamesi- 
schen Volkes wäre e< van Redeu- 
tung, wenn die SPD/FDP-Regierung 
der BRD — des wichtigsten Ver- 
bündeten des US-Imperialismus — 
zur Aufgabe ihrer Unterstützung 
der US-Aggressionen gezwungen 
werden könnte. Dies würde den 
Vietnamesischen Genowen erlauben. 
noch” stärker die Widersprüche im 
impsruintoschen 1 agcı wevumat- 
zen, um die Freiheit und den Frie- 
den tur ıhr Land möglichst rasch 
zu erkimpfen. 

Zu einem solchen Schritt mäß- 
te die Bundesreperung geiwungen 


werden, da sie ihn freiwillig nicht 
tun wird. Eine Demonstrationder 
Linken allein, in Bonn oder irgend- 
einem anderen Ort, kann diesen 
Zwang nicht ausüben. Für die SPD/ 
FDP-Regierung ist entscheidend, 
daß sie sich ihre verbrecherische 
Politik der Unterstützung der US- 
‚Aggression immer noch leisten 
kann, ohne ihre Massenbasis zu 
verlieren. Die Bundesregierung 
weiß, daß die meisten Menschen 
den US-Krieg in Vietnam ablehnen. 
Sie weiß aber auch, daß diese Ab- 
Jehnung nicht jene Breite und Schär- 
fe hat, die sie in den skandinavischen 
Ländern, in Italien, in Frankreich, 
in Australien usw. hat. 

Wenn die Zirkeiblock-Führer vor- 
geben, durch eine „zentrale Demon- 
Stration“ der Linken Zwang zuf 
die Regierung ausüben zu können, 
dann gleicht das der 1968 noch 
rührenden Illusion, die Notstands- 
gesetze durch eine Massendemon- 
stration zu verhindern. Heute ist 
solche Ilusione-Macherei nicht mehr 
rührend, sondern bloß noch wider- 


auf die „Diplomaten“. 
getan werden, als bestände die 
„größtmögliche Wirkung“ einer 
Vietnam-Demonstration darin, daß 
einigen ausländischen Diplomaten 
anschaulich vorgeführt wird, wie- 
viel Menschen in der BRD gegen 
die US- Aggression sind. Na, da wer- 
den die Diplomaten aber einen 
Schreck kriegen! ... 

"Dabei ist doch sonnenklar: die 
Herren ausländischen Diplomaten 
in Bonn lesen die bürgerlichen west- 
deutschen Tageszeitungen (minde- 
stens drei verschiedene täglich) und. 
können sich ein recht genaues Bild 
über die Breite der Bewegung gegen 
die US-Aggression machen: sie wis- 
sen, daß die Zahl der aktiven De- 
monstranten verhältnismäßig klein 
ist (verglichen mit anderen kapits- 
listischen Ländern) und sie wisen, 
daß die Bonner Demonstration ein 
falsches Büd dieser Situation ver- 
mittelt. Sie können einschätzen, 
daß die Bewegungin der BRD gegen 
die US-Aggression noch keine „be- 
sorgniserregende" Breite und Schär. 
fehat. — 

Wir möchten den Zirkelblock- 
Führern nicht vorwerfen, daß sie 
Ihren eigenen Quatsch such glauben. 
Umso schwerer wiegt aber ihre 
Schuld, derartige Ihusionen zu ver- 
breiten. 


Natärlich sagen wir nicht. d2ß 
die Linken ohne aktive, breite Un- 


ierstützung der werktätigen Masen 
nicht demonstrieren sollten. So ha- 
ben wir zB. im Sommer 1971 in 
Hamburg die Demonstration gegen 
die Erschießung unserer Genossin 
Petra Schelm von der „RAF“ gs 
macht, obwohl wir genau wußten, 
daß diese Demonstration keine Mas- 
senbasis hatte. 

Das Modell der „zentralen De- 
monstration“ ist der Studenten- 
Revolte entichnt. Damals fanden 
zwei „zentrale Demonstrationen“ 
statt: im Herbst 67 in Westberlin 
(Vietnam) und im Frühjahr 68 in 
Bonn (Notstandsgesetze). In der 
Begrundung des Zirkelblocks für 
die angebliche aktuelle Notwendig. 
keit „zentraler Demonstrationen“ 
finden sich konsequent jene Mu- 
sionen wieder, die schon die De- 
monstrationen gegen die NS-Gesetze 
68 bestimmten und Ausdruck der 
rerisionistischen Politik waren und 
sind. P 
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BREMERHAVEN: Arbeiterbuch, 
Pol. Buchhandlung, 285 Bremer- 
haven, Bürger 198, 1. 12.20 — 
18.20 Uhr, Tel. 41 2454 


FLENSBURG: Peter Petersen, 
239 Flensburg, Postiagerkarte 
A022583 

FRANKFURT: 


1480, Tel. 0511/30 61 71, Mo. 
18 — 21 Uhr, Do. 18 — 21 Uhr 
HAMBURG: Postadresse: 
. Reents, 2 Hamburg 13, Rutsch- 
bahn 35 

KIEL: W. D. Scheel, 23 Kiel 1, 
postiagernd 

OLDENBURG: D. Seidel, 29 Ot- 
denburg, Postfach 
Kontaktadressen weiterer Ver- 
Wriebsgruppen des Arbeiterkampf 
GÖTTINGEN: KAG im Buch- 
Iaden „Rote Straße”, 34 Göt- 
ingen, Rote Straße 10, Di 17 — 
19 Uhr 

LÜBECK: W. Blankschein, 24 
Lübeck, Postiagerkarte 0823324 
WESTBERLIN: Florian Geyer 
®. Sozialistisches Zentrum, 1 
Berlin 21, Stephanstr. 60 


«und Stefan Reiner aus. 
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“Sg istes nun mal in der Unternehmer-Gesellschaft” 


Wiedie Großdruckerei Officina Ber- 
liner Druckarbeiter um Lohn und 
Arbeit betrog, und wie Gewerk- 
schaftsfunktionäre Kollegen-Solida- 
rität bestraften. 


Hauptvorstand "der IG 
und Papier hat am 15. 
[Dezember letzten Jahres die 


im Westberliner Landesverband der 
Deutschen Journalisten Union orga- 
nisierten Kollegen Jörg R, Metike 

r Gewerk- 
schaft ausgeschlossen. Angeblicher 
Grund: die beiden dju-Kollegen 
hättensich gewerkschaftsschädigend 
verhalten. 

Wodurch fühlte sich die IG Druck 
und Papier geschädigt? Durch einen 
Spendenaufruf. 

Zusammen mit dem Westberliner 
dju-Vorstand, deren erster und zwei- 


"ter Vorsitzende Mettke und Reisner 


sind, haben sie eine Geldsammlung 
veranlaßt, die die ängste Not der 
über Nacht entlassenen Drucker-Kol- 
legen der stillgelegten Officina- 
Druckerei lindern helfen sollte. Mit 
dem Ausschluß der beiden Joumali 
sten-Kollegen bestrafte der Gewerk- 
schaftsapparat, was nach außen zwar, 
als Organisationszweck der Gewerk- 
schaft bezeichnet wird und sogar in 
der Satzung steht, was aber — wenn 
fortschrittliche Kollegen es verwirk- 
lichen — die arbeiterfeindliche Kabi- 
mettspolitik der Funktionärsspitze 
empfindlich stört: praktische Soli- 
darität und gemeinsames Handeln 
der Drucker und Journalisten. 


felde war eine sogenannte Abschrei- 
bungsfirma, die sich vor zwei Jahren 
in Berlin ansiedelte und insgesamt 
18 Millionen Subventionen vom Se: 
nat_ bekam, Der Kapitalisten-Trick 


solcher Abschreibungsbetriebe be- | 


steht darin, die ja hauptsichlich aus 
den Steuern der Arbeiter aufge, 
brachten „Öffentlichen Gelder” 
nicht — wie vorgesehen — zurückzu- 
zahlen, sohdern zu kassieren. Des- 
halb sind Abschreibungsfirmen da- 
rauf aus, keinen Gewitn zu machen, 
aus dem sich die Behörden die Mi 
lionen zurlickholen würden. Nach 
drei Jahren können die Abschrei- 
bungs-Käpitalisten die gesamte Sul 
ventionssumme dann ganz „legal 
behalten. DieOfficina-Druckerei hat 
auch ganz. offen mit diesem Raub- 
Trick westdeutsche Kapitalisten als 


Geldgeber angeworben, die inzwi- | 


schen für ihre Einlagen von je 20 
‚oder 30 000 DM rund 100 000 bis 
120 000 DM bekommen haben. 

‚Aber das war den Officina-Kapi- 
talisten noch nicht genug. Um noch. 
schneller und billiger die 18 Millio- 


zu können, st 
kereibetrieb schon nach zwei Jahren 
ein uhd setzten alle 187 Arbeiter 
über Nacht auf die Straße, Alle 
noch funktionierenden Betriebsteile 
hatten sie vorher gesellschaftsrecht- 
lich abgetrennt, damit niemand 
Rückzahlungsansprüche geltend ma- 
chen konnte. Die GmbH & Co-An- 
teile der pleite gegangenen Officina- 
Druckerei kaufte ein Strohmann bil- 
lig auf, der die Maschinen im Wert 
von rund 60 Millionen DM jetzt nur 
noch ein Jahr lang in Berlin stehen 
zu lassen braucht, um dann den ge- 
‚samten Verkaufserlös ungestÖrt ein- 
‚kassieren zu können, 

Die Officina-Kapitalisten hatten 
ihre Abschreibungs-Stillegung so ri- 
‚g0r0s eingefädelt, daß die entlasse- 
nen Drucker weder die ihnen noch 
zustehenden Augustlöhne noch die, 
‘vom Arbeitgeber zu zahlenden An- 


teile zur Arbeitslosen- und Sozialver- 


sicherung erhielten. Die müssen sie 
un — allerdings Ohne große Aus- 
sichten auf Erfolg — einklagen. Die 
„freigesetzten” —Officina-Kollegen 
Wurden auch prompt vom Arbeits- 
At abgewieien, weise von Offer 


zurückerhalten hatten. Und als 
Drucker in Westberlin überhaupt 
Arbeit zu finden, ist so gut wie aus- 
geschlossen, weil immer mehr Be- 
triebe dieser Branche zugemacht 
werden (allein 1972 waren es zehn). 
Manche der entlassenen Kollegen 
standen nach der Officina-Pleite 
zum zweitenmal vor dem Nichts: 
erst wenige Wochen zuvor waren sie 
vom Druckhaus Grunewald auf die 
Straße gesetzt worden, weil die bei 
den  SPD-Zeitungen „Telegraph” 
und_„Nachtdepesche”"urplötzlich 
eingestellt worden waren. 

Die 187 gefeuerten Kollegen der 
Officina schlossen sich in dieser Si 
tuation der ärgsten Not fest zusam- 
men. Sie stellten Streikposten auf 
und verhinderten damit, daß noch 
nicht bezahlte Halbfertigprodukte, 
Papiervorräte und Maschinen von 
den Gläubigern aus dem Betrieb 
herausgeholt wurden. Sie organi- 
sierten einen Autokorso, bei dem 
sie Transparente und rote Fahnen 
mitführten, um gegen die betrügeri- 
schen Subventionsgesetze in West- 
| berlin zu protestieren, Da der Senat 

‚nach Bekanntwerden der Offieina- 
Pleiteden mittellosen Kollegen groß- 
artig „rasche und unbürokratische 
Hilfe” versprochen hatte, 20g etwa 
die Hälfte der Officina-Belegschaft 
zum Schöneberger Rathaus, um zu 
ermitteln, wo diese Hilfe denn blie- 
be, Der für Wirtschaft und Verkehr 
zuständige SPD-Senator König 
schickte ihnen erstmal ein großes 
Polizei-Aufgebot entgegen. Aber als 
die Kollegen hartnäckig auf der 
Zahlung ihrer Löhne bestanden, 
wie der SPD-Senator sie kühl mit 
einem Kapitalistenspruch ab: „$o 
istdas nun mal in der Unternehmer- 
Gesellschaft.” 

Allerdings versuchten nicht nur 
die Officina-Kapitalisten und Ihre 
\ Helfershelfer in den Behörden die 
Drucker-Kollegen so billig zu ver- 
aden. Auch die Westberliner Funk- 
tonärsspitze der IG-Druck und Pa- 
pier lieh ihre Hand, die betro- 
genen Kollegen um ihre Rechte 
zu, bringen. Vom Officina-Be- 
triebsrat immer _ wieder angetrie- 
ben, Hillsmaßnahmen einzuleiten, 
Unterstützung zu zahlen und juristi- 
sche Beratung einzurichten, sprach 
derIG DruPa-Vorsitzende Gerd Bal- 
lentin zwar davon, sich um „unbüro- 
kratischen Einsatz der Arbeits- und 
| Sozialämter” zu bemühen, betätigte, 
sich in Wirklichkeit aber als hinter« 
hältiger Abwiegler: gr werde das 
schon in die Wege leiten, os sei 
eigentlich auch schon alles geregelt, 
wenn die Officina-Belegschaft nur 
keinen „Krawall” mache. Aber ta- 
gelang geschah gar nichts. 

Da nahmen die Kollegen die Sa- 
eiie selbst in die Hand. Sie infor- 
mierten auch Betriebsräte anderer 
Betriebe und riefen zur Solldarität 
auf, Schließlich konnte gemeinsam 
bei Ballentin die Einberufung einer 
Betriebsräte- und Vertrauensleute- 
Sitzung durchgesetzt werden. Eine 
sofortige außerordentliche Mitglie- 
| derversammlung hatte Ballentin 
strikt. abgelehnt. Von vorneherein 
hatte der IG DiuPa-Funktiofüir alles 
darangesetzt, eine breite Solidari- 
tätsbewegung aller Kollegen der 
Druck-Branche zu verhindern. So 
entfachten die Gewerkschaftsfunk- 
tionäre zusätzlich zu dem Officina- 
Skandal, durch den die arbeiter- 
feindliche, betrügerische Subren- 
tionspolitik des Senats auf der Basis 
des sogenannten „Berlin-Hilfe-Ge- 
setzes” offenbar" geworden war. 
‚einen "Gewerkschafts-Skandal, der 
enthällte, ‚daß den Funktionären 
ihre guten Beziehungen zu Senat 
und SPD-Spitze wichtiger sind, als. 
die Interessenvertretung betrogener 
Drucker: Alssich die in derIG Druck 
organisierten Journalisten dem So- 
idaritätsaufruf der in Not geratenen 
Drucker-Kollegen spontan anschlos- 


De Een na 


na nicht einmal ihre Arbeitspapiere | sen und am 3. September ihrerseits 


zu einer Spendenaktion aufriefen, 
leitete der IG DruPa-Vorsitzende 
Ballentin ein Ausschlußverfahren 
gegen die Joumnalisten-Kollegen ein. 
Die exemplarische Disziplinierung 
begründete der Herr Gewerkschafts- 
vorsitzende so: die dju-Kollegen 
hätten eigenmächtig und unerlaubt 
Öffentliche Erklärungen abgegeben 
und sich außerdem insofern ge- 
werkschaftsschädigend verhalten, als 
die gesammelten Spenden in Höhe 
von rund 4000 DM nicht ausschließlich 
organisierten Kollegen zugute ge- 
kommen seien. 

In Wirklichkeit hatten die dju- 
Kollegen das gesammelte Geld dem 
(. gewerkschaftlich organisierten) 
Officina-Betriebsrat übergeben, der 
's in eigener Verantwortung natür- 
lich an die am ärgsten in Not gerate- 
nen Entlassenen verteilt hatte. Was 
daran gewerkschaftsschädigend sein 
soll, hat keinem der Kollegen bisher 
so recht einleuchten wollen. 

Die Bundeskonferenz der Deut- 
schen Joumalisten Union hatte des- 
halb auf einer außerordentlichen 
Sitzung Ende Oktober letzten Jah- 
res den Vorsitzenden des IG DruPa- 
Hauptvorstandes, Leonhard Mah- 
lein, nach den wirklichen Aus- 
schlußgründen gefragt. Inzwischen. 
hatte sich nämlich auch noch her- 
ausgestellt, daß die obersten Ge- 
werkschafts-Funktionäre den Aus- 
schluß-Prozeß nach allen Regeln 
der Kunst manipulierten. Zum einen 
‚gaben sie Beschwichtigungsparolen 
aus: Ballentin sei in der Gewerk- 
schaftsspitze ohnehin sehr umstrit- 
ten, deshalb werde sein Ausschluß- 
antrag beim Hauptvorstand kaum 
durchkommen, Zum anderen sollte 
nicht etwa der gesamte Westberliner 
dju-Vorstand, sondern nur die ber 
den Vorsitzenden Jörg R. 
und Stefan Reisner ausgeschlossen 
werden, freilich ohng.daß die Be- 
zwamm 


Studentendemonstration in Ägypten, 


nfang, des Jahres fanden 

den ägyptischen Universitä- 

ten zahlreiche Protestaktio- 
nen gegen die Politik der Sadat- 
Regierung statt. Die Studenten be- 
streikten die Lehrveranstaltungen 
und hielten_politische Versamm- 
lungen ab. Zu schweren Ausein- 
andersetzungen mit der Polizei kam 
es, als sie versuchten, ihre For- 
derungen in Demonstrationen der 
Bevölkerung der ägyptischen Städte 
vorzutragen. Die Polizei ging mit 
brutaler Härte gegen die Demon- 
stranten vor, zahlreiche Studenten 
wurden verletzt und über 200 ver- 
haftet. Drei ausländische Journa- 
listen wurden ebenfalls in Haft ge- 
‚nommen; sie wollten den Polizei- 
(einsatz auf Fotos festhalten. 

Am 3.1. wurden schließlich alle 

Universitäten von der ägyptischen 
Regierung zwangsgeschlossen. 
“ Unruhe und Protest unter den 
ägyptischen Studenten waren zum 
ersten Mal Anfang 1972 aufge- 
Nammt, als das Jahr 1971, das 
Präsident Sadat als „Jahr der Ent- 
ing“ ausgerufen hatte, ergeb- 
nislos verstrichen war. 

Die Studenten fordern, daß 
‚Ägypten vor der israelischen Krieks- 
und Eroberungspolitik im Nahen 
Osten nicht das Feld räumt, son- 
den daß das Volk für den Kampf 


waffnet wird. Sie verlangen ferner 
Unterstützung der palästinensischen 


troffenen, geschweige denn die an- 
deren dju- und Drucker-Kollegen 
die schriftliche Ausschluß-Begrün- 
dung je zu Gesicht bekommen hät- 
ten. Den Delegierten aller in der 
Bundesrepublik und Westberlin ge- 
werkschaftlich organisierten Journs- 


listen erklärte der IG DruPs-Ober- | i 


funktionär Mahlein kurz und bündig, 
außer den bereits geäußerten Grün- 
den gibe es noch weitere schwer- 
wiegende Vorwürfe, die jedoch un- 
ter Verschluß gehalten werdenmüß- 
ten, „um eine Politisiefung der Sa- 
che zu verhindem”. 

Im Ausschluß-Termin vor dem 
16 DruPs-Hauptvorstand sollten die 
beiden beschuldigten dju-Kollegen 
sich sogar schriftlich verpflichten, 
„ausdrücklich auf die Einrede man- 
elhaften rechtlichen Gehörs zu ver- 
Zichten”. Und als sich die Kollegen | 
Mettke und Reisner gegen eine der- | 
artige Nötigung verwahrten und das 
Papier nicht unterschrieben, belehr- 
te sie der Vertreter ausdem Landes- 
bezirk Nordmark im Hauptvorstand, 
Uwe Körner, ungnädig: „Die Be- 
wertung, ob das moralisch oder 
rechtlich anfechtbar ist, könnt ihr 
getrost uns überlassen.” Immerhin 
wurde der Ausschluß-Termin ver- 
tagt und die angeschuldigten Kol- 
legen bekamen die Antragsbegrün- 
dung Ballentins sogar ausgehändigt 

allerdings mit der Drohung, eine 
jergabe an Dritte würde zum so- 
fortigen Ausschluß führen. 

In dieser Antragsbegründung wird 
den dju-Kollegen zusätzlich vorge- 
worfen, der Spendenaufruf der ge- 
werkschaftlich organisierten Journa- 
listen sei in Organen veröffentlicht 
worden, die vom IG DruPa-Vorstand 
als „gewerkschaftsfeindlich” quali 
fiziert werden. 

Mit —„gewerkschaftsfeindliches 


Organ” war unter. anderem der 
„umbruch” gemeint, denfortschritt- 
liche Kollegen und Genossen. in 


Widerstandsorganisationen zu mel- 
den. 

Den Studenten geht esaber eben- 
so um politische Freiheit im eigenen. 
Land. In Ägypten gibt es nur eine 
Staatspartei und eine Staatsgewerk- 
schaft. Die Studenten fordern die 
Einrichtung freier Gewerkschaften 
sowie die demokratischen Rechte 
freier politischer Betätigung. Sie 
wehren sich gegen die Pressezen- 
sur und gegen die Machenschaf- 
ten des ägyptischen Geheimdien- 
stes. 

Die ägyptische Studentenbewe- 
gung ist ein Ausdruck der Tat- 
sache, daß es unter den arabischen 
Massen eine starke antiimperiali- 
stische und sozialistische Strömung 
gibt, daß allgemein die Bereitschaft 
vorhanden ist, gegen die israelische 
Ausression zu kämpfen und ebenso 
die Mißstände im eigenen Land. 
anzugreifen. 

Allerdings wäre es illusionär, 
wenn die Studenten von der ägyptk 
schen Regierung die Erfüllung ihrer 
Forderungen erwarten würden. Die 
arabische Bourgeoisie versteht es 
relativ geschickt, auf diesem Kla- 
vier zu spielen und versucht de- 
magogisch, die Stimmung der Mas- 
sen für ihre eigenen Ziele zu nutzen. 
Leuten wie Nasser gelang es sogar, 
mit dieser Methode zu einer großen 
Popularität zu kommen. Die ägyp- 


Westberlin herausgeben und der 
durch seinen Aufruf zum gemeinss- 


und Reisner in ihrer Entgegnung 
auf Ballentins Ausschluß-Antrag alle 
die konstruierten Vorwürfe mühelos. 
entkräfteten, obwohl es von über- - 
all Proteste gegen die geplante Köl- 
legen-Bestrafung hagelte und spon- 
tanzu Solidaritäts-Spendenaktionen 
ebenfalls für die Offieina-Kollegen 
kam (z.B. in Hamburg auf Anhieb 
‚600 DM) und obwohl die Deutsche 
Journalisten Union in der IG Druck 
und Papier bundesweit das Vorge- 
hen des Berliner Landesbezirksfu 

tionärs und des en 
verurteilten (die von der Hamburger 
dju eingebrachte Forderung auf Zu- 
rückweisung des Ausschluß-Antra- 


ges und auf sofortige Rehabilitie- 
fung der Kollegen Mettke und Reis- 
ner war auf dem dju-Kongreß unter 
Funktionärsanleitung freilich unter 
den Teppich gekehrt worden), 


Disziplinierungsmaßnahme 
muß als Beispiel für eine sich rasch 
weiter verschärfende Kontrolle der 
Kollegen durch die Gewerkschafts- 
Spitze gewertet werden. Sie soll un- 
terbinden, daß die Journalisten 
künftig dauernd Seite an Seite mit. 


ihren DruckerKollegen um die 
Durchsetzung ihrer Interesen 
kämpfen. = 


> Anfang an eine große politische 
Kampagne gegen -das;strage di 
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Italien: Valpreda vorläufig freigelassen 


Nach über äreijähriger Untersuchungshaft hat das Gericht von Cantan- 
zaro am'29. Dezember die vorläufige Freilassung der Anarchisten Val- 
Predn, Borghese und Gargamelli verfügt. Die drei Genossen werden be- 
schuldigt, mehrere'Bombenanschläge verübt zu haben, deren schwerster 
am 12. Dezember 1969 in der Mailänder Landwirtschaftsbank 16 Tote 
und 87 Verletzte forderte. Sehr schnell stellte sich aber heraus, daß die 
Beschuldigung der drei Anarchisten dem italienischen Staat nur dazu 
diente, einen gewaltigen. politischen und ideologischen Feldzug gegen. 
die sozialistische Bewegung in Italien zu führen. daß die drei Genossen 
in Wahrheit nicht die Urheber des Mailänder Blutbades waren, sondern 


‘von der Klassenjustiz nachträglich dazu gestempelt werden sollten. 


Drei Jahre lang versuchte die Justiz 
„Indizien“ zusammenzutragen, die 
darin bestanden, daß tatsächliches 
Beweismaterial beseitigt wurde, daß 
Zeugen unter Druck gesetzt wur- 
den, daß andere auf mysteriöse 
Weise ums Leben kamen oder ganz 
offensichtlich liquidiert wurden 
wie etwa der Anarchist Pinglli, der 
aus em Fenster des Mailänder Po- 
izeipräsidiums gestürzt wurde. 
(Gleichzeitig verdichteten sich die 
Beweise, daß das Mailänder Blut. 
bad und andere den Anarcı 
angelastete Bombenanschläge auf 
das Konto von Faschisten gehen, 
die mit Unterstützung des grie- 
chischen Geheimdienstes und mit 
Duldung des italienischen Staates 
operierten. Das Gericht zögerte so. 
den Prozeß gegen Valpreda, Borghe- 
se und Gargamelli immer weiter 
hinaus, verlegte ihn von Rom nach 
Mailand und von Mailand nach Can- 
tanzaro und sah sich schließlich so- 
gar veranlaßt, die Faschisten Freda 
und Ventura zu verhaften, die zu- 
summen mit dem jetzigen Parla- 
mentsabgeordneten der neofaschi- 
stischen MSI, Pino Rauti, als die 
Haupttäter der Bombenanschläge 
gelten können. 


Die. italienische, Linke. hat.‚von. 


stato“, Begen das „Staatsmassaker"“ 
geführt; sie hät-die. Absichten der 
‚Komplizenschaft .des Staates mit 


eine ständig anwachsende Bewe- 
gung zur Befreiung Valpredas und 
der übrigen Genossen gefördert. 

Die kraftvolle Empörung großer 
Teile der Bevölkerung ist mit Si 
‚cherheit ein wesentlicher Grund, 
der jetzt zur, vorläufigen Freilas 
sung der drei Genossen führte. 

Die vorläufige Freilassung der 
Genossen bedeutet aber nicht, daß 
der Staatsapparat in dieser Angele- 


genheit endgültig die Segel streichen 
Würde. Der Proseh gegen Valpreda 


istdamit nicht aufgehoben, sondern 
‚nur erneut aufgeschoben. Und es 
gibt Grund genug zu der Annahme, 
daß die Justiz die vorläufige Freilas- 
sung der Genossen als taktischen 
Schachzug gegen die linke Bewe- 
ausspielen will, sozusagen als vor- 
beugendes Beruhigungsmittel gegen 
‚neue Repressionen. 

Das liegt schon jetzt auf der 
Hand: 

Grundlage für die vorläufige 
Freilassung der drei Genossen ist 
ein Mitte Dezember verabschiede- 
tes Gesetz zur Neuregelung der Un- 
tersuchungshaft. Nach wie vor wird 
darin aber keine zeitliche Begren- 
zung der Untersuchungshaft gesetzt, 
sondern e> wird lediglich dem per. 
sönlichen Belieben des jeweiligen 


fangenen bis zum Prozeß auf freien 
Fuß zu setzen oder nicht. Dieses 
Gesetz kursierte in der italienischen 
Presse. gleich unter der Bezeich- 
nung „Nalpreda-Gesetz“ - und iat- 
sichlich fand es bei den drei Anar- 


CDU fälscht 
DKP-Zeitung 


7: Wochen vor den Bündes- 
tagswahlen vom 19. Novem- 
ber stellte der Bremer CDU- 
Landesverband Strafantrag ‘gegen 
den Herausgeber des „Vahrer Re- 
Port“, einer Stadtteilzeitung der 
DKP in Bremen. 

Dort hatte angeblich wörtlich 
gestanden: „Am 19. November 1972 
muß. Bonn rot werden und dann 
verteilen wir Genickschüsse an alle 
CDUJCSU-Verbrecher“. — Regio- 
nale Tageszeitungen übernahmen 
diese Meldung kommentarlos, ob- 
wohl die Unsinnigkeit klar war. 

Die DKP hat daraufhin noch 
vorhandene Exeniplare des „Vahrer 
Report“ an die bürgerlichen Zei 
tungen geschickt, Es zeigte sich, 
daß der zitierte Satz sich nur in 


einem "einzigen Exemplar befand, 
das im Besitz der CDU war — und 
zwar offensichtlich nachträglich in 
eine Leer-Stelle eingefügt. 

Ob die Bremer CDU die Fäl- 
schung direkt bestellt hat, ob der 
Fälscher CDU-Mitglied ist — das 
ist nebensächlich. Fest steht, daß 
die CDU wußte, daß es sich um 
eine Fälschung handelte und ganz 
bewußt diese Provokation gestar- 
tet hat. Die DKP hat durch den 
Rechtsanwalt Hannover Strafanzei- 
ge „gegen Unbekannt“ gestellt. Al- 
lerdings ist nicht zu erwarten, daß. 
der. bürgerliche Staat irgendetwas 
tun wird, um den reaktionären 
Fälschern das Handwerk zu legen. 
Schließlich hackt eine Kräbe der 
anderen kein Auge aus U} 


‚Ehisten-Genossep ja auch seine erste 
Anwendung. Das berechtigt aller- 
dings nicht zum geringsten Zweifel 
über die voraussehrbare zukünftige 
Anwendung dieses Gesetzes: daß 
es dem Gericht ebenso „belieben“ 
wird, einen politischen Gegner der 
Kapitalistenherrschaft im Knast zu 
lassen, wie es ihm andererseits „be- 
lieben“ wird, Verbrecher im Dien- 
ste der Kapitalisten auf freiem Fuß 
Zu setzen. Auch im konkreten Fall 
sollte man beachten, dab die vor- 
läufige Freilassung der drei Genos- 
sen möglicherweise eine geschickte 
„Vorleistung“ darstellt, um in eini- 
ger Zeit die: tatsichlich für das 
Mailänder _Bluthad.verantwortli- 
chen Faschisten Freda und Ventu- 
7a aus der Hafı zu entlassen. 


Der mit der Freilassung der drei 
Genossen verbundene taktische 
Schachzug des Staatsapparats ist 
aber noch umfangreicher. Die 
christdemokratische AndreottRe- 
gierung will sich mit dem „Valpre- 
da-Gesetz“ als „Gegenleistung“ eine 
ungeheure Erweiterung der Macht 
der Polizei erkaufen. Ein anderes 
Gesetz (das noch nicht verabschie- 
det ist) soll die Dauer der polizeili- 
chen Festnahme ıhne Gerichthe- 
schluß von bisher 48 auf 96 Stun- 
den eihuhen. Al> „Grund“ tur die 
Inhaftierung auf 96 Stunden soll 
danach die bloße Behauptung eines 
beliebigen Polizisten gelten, daß je- 
mand die Absicht habe, ein Verbre- 
chen zu begehen. Dieses Gesetz 
würde damit eine noch weitaus grö- 
Gere staatliche Wälkür „legalisie- 
ven", als etwa das vor kurzem in 
der Bundesrepublik erlassene Ge 
setz über den „Haftgrund bei Wie- 
derholungsgeiahr“ (einer etwas mo- 
difizierten Fassung der- alten Vor- 
beugehaftpläne der CDU/CSU).Der 
von der Andreotti-Regierung vorge- 
legte Gesetzentwurf bemüht sich 
noch konsequenter, die unter dem 
deutschen Nazi-Regime vorwiegend 
gegen politische Gegnerangewandte 
„Schutzhaft“ nachzuahmen, nach 
der auch jeder von der Straße weg 
festgenommen werden konnte, 
wenn es den terroristischen Polizer 
‚Onganen gefiel. Aber diese Ausdeh- 
mung der polizeilichen Festnahme- 
Vollmachten ist nur der Hauptin- 
alt des italienischen Entwurfs, der 
u.a. auch eine Erweiterung der Po- 
izeimacht bei Hausdurchsuchun- 


Wieser Absichten der Bourgeoisie 
$rößeren Teilen des italienischen 
Volkes bewußt, so daß die Regie- 
fung nicht auf eine leichte und 


strationen am 12. Dezember 1972, 
dem dritten Jahrestag des Mailän- 
der. Blutbades, hatten neben der 


liegt in der starken Anteilnahme 
der Arbeiterklasse, die damit deren 
beginnende Führung auch im poli- 
tischen Kampf gegen den kapitali- 
stischen Staat zum Ausdruck brach- 
ten. In vielen Städten, vor allem in 
Palermo, Neapel und Padua haben 


die fortschrittlichen Betriebsräte 
die Initiative übernommen und das 
Entstehen einer einheitlichen Front 
‚mit Schülern, Studenten und ande- 
ren demokratischen Kräften ermög- 
licht, 

Auch nach der nun erfolgten 
vorläufigen Freilassung von Valpre- 
da, Borghese und Gargamelli wird 
dieser Kampf weitergeführt werden 


des „Extremismus von rechts und 
links”, auch in der Weiterführung 
des ja nur aufgeschobenen Valpre- 
da-Prozesses, Der Beschluß zur Prei- 
iassung der drei Genossen enthält 
einen Satz, der darauf hindeutet, 
daß die Justiz zu einem späteren 
Zeitpunkt möglicherweise ein 

meinsames Verfahren gegen die dei 
Genossen und gegen die Faschisten 
Freda und Ventura eröffnen will. 
Obwohl diese bourgeoise These von. 


längst als Betrug entlarvt ist. findet 
sie doch immer noch Resonanz’ in 
weiten Teilen der von der kapitali- 
stischen Propaganda bewußtlos ge- 


Die vorläufige Freilassung der 
drei Genossen hat viel Freude bei 
allen aufrechten Menschen, und 
nicht nur in Italien, hervorgerufen. 
Aber man darf nicht vergessen, wie 
Valpreda sagte, daß es ein Zwang 
zur Freude ist, wenn der kapktalist- 
sche Staat nach drei Jahren ein un- 
geheures Unrecht und Verbrechen 


»Manchmal könnte 
ich heulen, daß ich 
so arm bin« 


Zensur im NDR-Kinderfunk 


Den Titel zu dieser Sendung 
lieferte der Ausspruch eines kleinen 
Jungen, der in einem Heim unter- 
gebracht ist: „Manchmal könnte 
äch heulen, daß ich so arm bin.” 

Kinderfunk-Leiterin Schwerin 
verbot dic Ausstrahlung dieser Sen- 
dung. Begrändung: 


© Die Sendung sei geeignet, bei 
den Kindern Hass und Neid auf 
Teiche Leute zu wecken. 

© Die interriewien Kinder rede- 
en alle so traurig. 

© Was die Autorin eigentlich mit 
den Arbeitern habe: die besißen 
doch alle einen Fı 

© Die These der Autorin, daß in 
der BRD das Vermögen ungerecht 
verteilt ist, sei $0 eine These, die 
man öfter höre, aber eben mur eine 
These. 

© Im übrigen sei Geld gar nicht 
x wichtig. Wenn die Frmachenen 
das auch glaubten, sei noch lange 
kein Grund, die, Kinder damıt zu 
belasten. 

Bleibt nur nachzutragen, daß 
ein Redaktionseiter im Rang und 
Dienstalter won Rmemarie Schwerin 
im NDR 4967,- DM (mehr als. 

12 Jahre, Tarifgruppe I) im Mosat. 
verdient 


>» 
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Neue ideologische Ausrichtung der 
reaktionären Jugendverbände 


Die westdeutsche Bourgeoisie hat Schwierigkeiten, außerhalb der Schule 
und des Arbeitsplatzes die Jugend organisiert zu erfassen und ideologisch 
zu steuern. Während die Bourgeoisie im Nazi-Reich durch die „Hitler- 
jugend“ fast die ganze Jugend mobilisieren konnte, erreichen die bürger- 
lichen Jugendverbände nur noch einen verhältnismäßig geringen Prozent- 
satz der arbeitenden und lernenden Jugend. Um Jugendliche wieder mehr 
für die bürgerlichen Jugendverbände zu interessieren, geben sich diese ein 


„fortschrittliches“ Image. 


jeispielhaft für diesen Fassa- 
‚denwechsel, den z.B, auch 
‚„‚Junge Union“ vornimmt, 
sind die Überlegungen in der na- 
tionalistischen „Deutschen Jugend 
des Ostens“ (DJO). Die 1951 als 
Jugendorganisation der nazistisch 
gesteuerten „Vertriebenenverbände“ 
gegründete DJO. die noch beim 
Faschisten-Aufmarsch der „Aktion. 
Widerstand“ in Würzburg in ihren. 
H-ähnlichen Uniformen. mitmar- 
schierte und die seit ihrer Grün- 
dung die revanchistischen Ziele der 
westdeutschen Bourgeoisie in der 
Jugend populär zu machen versuch- 
te, findet unter Jugendlichen kaum 
noch Resonanz. Mit ihrer Politik 
des kalten Krieges, des Nationalis- 
mus und Militarismus kann sie kei- 
ne breiten Teile der Jugend mehr 
‚mobilisieren. Inzwischen. bezeich- 
‚nen die DJO-Führer ihren alten 
Kurs schon als „Fehler“. 


Revanchisten stellen sich auf 
„Neue Ostpolitik “ein 

Deshalb will man in der DJO) 
von den „Vertriebenenyerbänden!- 
übrücken "und will die Östveriräge, 
die vor ihrer Ratifizierung Angeh 
punkt der DJO-Greuelpropaganda 


Hahn beruft Faschisten in den 
Schuldienst 

Kurz nach dem großangelegten Po- 
lizeieinsatz gegen die Heidelberger 
Studenten war der baden-württem- 


bergische Kultusminister Hahn 
(CDU) erneut Verursacher eines 
handfesten politischen Skandals, 

kr berief das NPD-Vorstandsmit- 
lied Rolf Kosick zum Dozenten an 
die Staatliche Ingenjeurschule Nür- 

‚en. Begründung: bei Kosick 
handle es sich nicht um einen „Ra- 
diXalen“, sondern um einen „Natio- 
nalisten mit sehr konservativen An- 
schauungen“, was seine Tätigkeit 
und die weiterer elf NPD-Leute 
von 1968 - 1972 im Stuttgarter 
Landtag bewiesen habe. Dies ist 
um so befremdlicher, wenn man 
weiß, daß Kosiek zu den Landtags- 
sitzungen mit dem Abzeichen der 
„Aktion Widerstand“ zu erscheinen 
pflegte, deren SA-ühnliches Auftre- 
ten in Würzburg und anderswo zu 
massiven Protesten der demokrati- 
schen Öffentlichkeit geführt hatte. 

Die NPD, deren kulturpolitischer 
Sprecher Kosiek war, stand im 
Landtag fast immer in einer Front 
mit der CDU, vor allem dann, 
wenn es um die Universitäten ging. 
So paukten NPD und CDU gemein- 
sam Hahns Klinikordnung gegen 
SPD und FDP durch. Und beson- 
dere Schützenhilfe leistete die NPD. 
dann kurz vor der Landtagswahl: 

Sie zog ıhre Kandidatur zurück, 
wodurch die CDU die 9 % dazu. 
gewann, die vorher die NPD hatte. 
Ohne sie siße Hahn heute wohl 
kaum auf seinem Ministersessel, 
wofür er sich jetzt „erkenntlich“ 
zeigte, 

Daß Kosiek ein militanter Fa- 


waren, „mit Leben füllen“, Die 
DJO muß genauso wie die Bourge- 
oisie erkennen, daß mit offener 
Gewalt die Rückgewinnung der DDR 
und der anderen Länder Osteuro- 
pas für den Kapitalismus im Mo- 
ment nicht zu erreichen ist. Folg- 
lich zieht man sich in der DJO die 
Unterwanderstiefel an und unter- 
stützt die „Neue Ostpolitik“ der 
BRD, indem man Jugendkontakte 
zu den osteuropäischen Ländern 
aufbaut, 

Nach eigenen Angahen organi 
siert die DIO 160 000 arbeitende 
und lernende Jugendliche, Diese 
relativ kleine Zahl organisierter Ju- 
gendlicher ist nicht zuletzt Folge- 
der in der Vergangenheit beirie- 
benen Blut-und-Boden-Politik. Eine 
Integration größerer Teile der Ju- 
gend ist nur durch Änderung der 
taktischen Programmatik zu errei- 
chen. In der DJO. setzen diese 
taktischen Überlegungen an einem 
‚neuen, programmatischen Namen 
an. „Bund Deutscher Jugend“ soll 
der neue Name sein. 


Die bürgerlichen ‚ Jugendver- 
bandeinder Krise‘ 
Die Bourgeoisie sicht sich der 


Misere gegenüber, daß die ideolo- 


schist st, hat er des Öfteren bewie- 
sen. Im Juli 1970 hatte er während 
einer internationalen Tagung in Ulm 

DDR-Fahne. heruntergerissen. 
Im letzten. Bundestagswahlkampf 
bemühte er sich in Heidelberg um 
ein Bundestagsmandat für die NPD. 
In Annoncen. empfahl sich Kosick 
den Wählern als Autor des Buches 
„Marxismus? Ein Aberglaube”. 
Dies Buch ist inzwischen wegen 
verfassungsfeindlicher Rassentheo- 
nen (1) von der Bundesprüistelle 
auf den Index gesetzt worden. 

Für Alt-Nazi Hahn (er trat im 
‚April 1932 der NSDAP bei) wa- 
ten dies keine Hinderungsgründe — 
im Gegenteil. Mit Hilfe des brau- 
nen „Bund Freiheit der Wissen- 


gische Steuerung der Jugend durch 
die bürgerlichen Jugendverbände ihr 
aus den Händen zu gfeiten droht. 
Die außerschulische Jugendarbeit 
der bürgerlichen Jugendverbände 


verzeichnet insgesamt einen Mit- 


gliederschwund. So organisieren die 
im „Deutschen Bundesjugendring“ 
(DBIR) _zusammengeschlössenen 


Verbände nur noch etwa 20% der 


Jugend (ausgenommen die Gewerk- 

schaftsjugend). Mit Heimattämelei, 
Lagerfeuer, Wandern und Führer- 
karriere Iassen sich nicht mehr viele 
Jugendliche ködern. Deshalb sollen 
ie bürgerlichen Jugendverbände ein 
„progressives Image“ erhalten, da- 
mit sie weiterhin ihrer ideologie- 
vermitteinden Rolle gerecht wer- 
den können. 

Zum 20;ährigen Jubiläum kapi- 
talistischer Jugendhilfe durch den 
„Bundesjugendplan“ erklärte Diet- 
ich Rollmann, jugendpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, zu den Aufgaben der 
außerschulischen Jugendarbeit: 

„Auch in den siebriger Jahren 
wird der Bundesjugendplan in er- 
ster Linie ein Programm der außer- 
schulischen Jugendbildung sein mäs- 
sen. Dabei denke ich besonders 
an die ‚politische Bildung‘. an die 
‚internationale Jugendarbeit" und 
an die. ‚sportliche Jugendbildung‘, 
Politische Bildung {st einmal Wis 
sens- und. Verständnisvermitilung, 
darüberhinaus-muß-sie-aber-mehr 
als Bisher auf die enuschiedene 
Bejahung und auf das aktıre Eige- 
gement unserer jungen Mitbürger 


schaft“ und offener Faschisten wie 
Kosick sollen an den Universitäten 
und Schulen wieder ausschließlich 
reäktionäre Lehrinhalte durchge- 
setzt werden. Und mit Berufsver- 
boten (in Baden-Württemberg sind 
bisher 70 linke Lehrer — aber kein 
einziger rechter (!} — vom Berufs- 
verbot betroffen), Ordnungsrecht 
und Zwangsexmatrikulation sollen 
all diejenigen, die auch nur Kri- 
tik am herrschenden System wagen, 
mundtot gemacht werden. 

So wurde gleichzeitig mit der 
Einstellung des Rechtsradikalen 
Kosiek die Berufung des Politolo- 
gen Klaus von Beyme (SPD) nach 
Heidelberg „aus politischen Grün- 
den“ von Hahn verhindert. 


für unseren parlamentarisch-demo- 
Kratlschen Staat gerichtet sein. Es 
wire ein Unding, wenn unser Staat 
mit dem Titel ‚Politische Bildung" 
des Bundesjugendpianes seine er- 
Klärten Feinde ‚büden“ wärde. Die 
‚Förderung ‚kritischer" Grappen muß. 
da ein Ende haben, wo die Grenzen 
der Verfassungzmäßigkeit überschrit- 
ten werden”. 
(us: deutsche jugend, zeitschrift 
für jugendfragen und jugendarbeit 
18.jg., heft [1, nov. 70) 

Die Bourgeoisie wird also ihre 
Aufmerksamkeit verstärkt der jde- 
logischen Aufmöbelung ihrer Agen- 
{turen für die Erfassung der Ju- 
endlichen außerhalb der Schulen 
zuwenden. Konzeptionen, wie sie 
die DJO vertritt, schen dabei durch- 
aus im Einkläng mit der Politik 
der westdeutschen Bourgeoisie. 


Reaktionäre rücken zusammen 
So ist es völlig klar, daß der 


ren 


# Entscheidung eines Essener Ge- 
# richts: Beobachtung von. Demon- 
© strationen aus der Nähe ist bereits 
& Nötigung. 


‚ine sich daran zu beteiligen, be- 
’bachtete Ende Januar 72 der 
Lokalredakteur der „Westdeut- 
schen Allgemeinen Zeitung“, Norbert 
Maas, im Rahmen cincs dienstlichen 
Auftrags eine Rote-Punkt-Demon- 
stration. Zusammen mit 130 De- 
monstranten wurde er festgenom- 
‚men und über 5 Stunden lang fest- 
gehalten. „Die Staatsanwaltschaft 
zeigte ihn an wegen „gemeinschaft- 
lich begangener Nötigung“. Den 
Prozeß ließ man aber gar micht erst 
stattfinden: noch vor Beginn der Be- 
weisaufnahme und Anhörung der 
Zeugen wurde das Verfahren trotz 
des Protests von Verteidiger und 
Angeklagten eingestellt. Norbert 
Maas bekam die Verfahrenskosten 
aufgebrummt. Begründung: er habe 
sich immerhin insoweit schuldig ge- 
macht, daß man ihn zwar nicht 
verurteilen. andererseits aher die 
ihm entstandenen Kosten auch nicht 
der Staatskasse auferlegen könne! 

Die sutoruge Beschwerde gegen 
diese Entscheidung wurde abge- 
lehnt. Norbert Maas und seine An- 
wälte halten es für wenig erfolgver- 
sprechend, nun wegen Verletzung 
der Meinungs und Pressefreiheit 
und Verletzung des Grundrechts 
auf freie Berufsausübung beim Bun- 
desverfassungsgericht (BVG) zu kla- 
gen: nach einer neuen BVG-Ent- 
scheidung kann gegen sogenannte 
„Nebenentscheidungen“, wie diese 
Jord reine Kostenentschei- 
gung, nicht mehr beim BVG vorge- 
Zangen werden, 

Diese klare Einschränkung der 
Pressefreiheit ist kein Einzelfall 
sie ordnet sich ein in eine seit lan- 
gem systematisch durch die herr- 
schende Klasse entwickelte Infor- 
mationsunterdrückung. 

Noch vor wenigen Jahren, wäb- 
rend der APO-Demonstrationen 
1967-1968, wurde die Bevölkerung 
häufig durch Augenzeugenberichte 
und Nahaufnahmen mit Koüppel- 
aktionen der Polizei konfrontiert 
denn die Polizisten droschen oft 


„Bund der Deutschen Katholi 
schen Jugend“ (BDKI) sich als 
einer der bestimmenden Verbände 
im „Deutschen Bundegjugendring“ 
(DBIR) ohne Zögern auf die Seite 
der DJO schlagen mußte, als ein 
kleiner Verband, die „Naturfreus- 
dejugend“ (NFI) den Ausschluß 
der DJO aus dem DBIR wegen 
Ihrer faschistischen Ausrichtung ver- 
langte. Die große Mehrheit der 
Vollversammlung des DBJR stimmte 
zwar schon 1971 und jetzt im De- 
zember 72 für den Ausschluß — 
aber die vorgeschriebene 2/3-Mehr- 
heit wurde nicht erreicht. 

Den bürgerlichen Jugendfährern. 
fält es schwer, sich von ihren 
faschistischen Kumpanen zu tren- 
nen; hingegen fält es den Fasch- 
sten leicht, sich ein liberales Män- 
telchen umzuhängen. 

Der Kampf gegen. die bürger- 
liche Ideologie darf keinesfalls nur 
in der Schule geführt werden. Ge- 
rade mit ihren Freizeitorganisstio- 
nen — Sport, Pfadfinder, kirch- 
liche Jugend usw. — hat die Bourge- 
eisie viel Möglichkeiten, ihren Ein- 
Muß in der Jugend zu verankern. 
Diese ideologischen Agenturen der 
Bourgeoisie außerhalb der Schulen 
sind im Moment zwar angeschla- 
gen, aber gerade deshalb wird die 
Bourgeoisie in diesem Bereich ihre 
Aktivitäten konzentrieren und ihre 
Demagogie „modernisieren” 


blind auf Reporter genauso ein wie 
auf Demonstranten. Einerseits wirk- 
ten diese Berichte einschächternd 
und abschreckend, mit der Sen 
tionsmacherei, drängte man die tat 
sächlichen Forderunren der Demon- 
stranten in den Hintergrund. Ande- 
terseits abeı Zeigie sich nur zu deut- 
lich, mit weicher Brutalität. in die- 
sm Staat „Ruhe und Ordnung“ 
aufrecht erhalten werden sollen. 
Die Empörung wuchs, die radika- 
demokratische Bewegung verbrei- 
terte sich, 

Für die Kapitalistenklasse und 
ihre Handlanger wurde es notwen- 
dig, die Bewegung von der Öffent- 
lichkeit zu isolieren, unangenehme 
Zeugen mußte man zum Schweigen 
bringen. Ganz gezielt schlug nun 
die Polizei auch auf Reporter ein. 
Sogar bei bekannten Berichterstat- 
tern der bürgerlichen Presse machte 
man keine Ausnahme. Bei dem 
„Skandal“, wenn einer von ihnen 
getroffen wurde, war oft keine Re- 
de mehr von den -zig Demonstran- 
ten, die gleichzeitig verprügelt wur- 
den. Fermschkameras gingen zu 
Bruch, Fime wurden beschlag- 
nahmt. In München starb ein Foto- 
graf, weil ihm die eigene Kamera 
beim Fotografieren in den Schädel 
geschlagen wurde. Man sollte den 
Mut zur ungeschminkten Informa- 
tion verlieren. 

Gleichzeitig trafen oline Ausnab- 
me die bürgerliche Presse, Rund- 
funk und Fernsehen Vereinbarun- 
gen mit den Innenbehörden, über 
Demonstrationen nicht zu berich- 
ten. Seitdem wird dieses Komplott 
nur in Einzelfällen durchbrochen: 
wenn eine Demonstration zu groß 
ist, um se zuverschweigen. Aber vor 
allem dann, wenn ihr politischer 
Charakter sektiererisch ist, oder pro- 


